
 

 

Dokumentation 
 
 

Anforderungen an eine Eigenständige Jugendpolitik 
in Sachsen. 

 
13.11.2013, Dreikönigskirche Dresden 

 
 
 
 

Diese Veranstaltung wurde als Teil des Vorhabens 
„Jugendpolitik braucht…?!“ mit dem Titel 

„Forum Jugendpolitik braucht“ 
gemeinsam mit der Evangelischen Akademie Meißen  

durchgeführt. 
 
 

 
 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis: 
- Flyer zur Veranstaltung 
- Transkription der Grußworte 
- Transkription des Gesprächs zum Arbeitsstand 
- Transkription des Impulsvortrags Frank Beckmann 
- Transkription des Impulsvortrags Peter-Ulrich Wendt 
- Transkription der Fishbowl-Diskussion 
 
 
 



Wir fördern Veränderung

13. NOVEMBER 2013
Stadt Dresden, Dreikönigskirche

JUGENDPOLITIK BRAUCHT...?!
Forum Jugendpolitik braucht
Anforderungen an eine Eigenständige Jugendpolitik 
in Sachsen.

➜  www.jugendstiftung-sachsen.de

JUST – Jugendstiftung Sachsen
Neefestraße 82
09119 Chemnitz

Telefon (0371) 5 33 64 - 14
Telefax (0371) 5 33 64 - 26
E-Mail info@jugendstiftung-sachsen.de
http://www.jugendstiftung-sachsen.de

JUGENDSTIFTUNG
SACHSEN

Kontakt

JUGENDSTIFTUNG
SACHSEN

Jugendpolitik braucht ...?!

Mit dem Projekt Jugendpolitik braucht …?! regt die Ju-
gendstiftung Sachsen die fachpolitische Diskussion für die 
Entwicklung einer Eigenständigen Jugendpolitik in Sachsen 
an und fördert auf örtlicher Ebene den Austausch zu kon-
kreten Entwicklungsthemen. Die Projektumsetzung war in 
Form einer öffentlichen Kampagne konzipiert. Die Jugend-
stiftung Sachsen lud im Jahr 2013 zu vier Veranstaltungen 
ein. Diese regionalen Fachveranstaltungen fanden in Zu-
sammenarbeit mit den öffentlichen Trägern der Jugendhilfe 
in den Landkreisen bzw. kreisfreien Städten sowie lokalen 
Akteuren statt. Mit einer zentralen Abschlussveranstaltung 
am 13. November 2013 wollen wir die Diskussionsprozesse 
und Akteure zusammenführen und Ideen und Anregungen 
für eine sächsische Jugendpolitik formulieren. Ergänzend 
wird der Fachdiskurs in Zusammenarbeit mit CORAX, dem 
Fachmagazin für Kinder- und Jugendarbeit sowie auf einer 
eigenständigen Webpräsenz vorangetrieben. Mit dem 
Ideenwettbewerb Abenteuer Jugendzeit richtet sich die 
Stiftung unmittelbar an junge Menschen und ruft auf, eige-
ne Vorschläge, Ansichten und Gedanken für eine jugendge-
rechte Politik und Gesellschaft zu entwickeln. Im Ergebnis 
möchte die Jugendstiftung Sachsen ein differenziertes Bild 
von der Lebensphase Jugend zeichnen und Ideen für eine 
eigenständige, an den Lebenslagen junger Menschen orien-
tierte Jugendpolitik zusammentragen. 

➜  www.jugendstiftung-sachsen.de
➜  www.abenteuer-jugendzeit.de

Das Forum „Jugendpolitik braucht…?!“ 

ist eine gemeinsame Veranstaltung der JUST - Jugendstiftung Sachsen 

und der Evangelischen Akademie Meißen. Sie wird unterstützt durch die 

regionalen Kooperationspartner des gleichnamigen Projekts sowie dem 

Kinder- und Jugendring Sachsen, der AGJF Sachsen e.V., der Sächsischen 

Jugendstiftung, der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung sowie dem 

Länderteam der „Meißner Thesen“.

Diese Tagung wird gefördert von der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Sachsens und ist eine Veranstaltung im Rahmen der 

Evangelischen Trägergruppe für gesellschaftspolitische Jugendbildung. 

Die Tagung wird auch aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend gefördert.

 Die Veranstaltungsreihe „Jugendpolitik braucht…?!“ wird durch das 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aus 

Mitteln des Kinder- und Jugendplans „Innovationsfonds Eigenständige 

Jugendpolitik“ gefördert wird.

Anmeldeformular

Forum Jugendpolitik braucht
Anforderungen an eine Eigenständige Jugendpolitik in 
Sachsen.

Das gesamte Veranstaltungsmanagement und damit auch 
die Anmeldung erfolgt über unseren Kooperationspartner 
AGJF Sachsen e. V.

Senden Sie dieses Formular per Fax, E-Mail oder Post an:

AGJF Sachsen e. V. 
Neefestraße 82 E-Mail: info@jugendstiftung-sachsen.de
09119 Chemnitz Fax: (0371) 5 33 64 26

Vorname 

Name  Geburtsjahr

Einrichtung

Straße Hausnummer

Postleitzahl Ort

Telefon

E-Mail-Adresse

ausgeübte Tätigkeit

Mit Eingang der Anmeldung gilt diese als verbindlich. 



Margherita Zander wurde 1948 in Südtirol geboren. Ihre be-
rufliche und akademische Laufbahn widmete die Politik- und 
Gesellschaftswissenschaftlerin frühzeitig den Themenfeldern 
der sozialen Ungleichheit, der Gesellschaftspolitik sowie der 
Kinderarmut. Sie wirkte als sozialpolitische Referentin für B90/
Die Grünen, arbeitete im Hessischen Ministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit und bis 2012 als Professorin in Münster. 
Im Kontext der Kinderarmutsforschung erfolgte eine intensive 
Auseinandersetzung mit dem Resilienzkonzept, die in der Her-
ausgabe des Handbuchs Resilienzforschung mündete.

Carl Wolfgang Müller wurde 1928 in Dresden geboren. Der ge-
lernte Dolmetscher, Journalist,  Jugendpfleger und Gemeinwe-
senarbeiter  wurde nach vielen beruflichen Stationen Professor 
für Erziehungswissenschaften/Sozialpädagogik (1965 – 1997) 
und 1980 erster Direktor des Instituts für Sozialpädagogik an 
der TU Berlin. Er gilt als einer der bedeutendsten Förderer der 
Erziehungswissenschaften. Nach seiner Emeritierung 1997 blieb 
Müller dem Institut verbunden und er übernahm freie Tätigkei-
ten in der Forschung und in der Beratung sozialer Einrichtun-
gen. Einige seiner Werke („Wie Helfen zum Beruf wurde“) zählen 
heute zur Standardliteratur der Sozialpädagogik.

•

Programm

09:30 Begrüßung 
Mosaiksteine für einen neuen Dialog in der 
Jugendpolitik
•  Andreas Pautzke, 
   Vorstand JUST – Jugendstiftung Sachsen
• Christian Kurzke, Studienleiter Jugend der
   Evangelische Akademie Meißen
• Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen  
   und Jugend (n.n.)
• Sächsisches Staatsministerium für Soziales  

   und Verbraucherschutz (n.n.)

10:00 Austausch und Dialog

10:15 Diskussionsstände – Ergebnisse – 
Jugendpolitische Herausforderungen
Anke Miebach-Stiens, Geschäftsführerin AGJF 
Sachsen e. V. im Gespräch mit:
• Ricardo Glaser, 
  JUST – Jugendstiftung Sachsen
• Christian Kurzke, Studienleiter Jugend 
  der Evangelischen Akademie Meißen

10:45 Jugendhilfeplanung: Anknüpfungspunkt 
für eine kinder- und jugendorientierte 
Kommunalpolitik 
• Frank Beckmann, 
   Deutsches Jugendinstitut e. V., Institutsleitung –  
   Arbeitsstelle Kinder- und Jugendpolitik
   anschließend: Diskussion

12:00 Pause

Forum Jugendpolitik braucht

Ein fachpolitisches Forum für die Entwicklung einer 
Eigenständigen Jugendpolitik in Sachsen.

Zum fachpolitischen Forum für eine Eigenständige 
Jugendpolitik in Sachsen werden die Ergebnisse des Pro-
jekts „Jugendpolitik braucht…?!“ zusammengetragen. In 
vier regionalen Fachforen in den Landkreisen Leipzig und 
Vogtlandkreis sowie den Städten Leipzig und Chemnitz 
wurden Aspekte und Herausforderungen einer Eigen-
ständigen Jugendpolitik diskutiert. Der Ideenwettbewerb 
„Abenteuer Jugendzeit“ und die Fachveröffentlichungen 
im CORAX sowie eine Interviewreihe mit Akteuren aus 
Wirtschaft, Politik und Gemeinwesen werden ebenfalls in 
die Ergebnisdiskussion eingebracht.

Mit dieser Veranstaltung sollen Möglichkeiten für einen 
neuen Dialog zwischen den beteiligten Ebenen und 
Akteuren der sächsischen Jugendpolitik eröffnet werden. 
Es gilt dabei die Berührungspunkte zur bundespolitischen 
Debatte über eine Eigenständige Jugendpolitik heraus-
zuarbeiten und die sächsischen Akteure und Diskurse zu 
bündeln. Vor dem Hintergrund der Landtagswahlen in 
Sachsen 2014 sind alle Interessierten eingeladen, nach ju-
gendpolitischen Konzepten für die bevorstehende Legisla-
turperiode zu fragen und eigene Gedanken einzubringen.

Das fachpolitische Forum „Jugendpolitik braucht …?! – 
Dialog!“ wird gemeinsam mit den Kooperationspartnern 
des Projekts „Jugendpolitik braucht…?!“ der JUST – 
Jugendstiftung Sachsen, der Evangelischen Akademie 
Meißen sowie dem „Länderteam Sachsen“ der „Meißner 
Thesen zur Stärkung der Kinder- und Jugendarbeit in 
Ostdeutschland“ durchgeführt.

Termin ➜ 13. November 2013, 09:30 bis 16:30 Uhr 
Bitte richten Sie Ihre Anreise zwischen 08.30 und 09.30 Uhr 
ein. Kaffee und Tee werden bereitstehen.

12:15 „Das sollte es (nicht) sein…“ – 
Gedanken zur Eigenständigen Jugendpolitik 
und Beteiligungsmodellen
• Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt, Hochschule 
   Magdeburg-Stendal 
   anschließend: Diskussion

13:30 Mittagspause

14:30 Anforderungen. Standpunkte. Thesen – 
Jugendpolitik braucht…! 
Mit Ihnen diskutieren:
• Frank Beckmann, Deutsches Jugendinstitut e. V.,  
   Institutsleitung – Arbeitsstelle Kinder- und 
  Jugendpolitik,  
• Prof. Dr. Peter-Ulrich Wendt, 
  Hochschule Magdeburg-Stendal 
• Berit Lahm, Amt für Jugend, Familie und  
  Bildung der Stadt Leipzig
• Andreas Pautzke, JUST – Jugendstiftung Sachsen
• Daniel Peisker, Kreisschülerrat Landkreis Leipzig
• angefragt, derzeit nicht namentlich benannt: 
  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen  
  und Jugend, Sächsisches Staatsministerium für  
  Soziales und Verbraucherschutz, Jugendinitiative  
  Chemnitz

16:00 Im Gespräch bleiben…! – Vereinbarungen für 
die Weiterarbeit

16:25 Resümee und Abschluss 
• Ricardo Glaser, JUST – Jugendstiftung Sachsen
• Christian Kurzke, Studienleiter Jugend der  
  Evangelischen Akademie Meißen

Moderation ➜ Anke Miebach-Stiens, AGJF Sachsen e. V.
Das Programm wird musikalisch begleitet durch Marcus Het-
zel, Gitarrist, Dresden.

Abenteuer Jugendzeit 
Wie soll sie aussehen – eine Eigenständige Jugendpolitik? 

Diskutieren Sie mit! 
Auf unserer Projektseite Abenteuer Jugendzeit wollen wir die 
Einzigartigkeit der Lebensphase Jugend sichtbar machen. 
Mit dem Ideenwettbewerb Abenteuer Jugendzeit sind wir 
gemeinsam mit jungen Menschen authentischen Geschich-
ten auf der Spur, in denen bspw. in Bilderreisen oder Video-
botschaften ungeschminkt über Glück und Frust, enttäusch-
te Hoffnungen und große Erwartungen berichtet wird. Alle 
Teams stellen sich in der gemeinsamen Arbeit auch der Frage, 
wie eine an den Interessen junger Menschen orientierte Po-
litik aussehen kann und soll. Und diese Frage möchten wir 
auch mit Ihnen diskutieren! Auf welche gesellschaftlichen 
Herausforderungen muss eine Eigenständige Jugendpolitik 
reagieren? Wie sehen Ihre Lösungsideen aus? Was möchten 
Sie konkret verändern?

➜ www.abenteuer-jugendzeit.de
Veranstaltungsort ➜ Dreikönigskirche, 01097 Dresden, 
Hauptstraße 23
Versorgungspauschale → 10,00 Euro



Grußworte - Mosaiksteine für einen neuen Dialog in der Jugendpolitik 

Anke Miebach-Stiens (Vorstand JUST – Jugendstiftung Sachsen), Christian Kurzke (Studienleiter 

Jugend der Evangelischen Akademie Meißen), Karl-Heinz Struzyna (Bundesministerium für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend) und Bernd Heidenreich (Sächsisches Staatsministerium für 

Soziales und Verbraucherschutz, Landesjugendamt) 

 

 

Anke Miebach-Stiens, Vorstand JUST – Jugendstiftung Sachsen 

 

Herzlich willkommen, ich freue mich sehr, dass Sie heute hier sind zum Abschlussforum 

"Anforderungen an eine eigenständige Jugendpolitik in Sachsen" zum Projekt mit dem Titel, der 

gleichzeitig Programm ist, "Jugendpolitik braucht?". Unser Untertitel zum Projekt lautet "Achte die 

Jugend – du weißt nicht, wie sie sich entwickeln wird." Ein Spruch, der schon ein bisschen in die 

Jahre gekommen ist von Konfuzius, der aber aus unserer Sicht mit Blick auf die Jugendpolitik 

durchaus bedeutsam sein kann. Ich freue mich sehr, dass ich Sie heute im Namen der JUST 

Jugendstiftung Sachsen begrüßen darf und freue mich auf unser heutiges Programm, in dem wir 

verschiedenste Perspektiven einnehmen werden zum Thema eigenständige Jugendpolitik. 

 

Als Ausrichter der Veranstaltungsreihe "Jugendpolitik braucht" haben wir in den letzten Wochen 

und Monaten verschiedenste Veranstaltungsmöglichkeiten genutzt. Wer unsere Flyer kennt, kennt 

die Vielfalt, die Buntheit, die wir in den letzten Wochen und Monaten an verschiedenen Standorten 

umgesetzt haben. Diese regionalen Veranstaltungen waren den unterschiedlichen Perspektiven von 

Jugendpolitik gewidmet, nämlich, Jugendpolitik als Generationenpolitik, Jugendpolitik als Schutz- 

und Unterstützungspolitik, Jugendpolitik als Befähigungspolitik und Jugendpolitik als 

Teilhabepolitik unter die Lupe zu nehmen. 

Mit zahlreichen Kooperationspartnern konnten wir diese Veranstaltungen mit einer sehr schönen, 

auch mitunter unerwartet positiven Resonanz umsetzen. Heute geht es uns darum, einen Abschluss 

zu finden, einen vorläufigen vielleicht auch, wie wir hoffen, um die Ergebnisse aus den regionalen 

Veranstaltungen zusammenzubinden und sie in den sächsischen Dialog einer eigenständigen 

Jugendpolitik einzubinden. In diesen Fachveranstaltungen, den intensiven Austauschen, die damit 

verbunden waren, den Interviews und Veröffentlichungen, die es zu dem Thema gegeben hat, den 

Fachinputs und den Workshops ist es uns deutlich geworden, wie wichtig es ist, mit jungen 

Menschen, mit Fachkräften und den verschiedensten Akteuren ins Gespräch zu kommen, die mit 

und für junge Menschen tätig sind. 

 

Die Ergebnisse haben wir eingebunden in eine Abschlussdokumentation, die Ihnen heute mit der 

Tagungsmappe schon zur Verfügung steht. Die Dokumentation der heutigen Veranstaltung findet 

sich dann auf unserer Homepage und kann natürlich auch im Nachgang betrachtet werden. 

Ich möchte an dieser Stelle ein herzliches Dankeschön sagen an alle Mitwirkenden von dieser 

Veranstaltungsreihe "Jugendpolitik braucht" und möchte zunächst das Wort geben an Christian 

Kurzke, dem Studienleiter Jugend der Evangelischen Akademie Meißen, der als 

Kooperationspartner für diese Veranstaltung gewonnen werden konnte und der insbesondere eine 

Perspektive einbringt, die uns sehr wichtig ist, nämlich zu schauen: Wie sind die Ergebnisse der 

Meißner Thesen mit unserem Projekt zu verknüpfen? Und ich möchte dich herzlich um ein 

Grußwort bitten. 

 

 

Christian Kurzke, Studienleiter Jugend der Evangelischen Akademie Meißen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Struzyna, lieber Bernd Heidenreich, liebe 

Kollegen und Kolleginnen, liebe Referenten und Referentinnen. Ich freue mich, dass es zu dieser 

Veranstaltung kommen konnte und dass dieser Raum doch zu einer Zeit, in der viele eigentlich auch 



anderes zu tun haben, so voll ist, um sich grundsätzlich mit der Frage auseinanderzusetzen: Was 

braucht Jugendpolitik? Ich glaube, die letzten Jahre sind relativ bemerkenswert gewesen. Wir haben 

ganz verschiedene Prozesse beobachten können. Da gibt es die einzelnen Bundesländer, in denen 

gerade sehr grundsätzlich über jugendpolitische Entscheidungen diskutiert wird. Wir brauchen nur 

mal den Blick nach Sachsen-Anhalt zu lenken: Dort steht gerade sehr vieles auch in Frage. Sachsen 

hat sicherlich in den letzten Jahren auch einen schwierigen Prozess hinter sich, der bis heute auch 

die Kommunikation untereinander beeinflusst. Und auf der Bundesebene ist seit einigen Jahren die 

Debatte rund um die eigenständige Jugendpolitik angestoßen. 

 

Es gibt immer so Gegensatzpaare. Freiwillige Leistung – Pflichtleistung. Es gibt eine 

Standortdiskussion, grade jetzt bei den Koalitionsverhandlungen in Berlin. Was will eigentlich 

Deutschland in Zukunft sein, wer will Deutschland in Zukunft sein. Was sind denn 

Zukunftsinvestitionen? Und ich glaube, da sollte Jugendpolitik eine ganz große Rolle spielen. 

Es sind verschiedene Themenfelder identifiziert worden, Schutz und Unterstützung, Teilhabe, 

Befähigung, Generationendialog. Sicherlich alles ganz wichtig. Wenn wir mit den Begriffen mal 

spielen, die wir zum einen in dem Film schon gesehen haben, "Allianz für Jugend", "gemeinsam 

gestalten", "Jugendpolitik braucht", "Dialog", dann sind wir meines Erachtens ganz schnell bei der 

Debatte darüber, was kann denn eine sächsische Jugendpolitik zukünftig sein und leisten? Als 

Ergänzung zur Kita, zur Schule und zur Familienpolitik. 

Wie kam es eigentlich zu der Kooperationsveranstaltung, vielleicht das noch als letzten Einblick. 

Anke Miebach-Stiens hat schon erklärt – es gibt einen Prozess der Meißner Thesen und aus diesem 

Prozess heraus ist ein sogenanntes Länderteam für Sachsen entstanden. Und genau dieses 

Länderteam hätte kommende Woche auch in diesem Haus eine Veranstaltung organisiert mit dem 

Titel "Dialog für eine neue Jugendpolitik in Sachsen".  

 

Und – wie das so ist –, verschiedene Akteure fangen Prozesse an und stellen zum Glück rechtzeitig 

fest: Sie machen das gleiche, nur dummerweise zu zwei verschiedenen Terminen. Deshalb gibt es 

heute eine Veranstaltung "Jugendpolitik braucht… Dialog". Ich wünsche uns allen ein gutes 

Gelingen. 

 

 

Anke Miebach-Stiens 

 

Vielen Dank. Grußworte – Mosaiksteine für einen neuen Dialog in der Jugendpolitik. Ich freue 

mich sehr, dass wir vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend heute Karl-

Heinz Struzyna begrüßen dürfen. Er ist Referent für Grundsatzangelegenheiten und ich möchte Sie 

herzlich um Ihr Grußwort bitten. 

 

 

Karl-Heinz Struzyna, Referent für Grundsatzangelegenheiten BMFSFJ  

 

Schönen guten Morgen. Ich bin früh aufgestanden, weil mir daran gelegen ist, die Entwicklung in 

den Ländern und die Entwicklung in den Kommunen zu unterstützen, wo immer ich kann. Der 

Bund tut einiges, hat etliches angeschoben, aber die Umsetzung – die muss auf allen Ebenen 

erfolgen: auf der Länderebene und insbesondere auf der kommunalen Ebene, denn da leben die 

jungen Menschen, da machen sie ihre Erfahrungen, da spüren sie, ob sie gewollt werden, da merken 

sie, ob sie einbezogen werden in Entscheidungsprozesse und in die Planung für die Landkreise und 

Städte von morgen. Ich danke deshalb sehr für die Einladung und möchte Ihnen zur Begrüßung ein 

paar Gedanken näherbringen, was denn eigentlich diese eigenständige Jugendpolitik kennzeichnet 

und was bisher erreicht worden ist. Und ich möchte dann anschließen ein paar Gedanken – was sind 

denn aktuelle Herausforderungen, wie muss es weitergehen? 

 

http://www.allianz-fuer-jugend.de/Videos/Kurzfilm/476/


Ein wesentliches Kennzeichen der eigenständigen Jugendpolitik ist, dass sie sich an alle Kinder und 

Jugendlichen und alle jugendlichen und jungen Menschen wendet und ihnen auch nicht in dem 

Alterszeitraum, der gesetzlich die Jugendlichen kennzeichnet – zwischen 14 und 18 Jahren – 

sondern eine durchaus breitere Altersspanne in den Blick nimmt. Der 14. Kinder- und Jugendbericht 

nimmt hier die Altersspanne bis zum, nicht zu einem konkreten Lebensjahr, sondern bis zum Eintritt 

in eine Selbständigkeit, in ein Erwachsenenleben mit einer wirtschaftlichen Grundlage bis hin zur 

Berufseingliederung und zur eigenen Familiengründung in den Blick. Also, wir hören nicht bei 18 

auf, sondern es ist eine wichtige Lebensphase, die nicht durch ein Lebensjahr plötzlich endet, 

sondern die im Kontinuum des gesamten Lebensverlaufs von Bedeutung ist – und um zukünftige 

Lebensphasen bewältigen zu können, muss die Jugendphase gelingen. 

 

Die Bedeutung und die Akzeptanz dieser eigenständigen Jugendpolitik, die kann man glaube ich 

auch daran sehen, dass es gelungen ist, diesen Politikansatz parteienübergreifend zu etablieren. Ich 

denke, das ist ein ganz wesentlicher Punkt – dass es keine parteipolitische Initiative einer Richtung 

ist, sondern dass sich alle Parteien auch in ihren Wahlprogrammen – die haben wir uns im 

Ministerium natürlich angeguckt – dafür sitze ich im Grundsatzreferat, um solche Entwicklungen 

auch mit zu verfolgen. In allen Wahlprogrammen ist die Bedeutung junger Menschen und eine 

Politik für junge Menschen, teilweise auch mit den Begrifflichkeiten "eigenständige Jugendpolitik" 

hervorgehoben, und das stimmt insoweit hoffnungsfroh auch hinsichtlich der laufenden 

Koalitionsverhandlungen, dass diese Politik auch weitergeführt wird. Sie ist im Gang und ich hoffe, 

das merken Sie auch auf der Länderebene, auf der Landesebene und in den Kommunen, dass es 

kein strittiges Thema zwischen den politischen Parteien ist, sondern dem Grunde nach 

Einvernehmen besteht, auch wenn die Gewichtung unterschiedlich sein mag und auch wenn in 

Einzelfragen durchaus Kontroversen entstehen können. 

 

Ein weiteres Merkmal und was erreicht wurde, ist, dass sich die Entwicklung dieser eigenständigen 

Jugendpolitik nicht auf eine Ebene begrenzt, dass nicht der Bund alleine da rumhangelt, denn viel 

mehr würde dann nicht passieren als irgendwelche politischen Verlautbarungen und Kunststücke. 

Wesentlich ist, dass sich alle drei zentralen Ebenen in der Bundesrepublik daran beteiligen, nämlich 

der  Bund, die Länder und auch die Kommunen. Wie wichtig die Kommunen gerade sind, habe ich 

eingangs gesagt. Und auch die Länder haben sich einvernehmlich zur eigenständigen Jugendpolitik 

bekannt. Hierzu gibt es Beschlüsse im Bundesrat, wo die Länder die Entwicklung der 

eigenständigen Jugendpolitik begrüßen und versichern und versprechen, dass sie dies unterstützen. 

 

Ein dritter wichtiger Punkt, der erreicht wurde, ist, dass die eigenständige Jugendpolitik sowohl auf 

der Praxisebene ankommt und in der Praxis Überlegungen und Initiativen versucht und 

hervorbringt, aber ebenso auch in der Wissenschaftsebene. Dass also Theorie, Wissenschaft und 

Praxis da in eine Richtung ziehen, das hat zum Beispiel der 14. Kinder- und Jugendbericht gezeigt. 

Die Kommission, die Sachverständigenkommission, die aus führenden Wissenschaftlern, aber auch 

aus erfahrenen Praktikern zusammengesetzt ist, hebt die Notwendigkeit der Neukonzipierung der 

Jugendpolitik in Deutschland ausdrücklich hervor und sie bringt noch eine ganze Reihe weiterer 

zusätzlicher Argumente, warum diese Neuausrichtung der Jugendpolitik notwendig ist.  

 

Wesentlich befördert und vorangebracht hat die eigenständige Jugendpolitik auch das 

Bundesjugendkuratorium, ein Beratungsgremium der Bundesregierung. Da wird Ihnen sicherlich 

Herr Beckmann gleich in seinem Vortrag Näheres dazu sagen. Der jugendpolitische Schwerpunkt 

und die Notwendigkeit, Jugendpolitik neu zu denken, zeigen sich auch auf der internationalen 

Ebene. Es ist eben nicht eine rein deutsche Frage und Entwicklung. Sie haben heute früh wieder in 

den Nachrichten gehört das Stichwort Jugendarbeitslosigkeit in Europa und die Versuche der 

europäischen Gemeinschaft und einiger Nationalstaaten, hier zumindest einige Garantien für junge 

Menschen zu geben. Das ist schwerfällig, aber es zeigt ganz klar: Jugendpolitik ist nicht alleine eine 

nationale Angelegenheit. Es ist in jeder Nation eine Angelegenheit, auch und gerade in unserer. 



Aber eben nicht nur – es gibt internationale Bezüge und unser Ministerium arbeitet auch in einem 

Kooperationsprojekt mit Frankreich, Schweden, Tschechien und noch weiteren europäischen 

Ländern zusammen.  

 

Nicht zuletzt wurde von Bundesseite das Zentrum für eigenständige Jugendpolitik eingerichtet mit 

Sitz in Berlin, das die Aufgabe hat, die eigenständige Jugendpolitik weiterzuentwickeln und auch zu 

verbreiten. Der Herr Kalbitz ist heute hier, er kann sicher gern angesprochen werden, wenn Sie da 

Unterstützung oder Auskünfte brauchen. 

 

Und ich kann noch einen Satz sagen zu dem Innovationsfonds, den die Bundesregierung aufgelegt 

hat zur Entwicklung der eigenständigen Jugendpolitik. Dieser Innovationsfonds ermöglicht oder 

finanziert unter anderem diese und die Vorläuferveranstaltung, die ganze Veranstaltungsreihe. Das 

ist wichtig, dass Veranstalter die Initiative ergreifen, wie heute hier die Jugendstiftung Sachsen und 

die Evangelische Akademie Meißen, dass die auch den finanziellen Rückhalt erhalten, um diese 

Initiativen dann auch umzusetzen, in die Praxis zu überführen. Und dass das ein 

erfolgversprechender Ansatz ist, das zeigt Ihre Anwesenheit heute hier. Der Innovationsfonds wird 

im kommenden Jahr 2014 wieder neu ausgeschrieben mit etwas differenzierteren, teilweise 

veränderten Schwerpunkten. Sie finden die Informationen darüber natürlich auch im Internet und 

über Ihre Verbände. 

 

Noch ein paar Gedanken: Vor welchen Herausforderungen stehen wir denn bei der 

Weiterentwicklung und Etablierung dieser Jugendpolitik? Eines ist aus meiner Einschätzung erst in 

wenigen Ansätzen gelungen: nämlich die Überschreitung der Grenzen der Kinder- und Jugendhilfe. 

Wenn man sich die Teilnehmerkreise von Fachveranstaltungen anguckt, dann sind es hauptsächlich 

Fach- und manchmal Führungskräfte aus der Kinder- und Jugendhilfe und deren Umfeld. Was uns 

gelingen muss, ist eine systemübergreifende Allianz für Jugend. Denn auch andere Systeme, die 

Wirtschaft, die Medien und weitere, haben natürlich Interesse an einer sich entwickelnden Jugend. 

Die sind anders als die Kinder- und Jugendhilfe, diese Interessen, das muss man glaub ich 

ernstnehmen und respektieren, sonst kommt man nicht zueinander. Aber notwendig, um die Lage 

von Jugendlichen zu verbessern, ist, dass hier auch systemübergreifend gedacht wird und auch 

gehandelt wird. Und zwar sowohl auf der Bundesebene als auch auf der Landesebene und es sind 

durchaus geplant und denkbar Kooperationen, Allianzen für Jugend auf der örtlichen lokalen Ebene 

– da gibt es auch Akteure, die daran arbeiten. 

 

Eine Herausforderung für junge Menschen, für die gesamte Gesellschaft ist natürlich auch die 

Entwicklung der neuen Medien, die elektronische Kommunikation, die für junge Menschen heute 

ganz selbstverständlich ist. Vielleicht ist es die erste Generation, die in dieser Beziehung zumindest 

schlauer ist, mehr Erfahrung hat als wir Älteren. Das verändert das Aufwachsen junger Menschen. 

Aber es verändert eben auch die gesamte Gesellschaft, und das müssen wir mitdenken, das bietet 

Chancen für die junge Generation, es bietet aber auch Risiken und Herausforderungen. 

 

Eine weitere große Herausforderung, vor der wir stehen, ist der demografische Wandel, die 

Veränderung der Altersstrukturen der Gesellschaft, die Abwanderung von jungen Menschen aus 

ländlichen Regionen in die Ballungsgebiete, das heißt, die demografischen Veränderungen treffen 

die Landkreise voraussichtlich weitaus stärker als die Städte. Es sind ja etliche Vertreter aus 

Landkreisen hier anwesend – einige werden es bereits sehen und spüren. Und es sind nicht alle 

Jugendlichen, die gleichermaßen abwandern. Es sind erstmal die, die flott und schnell und mobil im 

Kopf sind, die bildungshungrig sind, die zieht es in die Städte und zurück bleiben eher die 

Schwerfälligen, die Labilen, die Anfälligen, die auch gegenüber eigenwilligen politischen Ideen 

anfällig erscheinen können. Mit diesem demografischen Wandel wird aber auch eines deutlich: Dass 

nämlich eine zukünftige Generation viele Aufgaben zu bewältigen hat und dass Jugendpolitik damit 

die Chance hat, als gesellschaftliche Zukunftspolitik sich zu etablieren. Denn zwar werden auf der 



einen Seite junge Menschen quantitativ zurückgehen – die Anzahl – aber ihre Begehrlichkeiten, das 

Gut Jugend, nimmt natürlich umso mehr zu, je knapper diese jungen Menschen werden. Das sieht 

man am Fachkräftemangel, das sieht man an anderen Gesichtspunkten. Und da gibt es eine 

Diskrepanz: quantitativer Rückgang – das Gut Jugend wird knapp, begehrlich. Aber wie bildet sich 

denn diese veränderte Zusammensetzung der Gesellschaft, der Altersgruppen, mit weniger jungen 

Menschen – wie bildet sich das im politischen Entscheidungsprozess, im demokratischen Verfahren 

ab? 

 

Und da stellen sich natürlich Fragen von politischer Teilhabe, von gesellschaftlicher Teilhabe. Diese 

Fragen werden sich neu stellen. In einigen Regionen heute schon, in anderen Regionen morgen. Die 

Bundesregierung, die gerade ihre Amtszeit, ihre Legislaturperiode abgeschlossen hat, hat ja auch 

eine Demografiestrategie ins Leben gerufen. Zu meinem persönlichen Bedauern hat sich diese 

Demografiestrategie bisher hauptsächlich mit Fragen des Alterns, der Renten, der 

Pflegebedürftigen, befasst. Alles wichtige Themen – was aber nicht auf der Tagesordnung stand, 

waren die Interessen junger Menschen, die Interessen der nachwachsenden Generation, auch ihre 

Potentiale, die Potentiale in einer alternden Gesellschaft, für einen Umbau der Gesellschaft. 

Deshalb hat unser Ministerium die Initiative ergriffen und es besteht zwischen den Ressorts 

Einigkeit darüber, dass eine neue AG in dieser Demografiestrategie der Bundesregierung 

eingerichtet werden soll: Eine neue AG mit der Bezeichnung "Jugend gestaltet Zukunft", in der die 

Interessen junger Menschen im Mittelpunkt stehen sollen. 

 

Dazu gehört auch die Frage der Generationengerechtigkeit, des Anteils junger Menschen am 

Wohlstand und Fragen: Wie wird morgen, übermorgen, in 20 Jahren, der Zusammenhalt der 

Generationen denn aussehen? Wird es zwischen den Generationen Solidarität geben, wird es eine 

Rollen-, eine Aufgabenteilung geben, wird es konkurrierende Generationen geben? Manche 

Schriftsteller sprechen sogar vom Krieg der Generationen, so weit will ich nicht gehen. Aber einige 

Fragen stellen sich neu und sind durchaus spannend und es lohnt sich, sie weiter zu verfolgen, aber 

auch, sie mitzugestalten. Und insoweit stellen sich natürlich die Fragen der Beteiligung junger 

Menschen teilweise neu und wir müssen sie neu denken. Es reicht meines Erachtens nicht, bisherige 

Erfahrungen einfach fortzuschreiben, sondern in mancher Hinsicht müssen wir versuchen, 

tatsächlich die Impulse, die im Zuge dieser Entwicklung der eigenständigen Jugendpolitik 

entstehen, aufzunehmen und Jugendpolitik neu zu denken – auf allen Ebenen. Ich danke Ihnen. 

 

 

Anke Miebach-Stiens 

 

Herzlichen Dank, Herr Struzyna – Die Perspektive des Bundes. Als Vertreter des Sächsischen 

Staatsministeriums für Soziales und Verbraucherschutz haben wir Bernd Heidenreich heute in 

unserer Runde als stellvertretenden Leiter des Landesjugendamts, der ebenfalls Grußworte zu uns 

sprechen wird. 

 

 

Bernd Heidenreich, Sächsisches Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz, 

Landesjugendamt 

 

Schönen guten Morgen. Ich möchte mein Grußwort beginnen mit einer kurzen Beschreibung 

meiner neuen Tätigkeit. Ich bin im Landesjugendamt Referent für die Bereiche Jugendarbeit sowie 

Hilfen zur Erziehung und insofern bin ich den Veranstaltern und auch den Initiatoren dieses Trailers 

sehr dankbar, dass zumindest in einer kurzen Sequenz der Bereich Hilfen zur Erziehung mitgenannt 

worden ist. Gerade in diesem Feld der Jugendhilfe steht die Debatte um Teilhabe- und 

Beteiligungsmöglichkeiten noch am Anfang und auch hier gilt es transparente 

Mitgestaltungsmöglichkeiten zu entwickeln. 



 

Hier sitzen die Akteure für die Bereiche der Jugendarbeit und wenn wir über "Jugendpolitik 

braucht" oder "Dialog braucht" reden, möchte ich heute in dieser Start-up-Veranstaltung für 

Sachsen an alle Protagonisten appellieren, den  Bereich der Hilfen zur Erziehung mitzudiskutieren. 

Hier ist derzeit eine rege Debatte um Beteiligung im Kontext des Bundeskinderschutzgesetzes im 

Gange aber ich frage Sie und mich wie bekommen wir diese Jugendlichen, die zeitweise nicht 

familiäre Kontexte eingebunden und darüber auch nicht direkt ein einem Gemeinwesenkontext 

verhaftet sind, eingebunden in eine Lebenswelt bestimmende Teilhabepolitik.  

 

Das wollte ich vorne anstellen. Zum Mitdenken, zum Mitdiskutieren. Mein Vorredner hat 

verschiedene Herausforderungen genannt. Es geht hier um Mosaiksteine – die demografische 

Herausforderung ist ein Mosaikstein davon. Das ist ein dickes Brett, das wir bohren müssen. Es 

stimmt: Unterstützungssysteme in der frühen Kindheit sind weitestgehend institutionalisiert 

geregelt, auch die Unterstützungssysteme im Bereich Hilfen zur Erziehung sind weitestgehend mit 

einem Rechtsanspruch hinterlegt. Nur die Jugendzeit, die Lebensphase Jugend, die maßgeblich ist 

für Gestaltung und für individuelle Biographieverläufe, ist im sogenannten freiwilligen Bereich des 

SGB VIII verankert und hier ist, möglicherweise auch zu recht wenig institutionalisiert geregelt. Es 

gibt eine These – Minoritäten bestimmen Majoritäten. Und offensichtlich oder zum Glück ist 

Jugend in Sachsen noch nicht zu so einer Minorität geschrumpft, als dass sie zurzeit die Majoritäten 

maßgeblich bestimmen könnte. 

 

Der Vorredner hat es gesagt – uns als Landesjugendämter/Ministerien geht es in erste Linie darum, 

Beteiligungsprozesse dort zu initiieren, wo Jugend lebt, im unmittelbaren Lebensraum. Wir können 

natürlich alle auf die Ganztagsschulen hoffen und die Begleitung dort durchstrukturieren von 8 bis 

16 Uhr. Dennoch wollen die Kinder und Jugendlichen ja nicht eine ganztägige Schule. Sie haben 

ein zu Hause und dort gilt es, wie der Vorredner meinte: systemübergreifende Dialoge zu initiieren, 

zu schauen, wie gelingt es uns, Bürgermeister für die Interessen ihrer Jugendlichen zu gewinnen? 

Wie gelingt es uns, Jugendhilfeausschüsse stärker in den Fokus der politischen Mitbestimmung in 

den Gebietskörperschaften zu bringen? Wie gelingt es uns letzten Endes, den 

Landesjugendhilfeausschuss, der schon ein stark politisch orientierter Ausschuss ist – das zeigt auch  

die Anwesenheit heute der jugendpolitischen Sprecher, die allesamt Mitglieder im 

Landesjungendhilfeausschuss sind –, stärker in eine strukturelle Mitbestimmung zu begleiten? 

 

Die Aktivitäten des Staatsministeriums für Soziales/Landesjugendamt im Kontext zur Beteiligung 

von jungen Menschen haben natürlich nicht erst angefangen mit dem Startschuss der 

Bundesinitiative. Wir haben seit längerem viele Projekte, die sehr deutlich machen, dass junge 

Menschen bereit sind, sich einzubringen: Sei das "Hoch vom Sofa!", wo sehr vielfältige Ideen 

gesammelt worden sind, wie junge Menschen ihr unmittelbares Lebensumfeld gestaltet wissen 

wollen; sei es das Programm "Jugend bewegt Kommune", wo wir gemeinem mit der Deutschen 

Kinder- und Jugendstiftung ausprobieren – welche Ressourcen brauchen denn Bürgermeister und 

Verwaltungen, um Ansprechpartner für Jugendliche zu sein?, wie gelingt es uns denn, die Scheu vor 

Wünschen der Jugendlichen in der Erwachsenenwelt zu minimieren? Es prallen da zwei 

Lebenswelten aufeinander – eine ungestüme und eine vielleicht eher satte Lebenswelt. Wir haben - 

last but not least - gemeinsam mit dem Landesverband Soziokultur einen Konzeptwettbewerb 

initiiert – "Heimat Barriere frei!", wo es darum geht, das Thema  Inklusion in die Jugendarbeit zu 

transportieren, was ja auch wieder etwas mit Beteiligung zu tun hat. Wir sind gemeinsam mit dem 

Kinder- und Jugendring Sachsen und der AGJF Sachsen dabei, ein Konzept hinsichtlich einer 

Beratungs- und Koordinierungsstelle zum Thema Beteiligung zu entwickeln. Und hier geht es nicht 

nur um die politische Beteiligung, es geht auch um die Beteiligung im unmittelbaren Kontext der 

Jugendhilfe, was Qualitätsentwicklung, was Mitbestimmung betrifft.  

Letzten Endes wird es für uns – und da gucke schaue ich in die Richtung der Vertreter des 

Landesjugendhilfeausschusses – darauf ankommen, in der Fortschreibung der überörtlichen 



Jugendhilfeplanung die Ergebnisse und Ideen, die hier entstanden sind einzuarbeiten – wie stellen 

wir uns von der überörtlichen Ebene, in der überörtlichen Zuständigkeit vor, Mitbestimmung und 

Teilhabemöglichkeiten von Jugendlichen zu gestalten? 

 

Zum Abschluss vielleicht noch ein Wort: Es ist sicherlich wahr, dass Jugend hier und da als 

Humankapital der Zukunft beschrieben werden muss. Ich habe manchmal den Verdacht, dass darin 

auch die Crux liegt: Alle bemühen gerne Jugend als Zukunft. Wenn es dann konkret wird und 

Mitbestimmung unbequem wird, ist es mit der Zukunft oftmals nicht so weit her. Dann wird 

ausgebremst und teilweise auch diskreditiert. Ich würde mir persönlich wünschen, dass es uns 

gelingt, das alte Schlachtross Gemeinwesenarbeit nochmal so zu etablieren, dass es den Urvätern, 

den Erfindern der Gemeinwesenarbeit gerecht wird, also aus der Jugendhilfe heraus den Dialog im 

Gemeinwesen mit den Generationen zu führen. Mir ist bewusst, dass wir das aus der Jugendhilfe 

heraus alleine nicht mehr stemmen können. Da ist vieles zu zergliedert, zu zerklüftet – die 

ländlichen Regionen demografisch wenig jung untersetzt. Aber wir sollten darüber nachdenken als 

Akteure der Jugendhilfe, was uns denn die Urmethoden der Sozialen Arbeit mit auf den Weg geben. 

Und da ist Gemeinwesenarbeit eine wesentliche Komponente in dem Dialog "Jugendpolitik 

braucht" – um  nochmal zu schauen: Wie muss Gemeinwesenarbeit heute aufgestellt sein, um 

diesen Dialog zu führen? Damit möchte ich schließen. 

 

 

Anke Miebach-Stiens 

 

Herzlichen Dank, Herr Heidenreich. Unser nächster Programmpunkt heißt "Austausch und Dialog" 

und meint, dass Sie gefragt sind, dass Sie sich angeregt fühlen mögen, miteinander, mit dem 

Nachbarn, der Nachbarin zu besprechen, was Ihnen durch den Kopf geht zum Thema Eigenständige 

Jugendpolitik. Deshalb ist eine Murmelrunde jetzt ausdrücklich gewünscht – mit der Bitte 

verbunden, dass Sie aus Ihren Tagungsmappen das Material nutzen, nämlich zwei 

Moderationskarten, auf die wir uns Fragen aus Ihrer Perspektive wünschen. Fragen zum Thema 

Eigenständige Jugendpolitik, Thesen, Fragen oder Kritik zum Prozess der Entwicklung einer 

eigenständigen Jugendpolitik und Erwartungen an die Jugendpolitik in Sachsen. Wir möchten gerne 

Ihre Perspektive, Ihre Fragestellungen aufgreifen, wenn wir heute in die Diskussion kommen, in 

den Dialog, in die Möglichkeiten, im Fishbowl Fragestellungen zu klären, die hoffentlich auch aus 

der gemeinsamen Runde sich entwickeln lassen. Insofern einen Moment Zeit, miteinander zu reden 

und Gedanken auszusuchen und auf Karteikarten zu bannen. 

 



Diskussionsstände – Ergebnisse – Jugendpolitische Herausforderungen 

Anke Miebach-Stiens, Geschäftsführerin AGJF Sachsen e. V. im Gespräch mit Ricardo Glaser 

(JUST – Jugendstiftung Sachsen) und Christian Kurzke (Studienleiter Jugend der Evangelischen 

Akademie Meißen) 

 

 

Anke Miebach-Stiens: 

Sie haben die Gelegenheit genutzt zum Austausch, zum Dialog. Ich habe es eben schon angedeutet: 

Die Fragestellungen, die Sie mitbringen, möchten wir gerne nach dem Mittag mit Ihnen in der 

Fishbowl-Diskussion aufgreifen. Dort hinten sind Pinnwände bereitgestellt, an denen Sie die 

Fragestellungen anbringen können. Sie haben im Prinzip noch Gelegenheit bis zum Mittag, Ihre 

Karten zu befüllen, und dann hoffen wir auf anregende Fragestellungen und genauso anregende 

Antworten. Jetzt geht es uns darum, die Diskussionsstände, die Ergebnisse anzuschauen, 

jugendpolitische Herausforderungen, nämlich die beiden Prozesse, die Meißner Thesen und das 

Projekt "Jugendpolitik braucht" gemeinsam anzuschauen. Und ich bitte nach vorn Christian Kurzke 

von der Evangelischen Akademie und Ricardo Glaser, der die Projektkoordination von 

„Jugendpolitik braucht“ übernommen hat. 

 

Christian, ich würde gerne mit den Meißner Thesen beginnen und dich bitten, kurz zu umreißen: 

Was war denn das Anliegen?, und vielleicht auch ein paar Aussagen dazu: Was war der Weg hin zu 

den Meißner Thesen? 

 

 

Christian Kurzke: 

Das Anliegen hat eigentlich eine längere Geschichte, nämlich dass es schon im Jahr 2009 einige 

Akteure gab, die der Meinung waren, es macht Sinn, sich mal das Arbeitsfeld Kinder- und 

Jugendarbeit als eigenständiges anzuschauen und das insbesondere mit dem Fokus auf 

Ostdeutschland zu tun, weil die Meinung bestand, es gibt so einige Indikatoren, die dafür sprechen, 

dass die Kinder- und Jugendphase in Ostdeutschland sich von der Westdeutschen unterscheidet. 

Und es gab einen längeren Anlauf, sich zusammenzutun, einen Diskussionsprozess aus dem 

Arbeitsfeld heraus zu initiieren und nicht lediglich eine Situation zu schaffen, wo auf 

Entscheidungen seitens der Entscheidungsträger gewartet wird und diese dann von Seiten der 

Handlungsumsetzenden zu kommentieren oder sich dagegen zu positionieren. 2009 fing das ganz 

langsam an und führte letztlich dazu, dass es fast parallel zu dem Prozess der eigenständigen 

Jugendpolitik auf Bundesebene einen kleinen Kreis von Akteuren gab, der 2011 zwei 

Veranstaltungen vorbereitet hat und zu beiden immer in Ostdeutschland aufgerufen hat. 

 

Der Akteurskreis setzte sich zusammen aus der Stiftung Demokratische Jugend, neun ostdeutschen 

Hochschulen und der Evangelischen Akademie Meißen. Wir haben bereits eine 

Auftaktveranstaltung durchgeführt, wo wir eingeladen haben: Lasst uns mal über das Arbeitsfeld 

reden und darüber sprechen: Was braucht es? Aus diesem Prozess heraus entstand das Vorhaben, 

eine große Tagung zu initiieren. Und aus diesem Prozess heraus entstanden Thesen. Das ist immer 

alles ein Prozess gewesen, bei dem vorher nicht erkennbar war: Was wird am Ende der 

Veranstaltung stehen? Thesen sind ein schweres Wort. Wir haben keinesfalls irgendeine Tür in 

Meißen benagelt oder Ähnliches und haben da auch nicht auf Wittenberg abgezielt. Meißen war der 

Veranstaltungsort, das ist der Grund, weshalb es "Meißner Thesen" heißt. Und da hat dann ein 

weiterer Prozess seinen Lauf genommen. 

 

 

Anke Miebach-Stiens: 

Danke dir. Kannst du ein bisschen was zu den Kernforderungen sagen? 

 



 

Christian Kurzke. 

Dafür ist es erstmal wichtig zu wissen, dass an diesem Prozess letztlich vier Akteursfelder beteiligt 

waren. Es waren nicht nur klassischerweise die Träger beteiligt – also die Fachpraxis –, sondern es 

war auch Wissenschaft beteiligt, es war auch Administration beteiligt und es war Politik beteiligt, 

was schon einmal verdeutlicht, dass auch hier letztlich ganz praktisch der Diskurs des 

Eigenständigen in Ansätzen gelebt und geführt wurde. Die Forderungen untergliedern sich in sechs 

Punkte; ich gehe jetzt auf die nicht ein. Es sind vier A-4-Seiten, die sind jederzeit überall 

nachlesbar. Ich formuliere mal die harten Kerne, die Überschriften letztlich: 

Es geht darum, dass es ein eigenständiges Politikfeld gibt, nämlich die Kinder- und Jugendarbeit. Es 

wird dazu aufgerufen, dass sich Kinder- und Jugendarbeit politisch einmischen muss, also selbst 

aktiv werden muss, aus der Warteposition herauskommen muss; dass sich Kinder- und Jugendarbeit 

ganz klar neu positionieren und vernetzen muss – Stichwort Wirtschaft etc. –, was auch in dem 

Konzept auf der Bundesebene auftaucht. Jugendhilfe, Planung, Qualität, Diskurs, um Fachstandards 

zu verstärken, den demografischen Wandel nicht nur zu diskutieren, sondern darauf auch 

einzugehen, zu wirken, zu reagieren und letztlich ein politisches Verständnis in der Kinder- und 

Jugendarbeit bereits in den Kerncurricula und in den Ausbildungsgängen zu platzieren. Das alles ist 

jeweils untermauert mit verschiedenen Unterpunkten, die jetzt aber keinen Platz finden sollen. 

 

 

Anke Miebach-Stiens:  

Ricardo: Wie war die Ausgangssituation von "Jugendpolitik braucht", was waren die ersten 

Überlegungen, bevor das Projekt, die Veranstaltungsreihe entstanden ist? 

 

 

Ricardo Glaser:  

Die Ausgangssituation war vom Grundsatz her die, dass es in Sachsen – und nicht nur in Sachsen, 

sondern in Ostdeutschland – den Prozess gab, den Christian Kurzke bereits erwähnt hat, der von uns 

begleitet wurde, manchmal persönlich, manchmal aus der Entfernung auch gewürdigt wurde und 

wo aber wir in der Diskussion ein Stück weit den Eindruck hatten, dass Jugendpolitik als Ganzes 

dort eher den Überbau darstellen kann, um auch dem Prozess der Meißener Thesen Rückenwind zu 

geben und diese Diskussion tatsächlich mit nach vorn tragen zu können. Denn wir sind als 

Jugendstiftung Sachsen natürlich auch im Kern im Bereich Kinder- und Jugendarbeit unterwegs, 

sind dort auch verortet vom Auftrag her und auch von dem, wo wir unsere Kompetenzen sehen. 

Dahingehend war das natürlich auch unser Interesse, diese Meißener Thesen mit 

weiterzuentwickeln und Wirksamkeit zu schaffen. Nur dass die Annahme eben war – und jetzt 

wiederhole ich mich –, dass dazu die Diskussion um die eigenständige Jugendpolitik tatsächlich der, 

aus unserer Sicht, geeignetere Rahmen wäre, da die gesamte Jugendphase als eigenständige 

Lebensphase in den Blick genommen werden und politisch Aufmerksamkeit erfahren sollte. 

 

 

Anke Miebach-Stiens:  

Wenn du auf den Ist-Stand schaust, also vier regionale Veranstaltungen sind gelaufen – jetzt sind 

wir mittendrin, die zusammenzubinden für eine sächsische Perspektive. Was sind die Erfahrungen 

aus diesen vier regionalen Veranstaltungen? 

 

 

Ricardo Glaser: 

Zum Ersten haben wir persönlich die Erfahrung sammeln können – in den zwei Landkreisen, in den 

zwei Städten, in denen wir gearbeitet haben –, dass das Thema an sich nicht hinterfragt wird. Ich 

glaube, es besteht ein prinzipieller Konsens darin, dass Jugend als Lebensphase und damit auch eine 

Jugendpolitik tatsächlich thematisiert, dass sie fachlich und auch politisch weiterentwickelt und 



besser gerahmt gehört. In der Planung und Umsetzung standen uns natürlich auch Partner aus dem 

Bereich der Kinder- und Jugendhilfe zur Seite. Wir hatten mit dem Gesamtprozess den Anspruch 

formuliert, eine breite gesellschaftliche Mitwirkung anzustreben und die auch zu erreichen. Das ist 

uns nur in Anteilen gelungen. Und da bin ich sehr stark bei dem, was Herr Struzyna sagte: Es ist in 

der Tat so, dass wir mit Partnern aller Ebenen im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe – und dort 

muss man sogar sagen: fokussiert auf den Bereich der Kinder- und Jugendarbeit, eine sehr gute 

Zusammenarbeit und Unterstützung erfahren haben. Das Thema ist dort sehr offen und sehr 

entschlossen vorangetrieben worden. Und es ist uns – und das liegt natürlich auch daran, dass wir 

unmittelbar in dem Bereich selber verankert sind – sehr schwer gefallen, darüber hinausgehend 

gesellschaftliche Akteure anzusprechen und zu gewinnen. Im Rahmen der Einzelveranstaltungen ist 

es mitunter gelungen, Vertreter/innen des Bildungsbereichs oder auch Vertreter/innen aus dem 

Bereich der Wirtschaft anzusprechen und zu sensibilisieren. Aber das waren wirklich dosierte 

Teilnahmen an Einzelveranstaltungen, ohne dass wir in der Lage gewesen wären, mit unserer 

Konzeption sprichwörtlich die Arme auszubreiten und mehrere gesellschaftliche Bereiche in den 

Prozess einzubeziehen. 

 

Ich persönlich – und ich denke, da wirst du (gemeint ist Anke Miebach-Stiens) mir auch zustimmen 

– denke, die Veranstaltungsreihe ist im Grundsatz erstmal dahingehend erfolgreich verlaufen, dass 

das Thema in Sachsen platziert wurde, das Thema und der Anspruch, sich mit der Entwicklung 

einer eigenständigen Jugendpolitik auseinanderzusetzen, tatsächlich angekommen ist, zumindest in 

Fachkreisen und zumindest im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe. Aber dass – und da schließe 

ich mich Bernd Heidenreich an – wir tatsächlich am Anfang stehen. Der Diskussionsprozess muss 

weitergehen und es muss gelingen – und ich glaube, da sind alle gefordert –, Vertreter/innen anderer 

gesellschaftlicher Bereiche noch stärker in die inhaltlichen Debatten einzubeziehen und auch in die 

Vorbereitung von Veranstaltungen. Weil wir als JUST natürlich nur mit einem Scheinwerfer auf 

Themen schauen und beispielsweise das Stichwort Jugendpolitik als Befähigungspolitik gar nicht so 

breit diskutieren können und auch gar nicht so breit sehen, wie man es gesellschaftlich aber sehen 

muss bzw. müsste. 

 

 

Anke Miebach-Stiens: 

Vielen Dank. Wir schauen nochmal auf die Thesen. Die Meißner Thesen sind veröffentlicht, du hast 

es gesagt, sie sind verfügbar. Mich würde interessieren, wie aus deiner Perspektive die Resonanzen 

einzuordnen sind und welche Perspektiven aus deiner Sicht einzunehmen sind. Wie geht es also 

weiter mit den Meißner Thesen? 

 

 

Christian Kurzke: 

Das Spannende war ja, dass auch wir im Akteurskreis überhaupt nicht wussten: Was wird aus diesen 

Thesen werden? Und wir haben letztlich eine ganze Spannbreite von Reaktionen gehabt, eine 

Palette von "gibt's schon, kennen wir schon", "warum machen die das jetzt auch nochmal?", bis 

aber hin zu einer Vielzahl von Veranstaltungen kommunaler und überregionaler Ebene, die die 

Thesen nicht nur vorgestellt haben, sondern die die Thesen aufgegriffen haben als 

Argumentationskette in der Gestaltung von Kinder- und Jugendarbeit, Kinder- und Jugendpolitik 

vor Ort. Wenn ich ein ganz besonderes Beispiel nennen möchte, dann wäre das Land Brandenburg 

zu erwähnen: Die haben eine ganze Veranstaltungsreihe entwickelt – das ist teilweise auch 

vergleichbar mit dem, was die JUST für Sachsen gemacht hat – und haben in einzelnen Regionen 

zusammen mit dem Landesjugendamt, zusammen mit den Trägern vor Ort, zusammen mit anderen 

Akteuren Hearings veranstaltet und, bezogen auf die Region, Prozesse in Gang gebracht. Das ist 

sehr eindrucksvoll und da bleibt eindeutig was Nachhaltiges. 

 

Was bleibt noch? Es gibt in den einzelnen Bundesländern einzelne Teams, die weiter vor sich hin 



arbeiten, auf Regionen bezogen. In Sachsen wird es jetzt deutlich durch die Kooperation mit Blick 

auf eine sächsische Jugendpolitik. Es gibt ganz klar weiterhin den Diskussionsstrang, der in den 

Thesen festgelegt worden ist, ein Kolloquium zur Kinder- und Jugendarbeit regelmäßig 

durchzuführen. Es wird nächstes Jahr in Jena im Februar das zweite Kolloquium geben. Also auch 

das ist sehr spannend, da scheint sich eine Nachhaltigkeit, eine Beständigkeit festzusetzen, was 

relativ wichtig ist, weil es die Ausbildungseinrichtungen mit in den Blick nimmt. 

Und das Dritte ist: Es gibt nach wie vor einen kleinen harten Kern aus diesem Netzwerk der 

Meißner Thesen – die verfolgen die Idee, einen Kongress umzusetzen, also eine größere 

Fachveranstaltung auf den Weg zu bringen. Wir alle kennen unsere Strukturen, das bedeutet sehr 

viel Aufwand, sehr viel Durchhaltevermögen und da ist der Weg noch nicht erkennbar, welchen 

Verlauf das nehmen wird und wieviel Erfolg dahinter stehen wird. Aber es bleibt eindeutig – 

Nachhaltigkeit auf verschiedenen Ebenen bis hin zum Brandenburger Modell oder zu dem 

Kolloquium, das ich sehr beeindruckend finde, weil es einfach eine Initiative von unten war. 

 

 

Anke Miebach-Stiens: 

Vielen Dank. Nochmal zurück zu Ricardo. In den Veranstaltungen, die regional gelaufen sind, ist 

glaube ich deutlich geworden, dass eine eigenständige Jugendpolitik auf jeden Fall regional 

verhandelt werden sollte, dass dieser relativ sperrige, große Begriff auch verortet gehört. Dennoch 

ist eine landespolitische Perspektive sinnvoll. Was denkst Du? 

 

 

Ricardo Glaser: 

Erstmal kann ich dazu kurz JA sagen. Das würde ich unterstreichen, wobei ich gerne nochmal zu 

dem ersten Aspekt zurückgehen möchte, den hatte ich vorhin nur kurz behandelt. Wir haben ja mit 

der Veranstaltungsreihe versucht, in den Regionalveranstaltungen auch an regionale Prozesse und 

an regionale Themen anzuknüpfen. Und dort ist – für mich, und ich denke, für diejenigen, die in der 

Projektgruppe mitgewirkt haben, die Vertreter/innen verschiedener Organisationen – auch sehr 

deutlich geworden, dass das genau der richtige Ansatz war: In den Regionen zu schauen, welche 

aktuellen, in weitesten Sinne jugendpolitischen Themen bzw. Herausforderungen werden tatsächlich 

behandelt in Facharbeitskreisen oder auch in der regionalen Jugendpolitik? Und entlang dieser 

Themen zu versuchen, den Anspruch, Aspekte für eine eigenständige Jugendpolitik zu erarbeiten, 

tatsächlich umzusetzen, war aus meiner ganz persönlichen Wahrnehmung doch sehr erfolgreich. 

 

Ein zweiter Aspekt ist der, dass wir mit dem Programm "Jugendpolitik braucht..." auch einen 

Jugendwettbewerb initiiert hatten – „Abenteuer Jugendzeit“ nannte der sich –, wo wir uns an junge 

Menschen gewandt haben mit der Bitte, eigene Ideen, eigene Projektansätze vorzuschlagen und 

damit die ganze Diskussion ums Themenfeld zu bereichern. Das ist sehr gut angenommen worden 

und insofern glauben wir, dass das auch ein methodisch guter Weg ist, junge Menschen zu 

beteiligen. 

 

Und der dritte Aspekt ist, dass beispielsweise im Landkreis Leipzig wie auch in der Stadt Chemnitz 

sehr dezidiert darauf Wert gelegt wurde, mit jungen Menschen ins Gespräch zu kommen, und das 

heißt, junge Menschen unmittelbar in die Planung und auch Umsetzung der Fachforen einzubinden 

– das war dann einmal ein jugendpolitisches Forum, beziehungsweise in Chemnitz eine 

unmittelbare Jugendveranstaltung zur politischen Teilhabe von und für junge Menschen. Und das 

funktioniert ausgesprochen gut, und da glaube ich, dass es erfolgreiche methodische Zugänge 

waren, die wir erproben konnten, auch durch die Unterstützung des Bundesministeriums, und 

offene dialogische Verfahren richtungsweisend sind oder zumindest Anregungen geben könnten und 

zudem – um das noch abzuschließen – glaube ich, dass die Diskussion tatsächlich in der Region 

geführt werden sollte. 

 



Aber – jetzt komme ich zu dem zweiten Aspekt – ich denke, diese Diskussion muss tatsächlich 

landespolitisch auch entsprechend flankiert werden. So wie wir uns nur aus einer bestimmten 

Perspektive dem Thema Jugendpolitik nähern konnten, wird das in den Regionen auch nur 

gelingen. Und insofern würde ich mir sehr wünschen, dass es auf Landesebene tatsächlich die 

Initiative dazu gibt, die verschiedenen Diskussionsstränge zusammenzubinden und zu fragen: 

Welche Rahmenbedingungen, welche Unterstützungsmöglichkeiten müssen auf Landesebene für 

den Diskussionsprozess und – natürlich auch viel wichtiger – für eine Umsetzung oder eine 

Weiterentwicklung von Jugendpolitik tatsächlich gegeben werden? 

 

 

Anke Miebach-Stiens: 

Danke. Eine abschließende Frage, die euch beide meint, ist nochmal – ihr habt es teilweise 

anklingen lassen: Was ist denn das Verbindende zwischen diesen beiden Prozessen? Was ist das, 

was sozusagen auch in die Zukunft, in die Perspektive zu denken wäre aus eurer Sicht? 

 

 

Christian Kurzke: 

Das Spannende finde ich, dass ich das miteinander spiegele, dass die Meißner Thesen sehr viel in 

Worten auf Papier gegossen haben und dazu aufgerufen haben, genau diese Dinge zu tun, die dann 

bei „Jugendpolitik braucht..." verlebendigt wurden und auch in anderen Regionen verlebendigt 

wurden. Das heißt es gibt auf dem Papier eine Idee, die von verschiedenen Akteuren – nicht nur von 

Trägern, sondern auch von Politikern und Politikerinnen, Wissenschaftlern und Leuten aus der 

Administration gedacht wurden – angefacht wurde. Und letztlich hat diese Reihe "Jugendpolitik 

braucht..." in Ansätzen versucht, eine eigenständige Jugendpolitik praktisch zu verlebendigen. Und 

wie du ja gerade auch sehr deutlich geschildert hast, recht erfolgreich und nachhaltig und mit ganz 

viel Lust teilweise von denjenigen, die hinzugekommen sind.  

 

Die große Aufgabe, glaube ich, wird darin bestehen – und das wurde auch bei Herrn Struzyna 

deutlich –, Menschen mit auf den Weg zu nehmen, Akteure mit auf den Weg zu nehmen, die erstmal 

von sich glauben, sie haben eigentlich überhaupt nichts mit einer Kinder- und Jugendpolitik zu tun. 

Es gibt aber erste Akteursbereiche, die merken, dass sie sehr wohl etwas mit einer Kinder- und 

Jugendpolitik zu tun haben. Beispiel Wirtschaft: Die fangen an und werden unruhig und stellen 

Forderungen und tauchen auf bei Veranstaltungen. Also da kommt ein Prozess in Gang und es stellt 

sich wirklich für mich die Frage: Was nehmen wir aus dem Erfahrungshorizont, den wir jetzt haben 

in Sachsen, mit und gestalten weiter? Was sind die nächsten Schritte, um in Sachsen etwas zu 

formulieren? 

 

 

Ricardo Glaser: 

Das kann man erstmal so stehen lassen. Wir hatten ja in dem ganzen Prozess viel Unterstützung. 

Sowohl von Verwaltungsseite – Bernd Heidenreich hat sich inhaltlich in die Diskussion eingebracht 

– als auch von vielen überörtlichen Trägern und natürlich von den regionalen Partnern, von den 

Jugendämtern der Landkreise bzw. der Städte, mit denen wir zusammengearbeitet haben und 

darüber hinaus bspw. vom Kreisschülerrat im Landkreis Leipzig oder von zehn Jugendinitiativen in 

Chemnitz, die uns dort unterstützt haben. 

Das war super und darüber sind auch eine ganze Menge Impulse in unsere Arbeit hineingetragen 

worden. Ich glaube, dass wir zum Einen den Prozess fortsetzen müssen und zum Anderen auch 

nochmal ganz genau hinschauen sollten, was in Sachsen an verschiedenen anderen Initiativen 

derzeit im Themenbereich Jugendpolitik stattfindet. Einige Aspekte, wo Jugendbeteiligung stärker 

gefördert wird, wurden bereits in den Grußworten benannt, wo es Landesprogramme gibt und 

darüber hinaus glaube ich, gibt es in verschiedenen Bereichen tatsächlich Bemühungen, die auch 

gesichtet werden müssen in ihren Ergebnissen, aber jetzt erst mal in ihrer Zielrichtung. Und die 



nochmal stärker in die Arbeit mit einbezogen werden sollten. 

 

Ich weiß nicht, ob es in Sachsen sinnvoll ist und gelingen kann, tatsächlich sowas wie eine Allianz 

zu schmieden. Das ist natürlich immer ein großes Wort und wäre sicherlich auch dem Thema 

angemessen. Bis uns das gelingt, würde ich tatsächlich eher schauen, dass wir sowohl mit der 

Administration als auch mit den freien Trägern und den Partnern im Dialog bleiben, die im 

Themenfeld aktiv sind und versuchen – und das ist der Anspruch, den die Jugendstiftung im 

Arbeitsfeld für sich formulieren kann, in dem wir ja auch als Partner fungieren möchten –, das 

Thema in Fachforen weiter zu diskutieren. Und das werden immer nur Ausschnitte sein. Mehr ist 

auch erstmal gar nicht möglich. 

 

Und dann ist die Frage: Wie werden die verschiedenen Puzzle- oder Mosaiksteine tatsächlich 

zusammengefügt und zu einem Entwurf von Jugendpolitik gerahmt? 

 

Anke Miebach-Stiens: 

Herzlichen Dank an euch beide.  



Frank Beckmann: Jugendhilfeplanung: Anknüpfungspunkt für eine kinder- und 

jugendorientierte Kommunalpolitik. 

 

 

Anke Miebach-Stiens: 

Ich darf herzlich Frank Beckmann vom Deutschen Jugendinstitut, Arbeitsstelle Kinder- und 

Jugendpolitik begrüßen. Herr Beckmann hat einen Impuls zur Jugendhilfeplanung, 

Anknüpfungspunkt für eine Kinder- und Jugendorientierte Kommunalpolitik vorbereitet. Herzlich 

willkommen. Sie haben das Wort. 

 

 

Frank Beckmann: 

Sehr geehrte Frau Miebach-Stiens, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und 

Herren. Vielen Dank für die Begrüßung. Ich habe mich sehr gefreut über Ihre Anfrage hier aus 

Sachsen, und zwar in doppelter Hinsicht. Zum einen, weil – und Herr Struzyna hat das eingangs in 

seinen Begrüßungsworten ja auch kurz erwähnt – das Bundesjugendkuratorium, dessen 

Stellungnahme ich heute hier vorstellen darf, zunächst einmal den Auftrag hat, die Bundesregierung 

zu beraten. Aber sofern es sich mit fachpolitischen und auch querschnittspolitischen Fragen jeder 

Art beschäftigt, die Kinder und Jugendliche betreffen, ist es auch für die Fachpraxis natürlich von 

hoher Relevanz. Und das Kuratorium, das wir als Arbeitsstelle Kinder- und Jugendpolitik am DJI 

bei seiner Arbeit begleiten – wir freuen uns immer, wenn es zu einem Echo führt und wenn die 

Stellungnahmen und Veröffentlichungen in der Fachpraxis auch auf Widerhall stoßen und 

Diskussionen anregen. Von daher sehr schön, dass Sie uns heute speziell zu dieser Frage 

Neuaktivierung der Jugendhilfeplanung und Potentiale für eine kommunale Kinder- und 

Jugendpolitik angefragt haben. 

 

Es gibt aber auch noch einen anderen, einen persönlichen Grund, warum ich mich freue, bei Ihnen 

zu sein. Ich war selbst viele Jahre kinder- und jugendpolitisch auf Länderebene unterwegs und 

komme selbst persönlich aus der Kinder- und Jugendarbeit. Und die Frage des kinder- und 

jugendpolitischen Profils in der Kinder- und Jugendarbeit war mir selbst auch immer ein 

persönliches Anliegen. Daher verfolge ich den ganzen Prozess, den Sie hier in Sachsen gestartet 

haben, mit großem Interesse.  

 

Heute haben Sie mich aber angefragt, als wissenschaftlicher Referent aus der Arbeitsstelle etwas zur 

Stellungnahme des BJK vorzutragen. "Jugendhilfeplanung – Anknüpfungspunkt für eine kinder- 

und jugendorientierte Kommunalpolitik" habe ich diesen Beitrag genannt. Das ist unser Thema für 

die insgesamt nächste Stunde. Sie haben mich gebeten, zentrale Thesen der Stellungnahme, die das 

BJK Ende vergangenen Jahres vorgestellt hat, hier vorzutragen und Herausforderungen und 

Potentiale der Jugendhilfeplanung für die Entwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik im 

kommunalen Raum zu beschrieben. Ich will zwei Gedanken vorwegschicken: 

 

Zum einen spreche ich in diesem Vortrag Immer wieder von einer kinder- und jugendorientierten 

Kommunalpolitik. Mehr als von Kinder- und Jugendpolitik, weil ich meine, dass wir, wenn wir von 

einer eigenständigen Jugendpolitik in der Kommune sprechen, genau dahin kommen müssen, uns 

mit den Fragen zu beschäftigen, die Kinder  und Jugendliche bewegen, und zwar in allen Feldern 

kommunalpolitischen Handelns und eben nicht nur im engeren, fachpolitischen Sinn der Kinder- 

und Jugendpolitik, wie wir sie gewohnt sind. Von daher eine sprachliche Sensibilisierung an dieser 

Stelle, die uns erinnern soll an das Motiv, über das wir reden. 

 

Und zum Zweiten spreche ich von Anknüpfungspunkten – ich zitiere diesen Begriff aus der 

Stellungnahme des BJK, um zu unterstreichen, dass sich eine kinder- und jugendorientierte 

Kommunalpolitik nicht in einer Neuaktivierung der Jugendhilfeplanung erschöpft – ich denke, das 



ist allen auch hier im Raum völlig klar, dass sie aber eine notwendige und wichtige Voraussetzung 

und aus Sicht des BJK auch Bedingung ist. 

 

Ich werde im Folgenden etwas sagen zum Zusammenhang von Jugendhilfeplanung und der 

Entwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik im kommunalen Raum und dann – und das ist der 

Hauptteil des Vortrags – über Rahmen- und Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe im Allgemeinen 

und der Jugendhilfeplanung insbesondere sprechen und ihn ein Stück weit mit empirischer Realität 

spiegeln, da hinter dieser Stellungnahme eine sehr ausführliche Expertise steht von Professor 

Merchel, die er an der FH Münster im Auftrag des Bundesministeriums und auf Anregung des BJK 

durchgeführt und die 2012 die Arbeit des BJK zu dieser Frage ganz maßgeblich begleitet und am 

Ende zu dieser Stellungnahme geführt hat. 

 

Mit Blick auf die sich stellenden aktuellen politischen Gestaltungsfragen und Herausforderungen 

will ich in diesem Zusammenhang aber auch noch einmal etwas über Notwendigkeiten eines 

ressortübergreifenden politischen Handelns insgesamt sagen, gerade auf der kommunalen Ebene, an 

der Stelle vielleicht auch das ein oder andere Beispiel, die ein oder andere inhaltliche 

Gestaltungsfrage erwähnen, dass wir uns nicht nur auf der Ebene von Planungs- und 

Steuerungsinstrumenten bewegen, sondern immer wieder auch vergegenwärtigen: Was sind 

eigentlich die Themen, was sind die politischen Fragen, die zu diskutieren sind und die 

Jugendhilfeplanung als Steuerungsinstrument vor eine spezielle Herausforderung stellen? 

 

Und ich werde drittens – das aber nur sehr kurz – etwas zur Teilhabe junger Menschen sagen, mich 

auf die in der Stellungnahme aufgeworfene Frage der Partizipation der Adressat_innen 

konzentrieren und Professor Wendt nicht vorgreifen, der dazu ja sehr ausführlich im Anschluss das 

Thema nochmal aufgreifen wird. 

 

Am Ende habe ich versucht, den Inhalt der sehr umfangreichen Broschüre und dessen, was dort 

diskutiert wird, in zentralen Voraussetzungen, in Entwicklungsnotwendigkeiten, 

zusammenzufassen, die das BJK beschreibt für den Bereich der Jugendhilfeplanung und von denen 

ich zugleich hoffe, dass sie die sich dann anschließende Diskussion etwas stimulieren helfen. 

 

Zunächst zur Frage eigenständiger Jugendpolitik im kommunalen Raum. In diesem Zusammenhang 

drei Gedanken aus der Debatte um die eigenständige Jugendpolitik vorausgeschickt: 

Wenn Kinder- und Jugendpolitik zu besseren Lebensbedingungen für junge Menschen beitragen 

will, wenn dies das politische Ziel ist, dann muss sie sich notwendigerweise erstens für alle Fragen 

interessieren, die Einfluss auf die Lebenswirklichkeit junger Menschen haben, sie muss zweitens 

die Lebensphase Jugend mit ihren eigenständigen Entwicklungsaufgaben und Herausforderungen 

zwischen dem Kindsein und Erwachsenwerden wahrnehmen und sie muss drittens gerade dort 

stattfinden, wo junge Menschen leben und aufwachsen – in den Kommunen. 

 

Ich denke, diese drei Fragen sind hier im Raum auch völlig unstrittig. Wenn wir über die 

Notwendigkeit einer Neupositionierung von Kinder- und Jugendpolitik reden, reden wir immer 

auch und zuallererst von der kommunalen Ebene. "Die Entwicklung einer eigenständigen 

Jugendpolitik findet vor allem in der Kommune statt oder sie findet nicht statt", ist ein Satz, der mir 

in diesem Zusammenhang immer wieder begegnet und den Sie ja auch hier in Sachsen sehr stark 

betonen. 

 

Es stellen sich dabei auf der kommunalen Ebene die gleichen Herausforderungen wie für alle 

anderen Ebenen des politischen Systems auch. Eine so verstandene Kinder- und Jugendpolitik 

überprüft Entscheidungen in ihren Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche in allen politischen 

Handlungsfeldern. Sie wird auf der kommunalen Ebene im besten Fall zu einer kinder- und 

jugendorientierten Kommunalpolitik. Sie nimmt dabei die Bedarfe von Jugendlichen in besonderer 



Weise in den Blick, sie entwickelt Jugendpolitik eigenständig als Politikfeld neben Kinder- und 

Familienpolitik und wird als Politik für alle jungen Menschen erkennbar – eben auch für 

Jugendliche. 

 

Das konzeptionelle Verständnis einer ressortübergreifenden, kohärenten und expliziten 

Jugendpolitik, wie sie das Bundesjugendkuratorium im Jahr 2009 beschrieben hat und wie der 

konzeptionelle Entwurf war, der zu einem Ausgangspunkt der Diskussionen der Bundesregierung in 

der laufenden oder – man muss ja jetzt sagen, in der abgeschlossenen – Legislaturperiode wurde. 

 

Dieser konzeptionelle Entwurf ist indes nicht neu. Und da kommen wir zum Beitrag der Kinder- 

und Jugendhilfe und dann auch zur Frage der Jugendhilfeplanung. Der Gesetzgeber formuliert in 

§ 1 des 8. Sozialgesetzbuchs genau dies als Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe: Sie soll nämlich 

neben ihren Aufgaben der Förderung, Beratung und Unterstützung junger Menschen und ihrer 

Familien und den Aufgraben im Kinder- und Jugendschutz, Zitat: "dazu beitragen, positive 

Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und 

familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen." Die Kinder- und Jugendhilfe – und das 

war ein wichtiger Ausgangspunkt in den Diskussionen des BJK – hat also per se die Aufgabe, durch 

allgemeines, infrastrukturbezogenes Handeln zum Wohl junger Menschen zu wirken, die Interessen 

junger Menschen in allen Politikfeldern einzubringen und ihr Handeln auf alle Lebensbereiche zu 

beziehen, die für junge Menschen relevant sind. 

 

Wir müssen uns fragen – und das war ja auch schon Gegenstand der Diskussion heute Vormittag –, 

inwieweit dieser breite politische Gestaltungsauftrag in der empirischen Realität wahrgenommen 

wird. Und diese Frage bezogen auf die Jugendhilfeplanung – zu der komme ich auch noch bei der 

Vorstellung zentraler Ergebnisse der Expertise, die Herr Prof. Merchel durchgeführt hat. Aber 

zunächst einmal können wir festhalten, dass es ein strukturprägendes Element für die Kinder- und 

Jugendhilfe ist, querschnittig und querschnittspolitisch zu wirken und die Interessen von 

Jugendlichen in allen relevanten Politikfeldern einzuprägen. Und wenn das ihre Aufgabe ist, dann 

bedarf sie neben der inhaltlichen Perspektive und Zielbestimmung aber auch der strukturellen 

Voraussetzungen und politischen Verfahren, um in den anschließenden Politikfeldern wirken zu 

können – und hier weist der Gesetzgeber die Jugendhilfeplanung als das zentrale jugendpolitische 

Steuerungsinstrument aus. 

 

Im Rahmen eines traditionell sektoral entwickelten Systems von Planung und Steuerung – und 

damit meine ich nicht nur die Jugendhilfeplanung, sondern kommunale Gesamtplanung insgesamt – 

bildet die querschnittige Bearbeitung politischer Themen immer eine besondere Herausforderung. 

Und dies gilt auch für die Jugendhilfeplanung, die sich zunächst einmal völlig systemkonform als 

Fachplanung entwickelt hat. Jugendhilfeplanung dient demnach zunächst einmal der zielgerichteten 

Gestaltung, kontinuierlichen Überprüfung und Weiterentwicklung der Leistung und Maßnahmen 

der Kinder- und Jugendhilfe selbst. Auch das betont das BJK nochmal ausdrücklich. Darüber hinaus 

hat sie aber, dem allgemeinen politischen Gestaltungsauftrag der Kinder- und Jugendhilfe folgend, 

auch die Aufgabe, sicherzustellen, in der Planung insgesamt, den Bedürfnissen, den Interessen 

junger Menschen und ihrer Familien Rechnung zu tragen. Der Auftrag der Jugendhilfeplanung geht 

also über die Planung und Steuerung der Angebote und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 

hinaus. Es ist auch ihre gesetzliche Aufgabe, an den Schnittstellen zu den anderen Planungs- und 

Steuerungsbereichen zu wirken. 

 

Wenn in den meisten Politikfeldern Entscheidungen getroffen werden, welche die 

Lebenswirklichkeit junger Menschen beeinflussen, betrifft dies in der Schlussfolgerung auch die 

meisten anderen Fachplanungen. Ich habe vier Beispiele benannt, die in der aktuellen fachlichen 

Debatte auch immer wieder als besonders relevant herausgestellt werden. Die Fragen von Bildung, 

Ausbildung und Beschäftigung, von Gestaltung von Freizeitmöglichkeiten und Lebensräumen, aber 



auch Fragen der Mobilität, gerade in ländlichen und von Abwanderung betroffenen Räumen und in 

ihren jeweiligen Auswirkungen auf die zuständigen Fachplanungen: Schulentwicklungsplanung, 

Wirtschafts- und Ansiedlungspolitik, Stadtplanung, Stadtentwicklungspolitik, Verkehrsplanung, 

Verkehrspolitik. Spürbare Auswirkungen auf die alltägliche Lebensgestaltung, 

Entwicklungsmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen haben aber auch die Wohnungspolitik, 

Sozialpolitik, Kultur- und Gesundheitspolitik. Und die vielfältig diskutierten grundsätzlichen 

Fragen des Aufwachsens junger Menschen machen deutlich, wie sehr sich diese 

Gestaltungsaufgaben immer deutlicher nicht mehr im Rahmen von Ressortzuständigkeiten 

bearbeiten lassen. 

 

Auch hier noch einmal quasi spiegelbildlich formuliert als zentrale Themen und Herausforderungen 

einer kommunalen Kinder- und eben auch vor allem Jugendpolitik – um zu illustrieren, wie sehr 

Belange und Bedarfe Jugendlicher in anderen Politik- und Planungsfeldern nicht nur mitgestaltet, 

sondern – ich würde betonen – gestaltet werden und Kinder- und Jugendpolitik sich auch fragen 

muss, wie sie dort mitgestalten kann. Also Einladung zum Mitgestalten, und selbst in anderen 

Politikfeldern eben auch mitgestalten. G8, Ausbau der Ganztagsschule, die Umgestaltung der 

gesamten sozialen Infrastruktur mit Blick auf den demografischen Wandel, Sicherstellung der 

Mobilität gerade von Jugendlichen in von Abwanderung betroffenen Teilräumen, die Frage von 

Verkehrsinfrastruktur, von intelligenten Verkehrssystemen oder die Unterstützungserfordernisse 

eben bei der Übergangsgestaltung in heterogener werdenden Bildungs- und Berufsbiografien, die ja 

auch Ausdruck einer zunehmenden Ungleichheit von Bedingungen des Aufwachsens und der sich 

stellenden Frage der Chancengerechtigkeit sind – ein Aspekt, auf den der 14. Kinder- und 

Jugendbericht ja auch sehr detailliert eingeht. 

 

Im System der kommunalen Gesamtplanung ist die Jugendhilfeplanung das vom Gesetzgeber 

vorgesehene Instrument dafür, dass die Interessen und Bedarfe junger Menschen bei all diesen 

kommunalpolitischen Entscheidungsprozessen berücksichtigt werden. Die Jugendhilfeplanung ist 

für die Einbringung der Interessen und Bedürfnisse junger Menschen und ihrer Familien die 

zuständige Fachplanung. Und ihr kommt eine zentrale Rolle dabei zu. Umgekehrt gesprochen: 

Wenn die Jugendhilfeplanung ihrer gesetzlichen Aufgabe nicht nachkommt oder nachkommen 

kann, die Interessen und Bedarfe junger Menschen in der kommunalen Gesamtplanung 

beziehungsweise in eine politische Gesamtstrategie der Kommune einzubringen, dann kommen die 

spezifischen Interessen und Bedarfe junger Menschen im politischen Prozess der Kommune auch 

schlicht und ergreifend nicht vor. 

Und das lenkt uns wiederum zur Frage, wie es eigentlich um die Situation der Jugendhilfeplanung 

in den kommunalen Jugendämtern bestellt ist – was wissen wir über Stand und Praxis der 

Jugendhilfeplanung? Und welche Schlussfolgerungen lassen sich daraus ableiten für ihren Beitrag 

bei der Entwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik? 

 

Diesen Fragen geht die eingangs von Professor Merchel in Münster durchgeführte Expertise nach 

und liefert einige sehr eindrückliche Einblicke in die Praxis der Jugendhilfeplanung und ich würde 

Ihnen gerne jetzt einige zentrale Ergebnisse der Untersuchung vorstellen. 

 

Für die Expertise wurden im Sommer 2012 auf Basis eines qualitativen Vorgehens 

Experteninterviews in insgesamt 13 Jugendämtern durchgeführt. Das ganze liefert, dem Grundsatz 

der Fallkontrastierung folgend, einen sehr breiten und differenzierten Einblick in die Praxis der 

Jugendhilfeplanung, es erhebt aber keinesfalls den Anspruch von Repräsentativität. Also wir können 

uns über die Dimensionen der Praxis von Jugendhilfeplanung und zum Stand der 

Jugendhilfeplanung unterhalten, wir können aber nichts sagen über Häufigkeit. Dazu sagt aber auch 

der Forschungsstand insgesamt nichts. Das wäre tatsächlich eine Aufgabe begleitender oder 

unterstützender Forschung, wie sie vom BJK in der Stellungnahme auch ausdrücklich angeregt 

wird. 



 

Im Ergebnis weist die Expertise deutlich auf Grenzen und Entwicklungsnotwendigkeiten der 

Jugendhilfeplanung für die Konzipierung und Etablierung einer eigenständigen Jugendpolitik hin. 

Entscheidende Hinderungsgründe für eine kinder- und jugendpolitische Effektivierung der 

Jugendhilfeplanung sind demnach – ich habe es versucht, in sechs Punkten zusammenzufassen – 

eine mangelnde Verankerung der Jugendhilfeplanung bereits im Jugendhilfeausschuss, von einer 

Rückbindung der Planungsprozesse an die Entscheidungsprozesse in Verwaltungsleitung oder gar 

Vertretungskörperschaft, ganz zu schweigen. Dies korreliert mit der Feststellung einer geringen 

strategischen Ausrichtung von Jugendhilfeplanung insgesamt, aber auch die strukturelle 

Verankerung in der Verwaltung des Jugendamts und innerhalb kommunalen Verwaltungshandelns 

insgesamt behindern eine stärkere Profilierung der Jugendhilfeplanung als Steuerungsinstrument 

einer kinder- und jugendorientierten Kommunalpolitik. 

 

Etwa, wenn sie nur mangelhaft in Arbeits- und Kommunikationsabläufe eingebunden und mit 

anderen Planungsfeldern allenfalls informell vernetzt ist. Vielfach ist die Jugendhilfeplanung, 

gemessen an ihren gesetzlichen und tatsächlichen Aufgaben, personell und sachlich unzureichend 

ausgestattet, ihr Aufgabenprofil nicht hinreichend konturiert. Wir haben es also mit Problemen auf 

drei Ebenen zu tun. Zum Ersten mit Problemen der strukturellen und strategischen Einbindung, zum 

Zweiten mit organisatorischen und organisationalen Defiziten und zum Dritten mit einer 

unzureichenden Profilierung bzw. Mängeln im eigenen Selbstverständnis. 

 

Im Datenmaterial immer wieder vorkommende Beispiele, die das illustrieren und die teilweise auch 

heute Vormittag schon benannt wurden, sind etwa die unmittelbare Anbindung der 

Planungsfachkräfte an die Amtsleitungen, vielfach verbunden mit Bedarfsplanung für den 

Kindertagesstättenausbau – der Begriff dazu ist "Ein-Punkt-Jugendhilfeplanung", der immer wieder 

genannt wird. Eine solche Verortung bzw. Aufgabenzuschreibung verhindert natürlich die 

Entwicklung eines eigenständigen Planungsprofils. Sie behindert aber auch eine Verknüpfung der 

Teilplanungen bereits innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe. Sozialräumliche Ansätze sind in der 

Planungspraxis nur gering ausgeprägt. An eine stärkere Abstimmung mit anderen Fachplanungen 

oder gar an eine Einbindung in die kommunale Gesamtsteuerung ist unter solchen strukturellen 

politischen Voraussetzungen nicht zu denken. 

 

Die Jugendhilfeplanung befindet sich also zwischen politischer Programmatik und empirischer 

Realität. Das Bundesjugendkuratorium fordert deshalb in seiner Stellungnahme eine Neuaktivierung 

und Profilierung der Jugendhilfeplanung als strategisches und zentrales Instrument einer 

beteiligungsorientierten, lebenslagenbezogenen und bedarfsgerechten Kinder- und Jugendpolitik. 

Die Entwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik auf kommunaler Ebene setzt eine 

leistungsfähige, profilierte und anerkannte Jugendhilfeplanung voraus. Hierfür braucht es nach 

Ansicht des BJK eine angemessene personelle und organisatorische Planungskapazität im 

Jugendamt, die es der Jugendhilfeplanung auch erlaubt, ihre Steuerungs- und 

Koordinierungsaufgaben innerhalb der Jugendhilfe und darüber hinaus wahrzunehmen. 

 

Eine unzureichend ausgestattete und mangelprofilierte Jugendhilfeplanung hat umgekehrt 

Einschränkungen in der Qualität kinder- und jugendpolitischer Entscheidungen insgesamt zur 

Folge. Und zwar nicht nur in Form negativer Auswirkungen auf die Berücksichtigung der Interessen 

junger Menschen in anderen relevanten Planungsprozessen, in anderen relevanten Fachplanungen, 

sondern sie wirken auch problematisch auf die Entwicklungserfordernisse innerhalb der Kinder- 

und Jugendhilfe selbst. Auf die Neuregelung der Qualitätsentwicklung im Rahmen von § 79/79a im 

SBG VIII weist das BJK in diesem Kontext ausdrücklich hin. 

 

Nur auf Basis einer profilierten Jugendhilfeplanung kann diese ihre strategische und fachliche 

Bedeutung auf kommunaler Ebene entfalten. Eine solche Profilierung und Neuaktivierung setzt 



zugleich eine Bestandsaufnahme vor Ort sowie begleitende Forschung und daraus abgeleitete 

Praxisentwicklung voraus. 

 

Jetzt der angekündigte kurze Hinweis – auch Jugendhilfeplanung braucht Beteiligung. Nicht nur 

Jugendpolitik ist ohne Beteiligung nicht denkbar, sondern Jugendhilfeplanung ebenso wenig. Aber 

auch hier – und auch das ein Ergebnis der Expertise aus dem vergangenen Jahr – ist ein deutliches 

Auseinanderfallen von konzeptionellem Anspruch und empirischer Realität zu beobachten. Trotz 

der gesetzlichen Vorschrift, die ihnen allen vertraut ist, dass Kinder und Jugendliche entsprechend 

ihres Entwicklungsstandes an allen sie betreffenden Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu 

beteiligen sind, kommt das BJK zu dem Schluss, dass die Partizipation in der Praxis der 

Jugendhilfeplanung an Stellenwert verloren hat. Und dies gilt, obwohl die Kinder- und Jugendhilfe 

auch konzeptionell die Beteiligung junger Menschen verinnerlicht hat und im Alltag der 

Einrichtungen und Dienste umzusetzen sucht. Und es drückt sich auch aus in der Bedeutung der 

Beteiligungsfrage und der Bedeutung der Frage von Jugendpolitik als Teilhabepolitik bereits heute 

Vormittag. 

 

Die Adressat_innenpartizipation nimmt in der Praxis der Jugendhilfeplanung allerdings einen 

geringen Stellenwert ein. Das BJK führt dies zunächst nicht auf mangelnden Willen der 

Planungsfachkräfte oder zu wenig Kreativität bei der Entwicklung von Beteiligungsformen zurück. 

Vielmehr betont es auch hier die einschränkenden Bedingungen des Handlungsfeldes und fordert 

eine stärkere Beachtung, Entwicklung und Erprobung partizipativer Verfahren bereits in den 

Planungsprozessen. 

Ausdrücklich weist das BJK auf die zwingende Notwendigkeit der Sichtweisen und Anforderungen 

der Adressat_innen bei der Entwicklung, Planung und Steuerung der Maßnahmen hin. Sie sind – 

und jetzt zitiere ich aus der Stellungnahme – "eine wesentliche Ressource der Planung und 

Strategiebildung". Ich möchte aber mit Blick auf die Entwicklung einer eigenständigen 

Jugendpolitik gerne noch ergänzen, dass eine an den Lebenslagen, Bedarfen und Interessen junger 

Menschen ausgerichtete Kinder- und Jugendpolitik nicht ohne Dialog und Beteiligung auskommt. 

Kinder- und Jugendpolitik insgesamt braucht Teilhabe. Für den Planungsprozess ist allerdings der 

Expertenstatus über die eigene Lebenslage ganz entscheidend und in diesem Sinn ist dieser 

Ressourcenbegriff auch zu verstehen. 

 

Damit Jugendhilfeplanung ihre förderliche Rolle für die Entwicklung einer eigenständigen 

Jugendpolitik in der Kommune wahrnehmen kann – und das war ja Ihre Ausgangsfrage für den 

heutigen Tag –, benötigt sie ein Selbstverständnis. Sie selbst benötigt zunächst einmal ein 

Selbstverständnis, das über den engeren Planungs- und Gestaltungsauftrag innerhalb der Kinder- 

und Jugendhilfe hinausgeht. Damit sie das tun kann, bedarf es aber auch der personellen und 

sachlichen Ausstattung sowie der strukturellen Stellung, also der organisationalen 

Rahmenbedingungen innerhalb der Verwaltung, die eine Erledigung der vielfältigen 

ressortbezogenen und querschnittigen Aufgaben überhaupt erst erlaubt. 

 

Drittens: Eine Einbindung in die Planungs- und Entscheidungsprozesse innerhalb des – das betone 

ich jetzt – zweigliedrigen Jugendamtes und der kommunalen Verwaltungs- und 

Entscheidungsstrukturen, insgesamt also die Frage auch der Rückbindung von Planungshandeln an 

Verwaltungsleitung und Dezernat. 

 

Jugendhilfeplanung braucht – und das ist jetzt im Vortrag sehr kurz gekommen – dazu finden Sie 

einen Beitrag in der Abschlussdokumentation –, den Jugendhilfeausschuss als Ort und Partner der 

Verhandlung einer kinder- und jugendorientierten Kommunalpolitik. Vielleicht ein Thema, das sich 

auch für die Diskussion im Anschluss jetzt noch anbietet – Stichworte wären meines Erachtens auch 

hier der gesetzliche Beratungsauftrag jenseits aller fachpolitischen Grenzziehungen, die 

unmittelbare Einbindung von Politik in alle kinder- und jugendrelevanten Fragen und die kinder- 



und jugendpolitischen Fragen im unmittelbaren zivilgesellschaftlichen Dialog. Also eigentlich ist 

der Jugendhilfeausschuss der prädestinierte Ort für die Herausbildung einer ressortübergreifenden, 

kohärenten, expliziten Jugendpolitik in der Kommune. 

 

Jugendhilfeplanung baucht Dialog mit und Beteiligung ihrer Zielgruppe. Als Expert_innen in 

eigener Sache und als junge Bürger_innen mit eingeschränkten, aber mit eigenen Rechten.  

 

Und Jugendhilfeplanung braucht auch – und dies mit Blick auf die empirischen Befunde und ihre 

Arbeits- und Entwicklungsstände – eine realistische Einschätzung ihrer Wirkungsmöglichkeiten bei 

der Entwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik. Sie ist Voraussetzung und Anknüpfungspunkt, 

aber natürlich nicht abschließender Aspekt für die Entwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik 

im kommunalen Raum. Vielen Dank. 

 

 

Anke Miebach-Stiens:  

Herr Beckmann, ich würde gerne den Teilnehmenden eine kurze Gelegenheit zum Austausch geben, 

zum Verdauen, d.h. eine Murmelnde von fünf Minuten, mit der Nachbarin und mit dem Nachbarn 

und dann die Gelegenheit zur Diskussion, zum Ins-Gespräch-kommen zum diesem Thema.  

 

Willkommen zurück. Sie haben die Gelegenheit genutzt, in der Pause in Gespräche zu gehen. Ich 

möchte die eben schon erwähnte Diskussion anregen. Frank Beckmann steht zur Verfügung für 

Fragestellungen, für Rückfragen, die jetzt Raum bekommen sollen. Herr Beckmann, kommen Sie 

bitte nochmal zu mir. Fragestellungen aus Ihrer Sicht, Rückfragen, Verständnisfragen?  

 

 

Teilnehmer: 

Ich habe eine Rückfrage: Es wurde immer über den Begriff "die Jugendhilfeplanung" gesprochen. 

Gibt es best practice Ansätze, die man empfehlen kann? Ich kenne nur die Struktur einer 

Jugendhilfeplanerin, -planer, im Jugendamt verortet, im Idealfall mit einer festen Stelle und keinen 

zusätzlichen Aufgaben. Welche Ideen würden bestehen, das anders zu organisieren als diese 

Planungsdistanz neben Ausschuss, Amt etc.? 

 

 

Frank Beckmann: 

Ob es eine Idee gibt, die Jugendhilfeplanung institutionell an einer anderen Stelle anzubinden? Das 

glaube ich nicht – das ist definitiv keine Empfehlung des BJK. Gegenstand der Expertise war es, 

sich die Stellung von Jugendhilfeplanung und die Situation der Jugendhilfeplanung innerhalb des 

Jugendamtes anzuschauen. Womit das BJK sich befasst hat, ist die Frage zum einen – wie ist es 

eigentlich um das Profil bestellt der Jugendhilfeplanung im Jugendamt bezogen auf die Kinder- und 

Jugendhilfe in ihren engeren fachlichen Aufgaben, aber eben auch bezogen auf die querschnittigen 

Fragestellungen, die sich stellen, bestellt? Und die sich daraus ergebende Frage der 

Planungsvernetzung. Und dazu gibt es glaube ich kein best practice – es gibt einen 

Gesprächszusammenhang zwischen BJK und Bundesministerium, ob so etwas sinnvoll oder 

notwendig wäre. Es ist eine Empfehlung des BJK, durchaus im Rahmen von Modellprojekten, das 

mal zu erproben, wie das denn gehen kann – Jugendhilfeplanung im Rahmen einer 

Planungsvernetzung stärker in einen Zusammenhang zu bringen mit einer kommunalen 

Gesamtlage. 

 

 

Teilnehmer: 

Ich würde gerne anschließen. Das würde ja bedeuten, dass die Jugendhilfeplanung über die Qualität 

von Fachplanung deutlich hinausgeht. Gerade Ihren Ausführungen zufolge, dass sozusagen die 



Jugendpolitik auch in anderen Planungen wirksam sein und eingreifen muss. Das ist schon eher ein 

Steuerungsaspekt und geht über den Charakter einer Fachplanung deutlich hinaus. Das würde auch 

bedeuten, dass die Jugendhilfeplanung oder die Jugendpolitik als solche strukturell anders zu 

verorten wäre. 

 

Frank Beckmann:  

Nein, das würde es glaube ich nicht bedeuten. Die strukturelle Verortung ist im 8. Sozialgesetzbuch 

geregelt. Das habe ich ja auch versucht, nochmal herauszustellen: Der gesetzliche Auftrag besteht 

und zwar seit 25 Jahren. Sie ist Fachplanung im engeren Sinne. Sie ist darüber hinaus aber auch die 

Planung, die die Interessen und Bedarfe von jungen Menschen in den Prozess der Gesamtplanung, 

egal auf welcher politischen Ebene, einzubringen hat. Und dazu kommt sie nicht. Zumindest in den 

hier untersuchten Fällen nicht. Und nach allem, was man in der Fachdiskussion auch beobachten 

kann und an Rückmeldungen, die wir bekommen, ist es so. Also der Zustand – ohne jetzt eine 

repräsentative Untersuchung gemacht zu haben – der Zustand, den Professor Merchel hier erhebt 

mit seinen Fallstudien, die er durchgeführt hat in den 13 Jugendämtern, wo er versucht hat, good 

und bad practice mit der Methode der Fallkontrastierung gegenüberzustellen – das deckt sich mit 

dem, was uns landauf, landab – es wird uns bestätigt, dass das die Situation ist. 

 

Aber es ist nichts Neues. Eigentlich ist der Gesetzgeber nicht gefordert. Und das war ja auch ein 

Auslöser dafür, dass das BJK gesagt hat, wir brauchen diese Stellungnahme für eine Neuaktivierung 

der Jugendhilfeplanung. Der Auftrag und die strukturellen Rahmenbedingungen sind da – für die 

Kinder- und Jugendhilfe insgesamt, um querschnittspolitisch aktiv zu sein und für die 

Jugendhilfeplanung als dem zugeordneten Planungs- und Steuerungsinstrument für dieses 

Politikfeld auch. Es geht allein um die Umsetzung. Und da ist die spannende Frage – und auf die hat 

glaub ich im Moment noch niemand eine wirkliche Antwort – das sind ja jetzt nur Anregungen 

gewesen, was sozusagen notwendig wäre, was an Ressourcen, an Ausstattung, was an struktureller 

Stellung notwendig wäre, um Jugendhilfeplanung darin zu stärken, diesen politischen 

Gestaltungsauftrag im Interesse von jungen Menschen besser wahrnehmen zu können, als sie das 

bislang tun kann. 

 

Das müsste man tatsächlich erproben. Dazu bräuchte es Modellprojekte, das BJK regt begleitende 

Forschung an, die einen solchen Prozess unterstützen würde. Beantwortet das die Frage? 

 

 

Teilnehmer:  

Noch nicht. Ihre Ausführungen kommen meinen entgegen – im Prinzip müsste schon erprobt 

werden. Aber schon die Stellung der Jugendhilfeplanung als Fachplanung in der Sozialplanung, die 

müsste neu diskutiert werden, also gerade, wenn es darum geht, Interessen von Kindern und 

Jugendlichen, von jungen  Menschen über die Jugendhilfe hinaus kommunal zu verankern. 

Beispielsweise auch in der Schulentwicklungsplanung. Mit dem Blick auf Planungsprozesse in den 

Jugendämtern wird sichtbar, dass das Ganze offensichtlich sehr eingeengt verstanden wird.  

 

 

Frank Beckmann:  

Die politische Forderung, die das BJK mit seiner Stellungnahme verbunden hat, ist ganz bestimmt 

mit Blick auf die aktuellen Herausforderungen, die politischen Gestaltungsaufgaben, die mit der 

Lebenslage Jugend einhergehen. Braucht es eine Jugendhilfeplanung, die nicht nur als Fachplanung 

im engeren Sinne wirkt, sondern auch in den benachbarten Planungen mitgestaltet und mitwirkt und 

dort die Interessen und Perspektive junger Menschen mit einbringt? Und Sie sprechen die beiden 

zentralen Fachplanungen an, die man sich zuallererst anschauen muss: Das ist eine integrierte 

Sozialplanung und das ist eine Verkopplung – wie Herr Merchel das auch immer wieder beschreibt 

und formuliert – von Jugendhilfeplanung und Schulentwicklungsplanung. 



 

Also auch mit der Diskussion im Rahmen der eigenständigen Jugendpolitik über formale und 

non-formale Bildungs- und Lernorte, schulische und außerschulische Bildungs- und Lernorte. Mit 

der Diskussion um Ganztagsschule, mit dem veränderten Stellenwert, den Schule einnimmt in der 

Lebenswirklichkeit von jungen Menschen zu reagieren, dann im kommunalen Planungssystem – 

mit einer segmentierten Fachplanung auf der einen Seite kümmert sich Jugendhilfeplanung um die 

außerschulischen Lern- und Bildungsorte und auf der Seite, die Schulentwicklungsplanung, und 

diese beiden Fachplanungen reden im schlimmsten Fall nicht miteinander. Politische 

Gesamtstrategie ist aber die Entwicklung einer regionalen Bildungslandschaft. Also wie das 

funktionieren soll, das soll mal jemand erklären. 

 

Ich möchte nur auf der systemischen Ebene – von daher ganz klar die Forderung – anmerken, 

Verkopplung von Jugendhilfeplanung und Schulentwicklungsplanung und integrierter 

Sozialplanung ist zwingend. Und daraus leiten sich fachliche Erfordernisse ab. Das ist genau Ihre 

Frage, also da muss man dann darüber nachdenken: Was heißt denn das für das Selbstverständnis, 

auch der Jugendhilfeplanung? Was bedeutet das für das Planungsprofil und natürlich auch – und da 

sagt die Kinder- und Jugendhilfe vor Ort völlig zu Recht: Wir haben ja schon nicht die Ausstattung 

und die Ressourcen, um unser dringendstes Kerngeschäft, unsere Feuerwehraufgaben 

wahrzunehmen. Und jetzt kommt Ihr – aus meiner eignen Zeit in der Jugendarbeit kenne ich das 

noch: die Sau, die durchs Dorf getrieben wird –, der Bund kommt mit einem neuen Projekt und da 

freuen sich die Kolleginnen und Kollegen vor Ort immer ganz fürchterlich – „Wir haben doch gar 

nicht die Ressourcen.“ Deshalb hier ganz klar der Hinweis: Es muss einhergehen mit einer 

entsprechenden Ressourcenausstattung. Aber nur die Ressourcen sind es auch nicht. Es geht auch 

um Profile. Es geht auch um Selbstverständnis. Es geht um eigene Rollenbeschreibungen, 

Rollenwahrnehmung und Positionierung auch innerhalb von einem politischen Prozess. 

 

 

Teilnehmerin:  

Jetzt haben Sie in Ihrer letzten Bemerkung vorweggenommen, was ich anregen wollte: Die 

Diskussion dreht sich nach meiner Meinung auch und vor allem um Ressourcen. Ich würde gerne 

von Ihnen wissen, ob Sie Anregungen haben oder ob das Kuratorium eine Idee dazu hat, wie man 

diese Ressourcen beschaffen kann, wie wird das finanziert? Ich bin mir unschlüssig, ob das 

ausschließlich in den kommunalen Strukturen hängenblieben soll oder kann, nur von dort aus 

finanziert werden soll. Wenn wir neue Steuern wollen, wenn wir all diese Forderungen formulieren 

– am Ende reden wir davon, dass wir ein Gesetz einfach nur umsetzen wollen. Wir reden ja über 

nichts Neues – es steht alles im Gesetz drin. Und ganz offensichtlich ist aber die kommunale Ebene 

nicht dazu ausgestattet oder nicht so aufgestellt, das Gesetz gut umzusetzen. Da wäre meine Frage, 

ob es dazu Ideen gibt, eine Finanzierung neu zu denken. 

 

 

Frank Beckmann: 

Wenn ich in meinem Vortrag den Eindruck erweckt habe, dass die Ressourcen, die Ausstattung der 

zentrale Aspekt ist, dann würde ich das gerne zurücknehmen. Wir haben nämlich in den Fällen hier 

aus der Expertise von Herrn Merchel Fälle, wo die Jugendhilfeplanung sehr gut ausgestattet ist, die 

durchaus in der Rubrik best practice zu beschreiben sind, wo wir aber nicht davon sprechen können, 

dass wir eine besonders gelingende Planungsvernetzung haben. Wenn es mehrere 

Jugendhilfeplanerinnen und Jugendhilfeplaner gibt – solche Kommunen gibt es ja durchaus – 

können wir noch nicht mal zwingend davon ausgehen, dass es eine umfassend funktionierende 

Vernetzung von Teilfachplanungen innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe gibt. Also nur das Geld 

und nur die Personalausstattung, die Ressourcenausstattung macht das nicht. Aber es ist – und da 

würde ich Ihnen Recht geben – eine ganz wesentliche und wichtige Voraussetzung. Das ist der eine 

Teil. Der andere Teil... 



 

 

Teilnehmerin:  

Die Vernetzung kommt ja nicht nur durch die Planerinnen und Planer, sondern die 

Vernetzungsleistung erbringt am Ende der Jugendhilfeausschuss oder der Stadtrat oder der 

Landkreis. Denn die beschließen das. Das ist ja nicht so einseitig 

 

 

Frank Beckmann:  

Genau. Das war jetzt der zweite Teil meiner Antwort. Wenn wir über den Adressat oder den 

Auftraggeber von Planungsvernetzung reden oder auch von der Gestaltung einer eigenständigen 

Jugendpolitik in der Kommune, dann sind das nicht die Jugendhilfeplanerinnen und 

Jugendhilfeplaner. Sondern die erfüllen die ihnen zugewiesene Aufgaben, völlig klar. Der Adressat 

einer eigenständigen Jugendpolitik in der Kommune kann immer nur Verwaltungsleitung sein, es 

kann immer nur Vertretungspartnerschaft sein und auch die Fragen von Planungsvernetzung ist eine 

Frage, die auf dieser Ebene zu diskutieren ist. Der Bürgermeister oder der Landrat muss als 

Grundlage seiner politischen Entscheidung es wollen, dass ihm kompetente Planungsstrukturen 

zuarbeiten. Das ist nicht zwingend – politische Rationalität lässt sich nicht zwingend auf die Frage 

von Fachlichkeit zurückfuhren. Fachlichkeit ist ein wichtiger Aspekt, aber es gibt im politischen 

Prozess durchaus auch immer wieder andere Aspekte – das können wir jeden Tag beobachten, wenn 

wir die Zeitungen lesen. 

 

 

Herr Heidenreich: 

Ich denke, das Problem, zumindest aus meiner Perspektive – Landesjugendamt, überörtliche 

Planungsträger – ist die: Man muss sich entscheiden, wie ich Jugendhilfeplanung aufstellen will: 

Will ich sie strategisch aufstellen im Sinne einer gelingenden Jugendpolitik oder nutze oder benutze 

ich sie, um eine Ressourcenknappheit zu begründen? Weil Fakt ist – es ist ja sichtbar und bekannt, 

dass die Jugendhilfeplanung einen permanenten Spagat machen muss zwischen vorhandenen 

Ressourcen und den Abgleich mit Bedarf und Bedürfnissen und am Ende bestimmen die 

Ressourcen die Bedarfe. Das Ergebnis von Jugendhilfeplanung ist ja das politische Wollen, der 

politische Kompromiss, die Bedürfnisse im Abgleich mit der Finanzierung. Und da denke ich – ob 

uns da ein Modellprojekt weiterhilft, einen Paradigmenwechsel zur Jugendhilfeplanung – also sie 

eher strategisch und politisch auszurichten, um auch Spielräume zu schaffen für Durchlässigkeit der 

Hilfesysteme innerhalb der Jugendhilfe und auch Spielräume zuschauen zur Beteiligung anderer 

Planungsstränge, das ist die Frage. 

 

Es sind auch Schulämter und Jugendämter zusammengelegt worden – da gab es Überlegungen, die 

Schulnetzplanung mit der Jugendhilfeplanung zu vernetzen – klingt schön, aber da steckt halt der 

Teufel im Detail. Die Schulen sind in einer ganz anderen hierarchischen Zuständigkeit eingebunden 

als die Jugendhilfe.  

 

 

Frank Beckmann:  

Das eine, was mir einfällt dazu, ist: Das Bundesjugendkuratorium spricht immer von einer 

datenbasierten, lebenslagenorientierten und strategisch ausgerichteten Jugendhilfeplanung. Wenn 

Sie sagen, strategische Jugendhilfeplanung würde mir auch mit Blick auf das politische System in 

der Kommune – würde ich immer darauf hinweisen wollen, dass es auf die Ausrichtung ankommt. 

Also die strategische Zielvorgabe – und ich glaube, das müssen wir uns auch im Kontext einer 

eigenständigen Jugendpolitik immer wieder klarmachen: Die muss von den dafür berufenen und 

gewählten Vertreterinnen und Vertretern des politischen Systems kommen. Das ist die 

Vertretungskörperschaft, das ist Verwaltungsleitung, das ist Jugendamtsleitung. Aber je höher man 



in der Verwaltungshierarchie anbindet, desto stärker ist dann natürlich auch das Gewicht der 

Stimme, der Bedarfe und der Interessen junger Menschen in einem kommunalpolitischen 

Gesamtprozess. 

 

Wenn Sie im Rat oder im Magistrat einen Dezernenten haben, der sich für Jugendfragen einsetzt, 

dann kommunizieren Sie dort auf der systemischen Ebene, wo die relevanten Entscheidungen 

getroffen werden. Sind Sie eingebettet – sozusagen in der Struktur des politischen Systems 

geschuldet – mit den Jugendfragen in einem umfassenden Ressortzuschnitt mit einem Dezernenten, 

der sich dieser Frage nicht nähert, können Sie als Jugendhilfeplaner so umtriebig sein, wie Sie 

möchten. Also es ist das Zusammenspiel zwischen strategischer Ausrichtung und planerischer 

Umsetzung. Und das, was die Jugendhilfeplanung auf jeden Fall leisten kann und was auch ihre 

Kernaufgabe ist, ist die Datenbasierung und die Lebenslagenorientierung. Eigentlich ist sie die 

fachliche Quelle der Informationen und des Materials, das politische Akteure brauchen. 

 

Wie das aber geht in diesem Zusammenspiel von fachlicher Ebene im Kontext eines Jugendamts, 

eingebettet in ein Dezernat, im Gegenüber zu einer Vertretungskörperschaft, zu politischen 

Interessen, mit einem Jugendhilfeausschuss, mit freien Trägern, Kinder- und Jugendhilfe, aber eben 

auch die ressortübergreifenden Fragen – dazu wissen wir tatsächlich relativ wenig. Es gibt 

Erfahrungen mit integrierter Planung, das ist richtig. Aber – und das war glaub ich die Idee vom 

BJK mit der Modellforderung – zu sagen, wir schauen uns mal in einer ausgewählten Anzahl von 

Kommunen an: Wie kann denn sowas aussehen? 

  

Auslöser der Expertise war unter anderem die Erkenntnis, dass es an Forschung zum Stand und zur 

Situation der Jugendhilfeplanung in den Jugendämtern in Deutschland einfach relativ wenig gibt. 

Die Literatur, die Herr Merchel da zitiert, die ist teilweise schon 10-15 Jahre alt und es ist wenig 

Literatur, die er zitieren kann. Auch das sagt ja was aus. 

 

 

Teilnehmer:  

Ich will nochmal dieses Bild mit der Sau, die durchs Dorf getrieben wird – sozusagen die nächste 

Sau aufgreifen. Und vielleicht ist das jetzt eine platte Bitte: Mir begegnet das schon viel, dieses 

Argument mit der Sau – ich erlebe eine müde Fachlandschaft, eine skeptische Fachlandschaft. Wir 

reden gerade wieder darüber, was alles sein könnte, dürfte, müsste, aber nicht ist. Kommentieren 

Sie mal die Debatte rund um die eigenständige Jugendpolitik: Bleibt es eine Sau oder wie schätzen 

Sie es anders ein? 

 

 

Frank Beckmann:  

Ich dachte, darüber wollen wir heute Nachmittag diskutieren (Lachen)  

 

 

Anke Miebach-Stiens:  

Herzlichen Dank. 



Peter-Ulrich Wendt: „Das sollte es (nicht) sein…“ – Gedanken zur Eigenständigen 

Jugendpolitik und Beteiligungsmodellen. 

 

 

Anke Miebach-Stiens:  

Ich darf Professor Dr. Peter-Ulrich Wendt nach vorn bitten. Er kommt zu uns von der Hochschule 

Magdeburg-Stendal und gibt uns einen Input zum Thema "Das sollte es nicht sein – Gedanken zur 

eigenständigen Jugendpolitik und zum Beteiligungsmodell". Und auch dort gibt es im Nachgang die 

Gelegenheit, miteinander ins Gespräch zu kommen. Herzlich willkommen Herr Wendt. 

 

 

Peter-Ulrich Wendt: 

Hallo, meine sehr geehrten Damen und Herren. Vielen Dank für den Hinweis, dass ich von der 

Hochschule Magdeburg komme. Christian Kurzke hat mich, bevor ich in den Raum eingetreten bin, 

aus alter Verbundenheit gefragt, wie es mir geht. Und ich hab gesagt: "Ich komme aus Sachsen-

Anhalt" 

 

Das hat viel damit zu tun, dass ich mir gestern erlaubt habe, einen Tag in Meißen, einer Stadt, die 

ich sehr schätze, gegönnt zu haben – sowas wie eine Auszeit. Auf dem Weg hierher hörte ich dann 

in den Nachrichten die neuesten Hiobsbotschaften über die demografische Entwicklung in Sachsen-

Anhalt und wie wichtig es doch sei, Kultur und Hochschulen auszubauen. Unsere Landesregierung 

ist bemüht, das nicht zu tun und Teilhabe ist für sie in der Frage – und damit bin ich beim Thema – 

ein Fremdwort. 

 

Ich bin eingeladen worden, ein paar Gedanken zur eigenständigen Jugendpolitik und 

Beteiligungsmodell zu formulieren. Und darauf meine Antwort – in der Mail habe ich geschrieben: 

"Aber ihr wisst, welche Position ich dazu habe?" Ich will das nicht wesentlich ausführen, nur darauf 

aufmerksam machen, dass ich mich zum Thema eigenständige Jugendpolitik an verschiedener 

Stelle bereits etwas skeptisch geäußert habe, weil es – obgleich es da interessante Entwicklungen 

gibt, die auch zu einer Relativierung meiner Grundsatzposition sicher beitragen können – doch sehr 

viel um unterschwellige mittransportierte Botschaften geht, die mir etwas sehr kritisch erscheinen. 

 

Ich gehöre zu denjenigen, die Sozialpolitik, Jugendhilfepolitik unter dem Gesichtspunkt einer 

verdeckten, sozusagen subkutanen mittransportierten Aktivierungslogik folgen. Und dazu habe ich 

in der Tat eine ablehnend kritische Position, wenn das so formuliert wird. 

 

Das ist ja auch in Sachsen eine Position, die gut vertreten ist – ich denke, es ist ja auch vertreten der 

Arbeitskreis Kritische Sozialarbeit hier in Dresden, es ist das unabhängige Forum kritische 

Sozialarbeit, das sich mit entsprechenden Formulierungen dazu geäußert hat. Deshalb nehme ich an 

dieser Stelle keine Gelegenheit, zu diesen Punkten kritisch Stellung zu nehmen. Aber Sie sollten das 

wenigstens einordnen können, wenn Sie meine Position verstehen wollen. 

 

Ich habe einen anderen Auftrag: Ich will mehr den Aspekt der Beteiligungsmodelle in den 

Mittelpunkt rücken. Und da gab es so etwas wie eine sehr schnell zwischen Frank Beckmann und 

mir erzielte Übereinkunft, dass wir uns gegenseitig nicht nur nicht ins Gehege kommen, sondern 

dass wir auch eine systematische Abgrenzung vornehmen. Ich könnte zum Thema 

Jugendhilfeplanung viel sagen – ich war 20 Jahre lang Leiter in einem Jugendamt und 

verantwortlich auch für die Jugendhilfeplanung. Und die Beobachtung, die der Kollege Merchel 

jetzt formuliert, haben wir in den 90er-Jahren gemacht. Die Literatur, die er da zitieren kann – das 

ist etwa Titus Simon, der sich dazu geäußert hat, oder auch das Deutsche Jugendinstitut in der 

flächendeckenden Erhebung zur Jugendhilfeplanung –, deutet eigentlich Prozesse an, die sehr gut 

beschrieben worden sind durch Ihren Vortrag. Aber ich werde nichts dazu sagen. 



 

Ich will zwei Punkte gerne voranstellen, damit bekommen Sie den Tenor meiner Überlegungen mit, 

bevor ich dann ein bisschen was zu mir sage. Herr Struzyna, Sie haben ja einen ganz wichtigen 

Punkt bei den Herausforderungen formuliert, nämlich Ihren letzten Punkt "Teilhabe – es reicht 

nicht, alte Entwicklungen bloß festzuschreiben". Darum geht es mir in der Tat, eine Kritik, eine sehr 

massive Kritik an Beteiligungsverfahren zu formulieren. Ehrlich gesagt, mir hängt das Thema zum 

Hals raus. Wenn wir über Beteiligung reden – ich bin seit 35 Jahren in der Kinder- und Jugendhilfe 

situiert, und wir reden seit 35 Jahren über Beteiligung. Sie merken, ich komme aus dem Westen – 

da ist das Thema auch nicht besser. 

 

Der zweite Punkt – Herr Heidenreich, das fand ich ausgesprochen gut. Das ist der Kern, weshalb 

ich diese Irritation auch richtig merke. Wenn es mit der Partizipation ernst wird und unbequem, 

haben Sie so in etwa wörtlich gesagt, dann hört es mit der Beteiligung schnell auf. Tut es das? 

Genau so ist es.  

 

Ich bin eingeladen worden, was zur eigenständigen Jugendpolitik und zur Beteiligung von jungen 

Menschen zu sagen. Ich tue das als Sachsen-Anhalter, der ich dort eine Professur für Soziale Arbeit 

innehabe, mittlerweile auch Dekan meines Fachbereichs bin, welcher sich in Abwehrkämpfen der 

hochschulpolitischen Nicht-Teilhabe mit der Landesregierung sich befindet. Ich sage das nicht mit 

der Empfehlung: In Sachsen müssen Sie irgendwas von dem ernstnehmen, was ich zu sagen habe – 

das müssen Sie selber entscheiden. Ich bin ein Göttinger, gut, ich bin auch Politikwissenschaftler 

und Soziologe, Erziehungswissenschaftler. Die Göttinger Erziehungswissenschaft hat in der 

geisteswissenschaftlichen Tradition einen zentralen Begriff entwickelt, der nennt sich Dignität der 

Praxis. Das ist die Würde der Praxis. Und mir steht es als Außenstehendem nicht zu, irgendwelche 

Empfehlungen auszusprechen. Die Dignität der Praxis ist hier drin.  

 

Insofern verstehen Sie bitte alle Bemerkungen immer nur als Fragen, auch wenn ich sie als solche 

nicht ausdrücklich formuliere. Ich habe schon etwas zu meiner Profession gesagt. Ich will nicht 

verbergen, dass ich zwei Leben führe: Das eine findet an meiner Hochschule statt, und das andere 

findet – das ist bei Hochschullehrern, die spätberufen sind, so üblich, das sind Reisen zwischen den 

Welten – in Niedersachsen statt, wo ich Vorsitzender des Kreisjugendrings bin und mit den Fragen 

der Beteiligung alltäglich konfrontiert bin.  

 

Ich fang mal ganz komisch an: Guy Fawkes – was hat der mit Beteiligung zu tun? Sie werden sich 

daran erinnern, dass vor zwei Jahren dieses Bild allenthalben, für alle wichtigen Prozesse, die wir 

damals konstatieren konnten, um die Welt gegangen ist, diese Maske, die einem – wir können es 

sagen – zivilgesellschaftlichen Protest – ein Gesicht gegeben hat: Guy Fawkes. Fast auf den Tag 

genau 408 Jahre ist es her, dass er das englische Parlament die Luft sprengen wollte. Ich glaube, das 

ist den Wenigsten bekannt, dass er mehr als zwei Tonnen Schwarzpulver in den Kellern von 

Westminster deponiert hatte und durch einen Zufall verraten worden ist. Ein Terrorist, der 

maskenbildend ist und gesichtsgebend ist und ich sage – obwohl das Terrorismus war und damit ein 

krimineller Akt – ein früher Vertreter des Gesichtspunkts der Teilhabe. 

 

Er hat einen Protest formuliert – er wollte alle englischen Abgeordneten, vor allem aber die 

anglikanischen Bischöfe in die Luft sprengen, weil er als Katholik sich nicht beteiligt fühlte, nicht 

wahrgenommen wurde. Das gehört zur englischen Geschichte dazu, dass die Katholiken in jener 

Zeit einen etwas schlechten Stand hatten. 

 

Warum blende ich Guy Fawkes auf und wie komme ich zur Frage der Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen in diesen Zeiten? Ich will das versuchen, indem ich mein Programm auf drei Punkte 

konzentriere. 

 



Der erste Punkt wird sein, dass ich mich mit der Frage der Modernisierungskritik, für die das 

Gesicht auch steht, beschäftige und das mit Teilhabe komprimiere. Der zweite wird sein: Teilhabe 

und Jugendpolitik. Und dann will ich ein paar Schlussfolgerungen anlegen. 

 

 „Was lässt sich also aus der Modernisierungskritik, die wir in den letzten fünf, sechs Jahren, vor 

allem aber vor anderthalb Jahren sehr lautstark erlebt haben, für die Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen ableiten?“ ist praktisch die hinterlegte Fragestellung. Und da möchte ich versuchen, 

hinzukommen. Mir geht es nicht um Beteiligung, mir geht es um Teilhabe. Teilhabe ist was anderes, 

ist weitergehend. Es geht erstmal darum, dass wir Begriffe, die wir in der politischen Diskussion 

gerne verwenden, nochmal auf ihren Gehalt untersuchen und darauf hinweisen, dass es da 

Unterschiede gibt, und zwar sehr sorgsam zu unterscheidende Unterschiede. 

 

Ein paar aktuelle Stichworte will ich ins Gedächtnis rufen, wo wir von Beteiligung, aber auch von 

Teilhabe reden. Nun zu Bild Vier zu Null. Sie wissen, das ist nicht Schalke, sondern das ist die 

Abstimmung über die Olympiakandidatur von München. Vier Gebietskörperschaften einschließlich 

der Stadt München haben sich mit Mehrheit gegen dieses Projekt entschieden. Ich habe mit 

Interesse in der sächsischen Zeitung gelesen, dass sich nun Altenberg, Dresden usw. bewerben 

sollen für 2026. (Lachen)  

 

Einige Zeit davor hat sich Graubünden ebenfalls dagegen entschieden. Es haben sich Menschen 

dagegen entschieden, indem sie die ihnen gegebenen Möglichen – die in der bayrischen Verfassung 

übrigens exemplarisch am besten weiterentwickelt sind, was die Volksbeteiligung angeht – genutzt 

haben. Seehofer kündigt sofort landesweit weitere Beteiligungsvorhaben an. Mit Interesse habe ich 

gestern und heute gehört, dass sich SPD und CSU gegen die CDU über die Ausweitung der 

Mitbestimmungsmöglichkeiten in der Verfassung verständigt haben sollen, was Zornesröte bei 

CDU-Politikern ausgelöst hat. 

 

Sie denken an die SPD-Mitgliederentscheidung über die Große Koalition. Sie denken vielleicht 

auch an zahlreiche open petitions. Alles höchst unterschiedliche Beispiele/Themen für das 

Anliegen, dass sich Menschen beteiligen oder teilhaben wollen. Und wir kennen natürlich auch das 

Abstimmungsergebnis über den Stuttgarter Bahnhof, der etwas anderes hervorgebracht hat als die 

Befürworter der Abstimmung ursprünglich sich gewünscht haben. 

 

Wir reden über Beteiligung und wir reden auch über Teilhabe. Was ist der Unterschied? Ich 

behaupte, Beteiligung ist nicht Teilhabe. Es ist ein Element davon – Beteiligung ist etwas, was zur 

Teilhabe wird. Beteiligung ist ein pädagogisches Feld, es ist ein klassisches Feld der Kinder- und 

Jugendarbeit, junge Menschen an Beteiligungsformen heranzuführen, sie lernen zu lassen, was es 

heißt, beteiligt zu werden. Es ist ein passiver Akt. Beteiligung ist ein passiver Akt. Beteiligung 

heißt, jemand wird beteiligt, z.B. werden Kinder eingeladen, einen Kinderspielplatz mitzugestalten. 

Es kommt nicht aus ihnen selbst. Teilhabe ist etwas aktives, Teilhabe fokussiert den Gesichtspunkt, 

dass aus mir heraus der Wunsch besteht, bestimmte Dinge, die mein Leben gestalten, 

mitbeeinflussen, verändern und gestalten zu können, durch mich selbst zu verändern. Ich denke, da 

sollten wir bei der Begrifflichkeit sorgsam darauf achten, passives und aktives Handeln nicht 

durcheinander zu bringen. 

 

Also: Teilhabe ist der aktive Akt der Teilhabenden, auf die Lebensbedingungen Einfluss zu nehmen, 

die ihn oder sie umgeben. Damit ist Beteiligung als pädagogischer Akt, der Heranführung junger 

Menschen etwa zur Selbstäußerung eine Voraussetzung und damit Element von Teilhabe. Aus 

gelingender Beteiligung erst wird das, was wir Teilhabe nennen. 

 

Ich zeige Ihnen mal ein paar Bilder, die Sie kennen. Und da bin ich beim Punkt, den ich mit 

Modernisierungskritik beschreibe: Das, was sich in München und im Chiemgau ereignet hat, ist so 



etwas wie das, was sich hier an diesen vier zentralen Beispielen der Modernisierungskritik ebenfalls 

ereignet. Ein subjektiv empfundenes Unwohlsein mit Großorganisationen, mit Großprojekten, mit 

der Frage der Beeinflussung der natürlichen Lebensgrundlage. Es war ganz entscheidend, dass der 

deutsche Alpenverein – sonst nicht unbedingt eine Organisation an der Speerspitze der 

Zivilgesellschaft – sich gegen die Olympiade geäußert hat, der dazu beigetragen hat, dass es dieses 

4:0- oder 0:4-Votum – das ist immer eine Frage der Betrachtungsweise – ergeben hat.  

 

Das fußt in einer Tradition von Modernisierungskritik, wie wir – oberes linkes Bild – das bei 

Greenpeace kennen; oberes rechtes Bild – Attac; bei der Anonymous-Bewegung im Netz und 

schließlich bei Stopp-Wallstreet-Aktivitäten. Diese Modernisierungskritiker formulieren Positionen, 

die sie motivieren, sich in einer spezifischen, anderen Art und Weise als wir das bisher traditionell 

gewohnt waren, zu beteiligen. Und ich denke wir können eine ganze Menge davon lernen, wenn wir 

uns das mal genauer anschauen. 

 

Greenpeace ist in diesen Beispielen die älteste Initiative. Wir wissen, Greenpeace ist eine Ausgeburt 

– und zwar positiv konnotiert – der 70er-Jahre, schwerpunktmäßig fokussiert auf die Frage der 

Energienutzung durch Atomkraftwerke, zunehmend weiter diskutiert, weiter entwickelt, was den 

Artenschutz angeht, was den Schutz der Meere angeht. Auf jeden Fall ein sehr stark auf den Aspekt 

der Ökologie fokussierter Zusammenhang. 

 

Greenpeace betont auf der Website, überparteilich und völlig unabhängig von Politik zu sein. Ich 

betone "völlig unabhängig von Politik" – obwohl das hochpolitisch ist, ein Politikmodell zu 

entwickeln, das unabhängig ist von Parteien und Industrie. Direkt organisiert. Attac – rechts oben – 

schreibt auf der Website: Globalisierung geht ganz anders, Menschen und Natur vor Profit. Sie 

beschreiben die uns bekannten Entwicklungen in Bezug auf ökonomische Gerechtigkeit, soziale 

Gerechtigkeit, Globalisierungsentwicklungen und kommen zu der Bilanz, diese Entwicklungen 

seien kein Naturgesetz, sondern die Folge politischer Entscheidungen – Entscheidungen, die wir 

nicht tatenlos hinnehmen – Politik kann auch ganz anders aussehen. 

 

Bei Anonymus wird das ganze – das wissen wir auch und ich bringe es nur zur Erinnerung – 

fokussiert auf die Frage der Webnutzung, der Virtualisierung von gesellschaftlichen Strukturen und 

die damit verbundenen Fragestellungen, die beim Urheberrecht beginnen, aber die insbesondere 

auch bei der Nutzung, der politischen Instrumentalisierung des Webs für bestimmte politische 

Zwecke und Ziele mündeten. Die massive Auseinandersetzung der Anonymus-Bewegung etwa mit 

Scientology – das ist weitgehend gar nicht so groß bekannt – ist eine der zentralen Aktivitäten vor 

zwei, drei Jahren gewesen. Natürlich ist die Diskussion über das Urheberrecht auch in Deutschland 

angekommen. 

 

Und schließlich Occupy Wallstreet – das was wir noch lebhaft in Erinnerung haben – eine globale 

Protestwelle, die in sehr direkten Aktionen im Jahre 2011/12 europaweit allein 1000 Orte erreicht 

hat durch Platzbesetzungen. Frankfurt etwa ist das zentrale Beispiel. David Graeber, die Ikone der 

Occupy-Bewegung, formuliert in seinem Buch Kamikaze-Kapitalismus: „Die Finanzeliten haben 

der Welt bewiesen, dass sie völlig inkompetent sind, die langfristige Überlebensfähigkeit des 

Kapitalismus scheint zumindest aktuell kein ausschlaggebendes Kriterium zu sein“ (Seite 190 ff.). 

In der Zwischenzeit haben wir es definitiv mit einem Kamikaze-Kapitalismus zu tun, einer 

Ordnung, die sich, ohne zu zögern, selbst zerstören wird. Und diese Aspekte, die Graeber dann 

weiterentwickelt, das Gegenstellen der Mächte des Lebens gegen die Mächte des Todes, wie er es 

wörtlich nennt, motiviert Menschen, gegen finanzpolitische Globalisierung im Sinne von Wenigen 

sich zu artikulieren. 

 

Vier Aspekte, auf die ich, was die Bündelung der dahinterliegenden Motive und Perspektiven 

angeht, gleich eingehen will, nachdem ich mit Hannah Arendt – einer uns allen sicher mehr oder 



weniger gut bekannten Sozialwissenschaftlerin – argumentiere, die in ihrem Buch über das aktive 

Leben, Vita activa oder Vom tätigen Leben schreibt: „Handeln und Sprechen offenbaren die 

Menschen jeweils, wer sie sind, zeigen aktiv die personale Einzigartigkeit ihres Wesens, treten 

gleichzeitig und gleichsam auf die Bühne der Welt.“ 

 

Das Auf-die-Bühne-der-Welt-treten ist der Akt der Teilhabe. Diesen Teilhabeakt – und daraus 

können wir Schlussfolgerungen ziehen für das, was wir Jugendpolitik nennen – kennzeichnen viele 

Aspekte. Ein erster Aspekt ist das, was wir Direktheit nennen können. Es geht um Unmittelbarkeit. 

Es geht um Dezentralität. Es geht um Kleinräumigkeit. Es geht um den Bedarf von Menschen, Nähe 

zu erfahren und Gerechtigkeit durch Teilhabe zu erfahren. Wenn also die Deutsche Bank als eine 

der großen Instanzen dieses Kamikaze-Kapitalismus belagert wird, dann ist das diese Form von 

Direktheit, über die wir in der Jugendhilfe – und das sage ich skeptisch an dieser Stelle – vergessen 

haben, nachzudenken. Das Unmittelbare, das Sofortige, das Spüren, das körperlich-auch-spüren, 

wird – das Bild ist ja nur ein Ausschnitt einer solchen Belagerungssituation – von den Akteuren 

direkt erfahren. 

 

Das Zweite ist die neue Kollektivität. Vielleicht sollten wir in der Jugendhilfe auch darüber 

nachdenken, was es mit der Kollektivität so auf sich hat. Kooperativ sich gegenseitig helfend, Netze 

spinnen, auch dezentral sein, soziale Bindungen aufbauen unter Inanspruchnahme von Medien, 

„Neuen Medien“ – ich zitiere die Bundeskanzlerin, denn so neu sind die nicht – etwas aufzubauen, 

was Kontakt ermöglicht, und zwar sowohl personal in Beziehung treten, sozial als Kollektiv, 

virtuell und kulturell etwas gegenzustellen gegen die Mechanismen der Kommunikation und 

interdisziplinär. Für die von mir eben klargestellten vier zentralen Akteure der 

Modernisierungskritik steht dieser interdisziplinäre Kontext – dass hier Menschen unterschiedlicher 

Herkunft, unterschiedlicher Geografie, unterschiedlicher Qualifikation sich kollektiv neu definieren. 

 

Und das Ganze ist – und das wird mit den Netzwerken, die dort ja auch im Bild dargestellt werden, 

für mich auch immer besonders deutlich, ein experimenteller Charakter, es hat sowas von einem 

Labor. Das Laboratorium, das Experimentelle, das Unvollkommene, das Begonnene, das noch nicht 

Fertige, das Offene wirkt in solchen Aktionen wie Liquid Democracy oder den Platzbesetzungen 

und Camps ganz deutlich: Es geht nicht um den strukturierten, sicheren, klaren, durch 

Tagesordnung, durch Prozeduren, durch gesetzliche Rahmungen definierten Prozess, sondern es 

geht um dieses in der Kollektivität Offene. 

 

Der dritte Aspekt, der insbesondere bei den Aktivitäten von Greenpeace seit jeher eine zentrale 

Rolle spielt, ist die gegensinnige, die eigensinnige Medialität. Also das Umgehen mit den Medien, 

das Umgehen mit der Öffentlichkeit als einen politischen Prozess, der sehr wohl weiß, dass Medien 

Eigenlogik folgen. Ich habe noch nicht erwähnt, dass ich in der Erstausbildung Journalist bin und 

durchaus beurteilen kann, was Journalismus bedeutet. Es geht um die Frage des Umgehens mit 

Medien, des Umgehens mit organisierter und informeller Öffentlichkeit und dabei spielt zunehmend 

auch die Virtualisierung von Kommunikation für Greenpeace eine größere Rolle. 

 

Wir sollten also auch an dieser Stelle einmal prüfen, inwieweit diese Medialisierungserfahrungen, 

die bei den Mordernisierungskritikern eine zentrale Rolle spielen, nutzbar sind für unsere 

Teilhabekonzeption. Und schließlich – das was ich gerne als Schlüsselbegrifflichkeit der Sozialen 

Arbeit – ich bin ja Hochschullehrer für Soziale Arbeit – Selbstwirksamkeit nenne: Dieses Gefühl 

des Sich-selbst-Erlebens, das empört sein können und in Kollektivität, in Medialität und Direktheit 

auch Empörung ausleben dürfen – nicht nur Unzufriedenheit zu denken, sondern sie kollektiv auch 

zu leben, ist ein weiteres zentrales Merkmal, das sich in der Bilanzierung der 

modernisierungskritischen Akteure für unsere Zustände und unsere Verhältnisse und unsere 

Konzeptionen und Gedanken in Bezug auf Jugendpolitik – sei sie nun eigenständig oder nicht –

mitdenken lässt. 



 

Ich zitiere an dieser Stelle gerne Stéphane Hessel – leider verstorben, wir alle kennen ihn –, der ja 

formuliert hat: "Empört euch!" Das kleine dünne Buch, in dem es einen sehr schönen Satz gibt, der 

mich daran erinnern lässt, dass wir über das, was wir gerade denken, schon einmal – nicht diese 

Generation der Hierseienden – dazu sind selbst die Ältesten unter uns noch zu jung – 1945/46/47 

gedacht haben: „Man wagt uns zu sagen“, sagt Hessel, „der Staat könne die Kosten dieser sozialen 

Errungenschaften nicht mehr tragen“ – wie passend zu dem Thema Jugendhilfeplanung. „Aber wie 

kann heute das Geld dafür fehlen, wo doch der Wohlstand so viel größer ist als zur Zeit der 

Befreiung, als Europa in Trümmern lag. Mischt euch ein, empört euch“, ist seine Losung.  

 

„Die Verantwortlichen in Politik und Wirtschaft, die Intellektuellen, die ganze Gesellschaft, dürfen 

sich nicht kleinmachen, kleinkriegen lassen von der internationalen Diktatur der Finanzmärkte, die 

es soweit gebracht hat, Frieden und Demokratie zu gefährden. Wenn man sich über etwas empört, 

wie mich der Nazi-Wahn empört hat, wird man aktiv, stark und engagiert.“  

 

Ich möchte an der Stelle meinen ersten Abschnitt zusammenfassen mit der nochmaligen Betonung, 

was uns Modernisierungskritik für die Diskurse in der Kinder- und Jugendhilfe in Bezug auf die 

Beteiligung von Menschen – und ich meine nicht nur Kinder und Jugendliche, aber vor allem 

Kinder und Jugendliche – mitgibt, ist der Aspekt von Unmittelbarkeit, Schnelligkeit, Präsenz und 

Zwang. Zwang zur Teilhabe. Damit sind die Überlegungen anschlussfähig an das, was ich gerne als 

Kantianer an dieser Stelle nicht umhinkomme mitzuteilen: Das hat einen aufklärerischen Impuls. 

Und zwar ist das keine Geburt des 21. Jahrhunderts, sondern es ist 230 Jahre her, dass Immanuel 

Kant in einer Zeitschrift, der Berlinischen Monatsschrift, diesen wichtigen Satz über die Aufklärung 

gesagt hat: "Die Befreiung aus der Unmündigkeit, aus dem Unvermögen, sich seines Verstandes 

ohne Leitung eines anderen zu bedienen", das sei das Prinzip der Aufklärung. Und ansonsten 

verweise ich darauf, diesen drei Seiten langen Aufsatz gerne mal zu lesen. Der Link ist auf meiner 

Website. 

 

Teilhabe und Jugendpolitik. Das, was Kant symbolträchtig – man muss ja Kant erstmal 

wiederentdecken, und man hat ihn dann wiederentdeckt – als das Wesen der Aufklärung, der 

Befreiung von bevormundenden Zuständen, der Befreiung von der eigenen Unfähigkeit, seiner 

selbst sich bewusst zu sein, genannt hat, ist in der Jugendarbeit Theoriebestand. Leider nicht immer 

Praxisbestand. Wir haben in den 70er-Jahren vor allem einen Diskurs über Emanzipation geführt. 

Ich habe vorhin darauf hingewiesen, dass ich Göttinger sei. Klaus Mollenhauer ist auch so ein 

Göttinger, der in seinen Überlegungen zur Emanzipation in der Jugendarbeit genau diesen 

kantschen Gedanken mit aufgegriffen hat. Emanzipation, sagt er 1973 – ich darf darauf hinweisen: 

das ist 40 Jahre her – Emanzipation heißt die Befreiung der Subjekte, in unserem Fall der 

Heranwachsenden dieser Gesellschaft aus Bedingungen, die ihre Rationalität und das mit ihr 

verbundene gesellschaftliche Handeln beschränken. 

 

Emanzipation in der Jugendarbeit sei Befreiung von Beschränkung. Und Herrmann Giesecke, der 

mit ihm zusammen und noch zwei anderen, C.W. Müller und Helmut Kentler 1964 das Buch Was 

ist Jugendarbeit? herausgegeben hat, sagt weiter, wesentlich für unseren Begriff der Emanzipation 

ist, dass er nicht nur den Prozess der Ablösung aus der Abhängigkeit pädagogischer Zwänge, z.B. 

der Familie meint, sondern aus allen gesellschaftlich verursachten Abhängigkeiten, sofern diese 

Abhängigkeiten subjektiv als Übel erlebt werden beziehungsweise – und damit ist die Jugendarbeit 

gemeint – als Übel erlebbar gemacht werden. Mollenhauer sagt an anderer Stelle: Job der Kinder- 

und Jugendarbeit sei es, die heranwachsende Generation zu befähigen – und das deute ich als 

Beteiligung – zu befähigen, Potenzial von gesellschaftlicher Veränderung hervorzubringen, also 

sich ihrer selbst bewusst zu werden. 

 

Wünsche, Vorstellungen, Ideen zu erwecken - das sei Job der Kinder- und Jugendarbeit. Ihr Job sei 



es, Verantwortung für das kritische Potenzial einer Gesellschaft zu formulieren. Es sind vielleicht 

etwas unzeitgemäße Gedanken – das ist zugegebenermaßen ein Wort von Nietzsche, dem ich nicht 

so sehr nahestehe, aber vielleicht an dieser Stelle sei es doch erwähnt. Erziehungshandeln, sagt 

Mollenhauer, hat den Zweck, erkenntnis- und handlungsfähige Subjekte hervorzubringen. Das sind 

alles Begriffe, die 40 Jahre alt sind, da können Sie natürlich mit Fug und Recht sagen: "Meine Güte, 

ist das lange her." Und ich glaube, genau das sind die Chiffren, das sind die Begrifflichkeiten, die 

wir brauchen, um eine Idee von Beteiligung und von Teilhabe zu entwickeln. 

 

Oskar Negt – das ist jetzt etwas neueren Datums –, mein Kollege, Soziologe aus Hannover, sagt 

dazu vor dem Hintergrund eines Diskurses über Kant und Marx: Demokratie muss gelernt werden, 

immer wieder, tagtäglich, ein Leben lang. Die Menschen werden nicht als politisches Wesen 

geboren. Der Mensch als zoon politikon, also als politisches Lebewesen im Sinne von Aristoteles, 

ist das Ergebnis eines ständigen Erziehungs- und Lernprozesses – nicht eine Konstante, die von sich 

aus gegeben wäre. Das ist ein ständiger Prozess der Zuspitzung.  

 

Und – und damit bin ich dann in der Mitte der Kinder- und Jugendarbeit endlich angelangt – von 

Kant bis zum Deutschen Bundesjugendring, den ich sonst nicht so häufig zitiere, aber an der Stelle 

doch gerne: In einem Positionspapier sagt der Bundesjugendring – Beschluss der Vollversammlung 

des Bundesjugendrings aus dem Jahre 2010: Selbstbestimmung nicht verzweckt, Jugendpolitik neu 

gestalten: „Jugendpolitik muss der freien Persönlichkeitsentwicklung verpflichtet sein. Damit ist 

eine Orientierung am Subjekt und an den Interessen, Fähigkeiten und Bedürfnissen der jungen 

Menschen verbunden. In diesem Sinne und mit diesem Auftrag muss Jugendpolitik auch eine 

parteiliche Interessenvertretung von jungen Menschen gewährleisten. Räume zur Aneignung, 

Teilhabe erkämpfen, eine entsprechende Unterstützung sicherstellen.“ 

 

Was hat das mit diesem Bild zu tun? Was Sie erkennen sollten, ist der Vorplatz der 

Landeshauptstadt Hannover. Ein Quell steten Ärgernisses. Ich bin 1982 nach Niedersachsen 

gegangen und 1983 der erste Mal in Hannover gewesen, habe da Jugendarbeit mit ein wenig 

entwickeln helfen und hatte an dieser Stelle mit den Punks zu tun. Bis 1990 gab es Punks. Dann 

hatte die Ordnungsmacht es endlich geschafft, sie wegzudrängen. Seitdem gab es immer wieder 

Wellen von Inbesitznahmen – und ich behaupte, Inbesitznahme ist Teilhabe – das ist der aktuelle 

Entwicklungsstand: Es sind die Street-Arter, es ist eine Kultur, die für sich Teilhabe lebt, indem sie 

sagt: Uns interessiert nicht, was die Ordnungsmacht meint, das ist unser Platz. Hier unseren 

Ghettoblaster aufzustellen, hier Musik zu machen, hier zu tanzen, hier so zu sein, wie wir das für 

richtig halten, das ist unser Impetus. Das sagen die Jugendlichen natürlich nicht so ausdrücklich. 

Von Impetus ist schon gar nicht die Rede. Aber das ist ihre Meinung, ihre Gedanken und ihre 

Wirklichkeit. Sie betreiben Aneignung des öffentlichen Raums als praktizierte Teilhabe. Sie sagen, 

es ist unser Raum, hier haben wir unsere Regeln, hier kommen wir auch mit den Anlegern – damit 

meine ich, den dahinterliegenden Ladenpassagen und den Menschen, die diesen großen Platz 

bevölkern – einigermaßen gut aus, wir haben hier unser Publikum, wir zeigen, was wir drauf haben. 

Und wir haben viel drauf. Es ist insofern ein positives Beispiel. 

 

Und dieses positive Beispiel im Hintergrund, möchte ich ein paar andere Beispiele zitieren. Sie 

stellen sich bitte vor, Sie haben einen Stadtteil, der im Gebiet der sozialen Stadt ist und in diesem 

Gebiet der sozialen Stadt geht es darum, dass bestimmte Entwicklungsmaßnahmen ergriffen, 

diskutiert, geklärt werden müssen, die es unabdingbar machen, auch mal zu schauen, was 

Jugendliche wollen. Das Jugendamt schickt seine beiden mobilen Jugendarbeiter raus, um sich 

irgendeine Gruppe zu greifen, die sich zufällig in diesem Gebiet aufhält und sie unter mächtiger 

Inanspruchnahme aller Überzeugungskenntnisse und -künste zu einem Treffen einzuladen, das auf 

Geheiß des für das Gebiet zuständigen Stadtentwicklers in einem Stadtteiltreff – der sonst von 

Jugendlichen nie besucht wird, weil er überwiegend von älteren Menschen in Anspruch genommen 

wird –, stattfindet. Da sitzen in lockerer Runde 15-16 überwiegend ältere Herren und die beiden 



Mobilen bringen die Jugendlichen rein und der Wortwechsel dauert drei, vier Minuten – "Was habt 

ihr denn für Vorstellungen, sagt doch mal, was ihr haben wollt, wir beteiligen euch jetzt". Die 

Jungen stehen in diesem Raum, sie kriegen nichts zu Trinken angeboten, sie werden nicht 

persönlich angesprochen – auch das ist Teilhabe. Ob es ein gutes Beispiel ist, das überlasse ich 

Ihnen. 

 

Das zweite Beispiel: In einer Stadt – Philipp Jäger schreibt das in der Sozial Extra 2011 – kommt 

der Bürgermeister auf die Idee, einen seiner Jugendtreffs zu besuchen, um sich Gedanken zu 

machen, wie der Jugendtreff sich weiterentwickeln soll. Man muss dazu sagen, er hat gehört, dass 

der Jugendtreff nicht so gut besucht sei. Er besucht diesen Jugendtreff, spricht mit Sozialpädagogen, 

die von ihrem Chef natürlich auch ein bisschen Habacht haben, aber es kommt ein sehr gutes 

Gespräch zustande und die Sozialarbeiterinnen, Sozialarbeiter haben nach dem Gespräch das 

Gefühl, dass sie angehört worden sind, dass sie beteiligt worden sind, womöglich sogar, dass sie 

teilhaben konnten. Drei Tage später wird hinter verschlossenen Türen beschlossen, diese 

Einrichtung insofern abzubauen, dass eine dieser Stellen abgezogen wird für eine andere Aufgabe. 

Es wird hinter verschlossenen Türen verhandelt und es wird hinter verschlossenen Türen 

entschieden, wie man mit der Jugendarbeit dort umgeht. 

 

Drittes Beispiel: In Sachsen-Anhalt – das ist hier schon vorhin angedeutet worden – hat die 

Landesregierung auf dem Plan, das Fachkräfteprogramm und die Jugendpauschale jeweils um eine 

Million Euro zu reduzieren. Das führt dazu, dass in weiten Teilen des Landes die Jugendarbeit, 

sofern sie überhaupt noch existiert, zum Erliegen kommen wird. Die Reaktion des Kinder- und 

Jugendringes des Landes Sachsen-Anhalt ist, an den Minister heranzutreten. Ich berate ein 

Jugendamt etwas intensiver, ich will aber nicht sagen, welches. Zwei Briefe des Landrates an den 

Minister, er möge doch erläutern, was er mit dieser Politik beabsichtigt, bleiben unbeantwortet. 

Auch das ist Beteiligung. Die lokalen Runden zur Haushaltskonsolidierung, die Sie alle kennen – 

auch in Sachsen sind sie angekommen. 

 

Was sagt das in Bezug auf die Funktionen von Beteiligung? Ich rede nicht von Teilhabe, ich rede 

von Beteiligung. Ich sehe fünf. Da ist die deklarative Ebene, das ist die Absicht, Menschen zu 

beteiligen, weil man schon weiß, dass man sie nicht beteiligen wird. Das dient der Beruhigung der 

Gemüter, das macht deutlich, dass man eigentlich ja guten Mutes ist und guten Willens. Das Zweite 

ist das etwas perfidere Muster der stellvertretenden Interessenverwirklichung. Die Interessen von 

Erwachsenen werden realisiert und Kinder werden als Sprachrohr benutzt. Auch das ist eine Form 

von Beteiligung. Und wenn Sie jetzt in Ihre Praxis schauen: Bilanzieren Sie für sich persönlich, ob 

sie diese Muster kennen. Der dritte Aspekt ist Legitimation: Jugendliche werden eigeladen, sich zu 

beteiligen, um nur das nachzuvollziehen, was die Erwachsenen für sie für richtig gehalten haben. 

Das ist eine feine Unterscheidung zwischen dem zweiten Muster. 

 

Das Vierte ist die Beteiligung ohne jede Folge, im Unterschied zur Deklaration, wo wenigstens die 

Absicht in den Raum gestellt wird und schließlich der Leuchtturm. In der Broschüre, die Sie heute 

bekommen haben, sind ein paar Dinge von mir niedergelegt, unter anderem auch der Beitrag 

„Gegen die Verhochglanzung und Verleuchtturmisierung der Beteiligung“. Das ist das Thema, dass 

scheinbar Vorbildliches, Modellhaftes in den Raum gestellt wird als Muster für andere, ohne 

wirklich Nachhaltigkeit zu entwickeln. Ich weiß, dass es viele gute Projekte gibt. Aber ich weiß 

auch aus meiner beruflichen Praxis, dass es im Bereich der Beteiligung viele schlechte Projekte 

gibt, die keine Konsequenz haben, die keine Nachhaltigkeit entwickeln. Und auch das ist, was 

instrumentelle Funktion von Beteiligung angeht, durchaus zu konstatieren. 

 

Was lässt sich daraus ableiten? Es geht um einen – ich nenne es – patrimonialen Gestus, einen vor 

allem männlich geprägten Gestus, Beteiligung zu erlauben. "Ihr dürft, wir lassen es zu, wir sind so 

gnädig, es ist ein Geschenk, dass ihr beteiligt sein dürft". Das ist ein Gestus des 20. Jahrhunderts, 



nicht des 21. Jahrhunderts, aber es ist wirkmächtig für das, was wir Jugendpolitik im 21. 

Jahrhundert nennen. Uninspiriert, wenig zukunftsweisend. Damit werden Möglichkeitsräume 

geschaffen. Vielleicht bewirkt die Beteiligung etwas, aber es werden keine 

Verwirklichungsansprüche formuliert. „Eure Beteiligung wird zur Teilhabe, weil sie eure 

Lebensbedingungen wirklich mitgestaltet.“ Das ist eine Praxis, die in der Beteiligungsdiskussion 

meines Erachtens gesehen werden sollte.  

 

Wie verknüpfe ich nun Modernisierungskritik und Beteiligungspraxis? Dritter Teil, meine 

Schlussfolgerungen. 

 

Dieses Plakat hat eine junge Amerikanerin in New York im September 2011 im Mittelpunkt der 

Diskussion über Occupy Wallstreet hochgehalten: "Niemand ist mehr hoffnungslos versklavt, als 

derjenige, der glaubt, er sei frei" – sie zitiert Goethe. Das ist für das Bildung haben und Bildung 

gewähren und Bildungsprozesse sich aneignen eine interessante Perspektive, das in den USA, in 

New York „unser“ Goethe zitiert wird. Und sie macht etwas deutlich: Dass es hier um Macht geht. 

Und diesen Machtaspekt möchte ich an dieser Stelle noch einmal ausbreiten. 

 

Ich finde – und das sind Formulierungen, die sich auch wortwörtlich wieder in der Dokumentation 

finden –, dass wir etwas mehr jugendpolitische Aufrichtigkeit an den Tag legen sollten. Hier geht es 

um einen Machtprozess. Die Teilhabe junger Menschen – ich zitiere mich jetzt selbst – ist eine 

politisch gern gestellte Sonntagsforderung, die jenseits von projektartigen Leuchttürmen und 

Modellvorhaben, diese widerspiegelnde Hochglanzbroschüren schlichtweg nicht existiert. 

Beteiligung wird allenfalls delegiert, das ist dann die Arschkarte, die die Jugendarbeit hat. Da sorgt 

man dafür, dass die Kids irgendwie was sagen – denken Sie an das Beispiel, das ich eben zitiert 

habe: Holt die mal rein, da haben sie fünf Minuten Zeit, völlig sprachlos und perplex irgendwas vor 

sich hinzustammeln – und das ist dann Beteiligung. Symbole bestimmen unsere Praxis. Aber 

Beteiligung wird nicht zur Teilhabe. 

 

Warum ist das so? Wieder Mollenhauer. Mollenhauer hat als zentrales Prinzip herausgearbeitet, dass 

Jugendarbeit etwas zu tun hat mit der Frage des Generationenkonfliktes. Und dieser 

Generationenkonflikt wird zum Muster, wird zur Bühne des sich-Auseinandersetzens von 

Erwachsenen, Älteren und Jüngeren, Kindern und Jugendlichen. Das dahinterliegende Muster des 

Gestus – euch beteiligen wir heute mal, weil es uns passt – in kommunalpolitischen Prozessen ist 

das Gestus des dahinterliegenden Generationenkonfliktes: Es geht um die Macht zwischen den 

Älteren und den Jüngeren. 

 

Geradezu eifersüchtig, kann man sagen, wehren sich die Erwachsenen jenseits all dessen, was sie 

offiziell erklären – "ja ja, wir beteiligen euch". Ganz nachhaltig – und insofern war das, was Sie, 

Herr Heidenreich gesagt haben, der Punkt, der mir so wichtig war, an der Stelle nochmal zitiert zu 

sein – wenn es darum geht, zu beteiligen, wird im Rahmen dieses Musters, zwischen den 

Generationen einen Konflikt zu entwickeln und auszugestalten und sich durchzusetzen als 

mächtiger Erwachsener auch zum Thema der Beteiligung. 

 

Diese Generationenfrage ist ein zentrales Thema, das uns verstehen hilft, warum Beteiligung so 

schwer ist: Nicht weil irgendwelche Kommunalpolitiker nicht bereit sind, sondern weil dahinter 

etwas lebt, hinterlegt ist, was kaum kommunikabel ist, was kaum auszusprechen ist, aber da ist. Es 

geht also um die Macht. 

Welche Schlussfolgerungen ergeben sich daraus? Die Bilder sind jetzt Illustration. Ich ziehe vier 

Aspekte in Erwägung, aber will ein paar Vorbemerkungen machen. Und damit bin ich dann bei 

meinen Gedanken zur eigenständigen Jugendpolitik, der ich ja schon einiges zugerufen habe. 

 

Die eigenständige Jugendpolitik hat ein sehr interessantes Papier generiert, nämlich "Beteiligung, 



Chancen und Anlässe im politischen und öffentlichen Raum", das ich ausgesprochen interessant 

finde – eine Expertenkommission, die uns zum Thema Beteiligung und vielleicht auch Teilhabe ein 

paar Überlegungen an die Hand gibt. Und dort heißt es unter anderem: Anregungen der 

Expertengruppe im Kinder- und Jugendhilfegesetz – im Programmsatz, im § 1 SGB VIII eine 

Ziffer 5 anzufügen, die regelt, dass die demokratische Mitentscheidung von Kindern und 

Jugendlichen in allen Feldern der Erziehung und der Gesellschaft zu stärken sei. Abgesehen davon, 

dass ich den Begriff der Mitentscheidung hier ein bisschen schwierig finde und mir lieber von 

Teilhabe etwas vorgestellt hätte – im Absatz 4 des § 8 – das ist ja das, was auch Herr Beckmann 

vorhin erwähnt hat, als der Schlüsselparagraf, der die Beteiligung bei allen Angelegenheiten der 

öffentlichen Jugendhilfe anregt, und verlangt – „Die öffentliche Jugendhilfe schafft eine geeignete 

Struktur, jungen Menschen zu ermöglichen, ihre Bedürfnisse und Wünsche öffentlich zu 

artikulieren und sie mit Kindern und Jugendlichen zu diskutieren. Dabei ist auch benachteiligten, 

nicht organisierten Kindern und Jugendlichen Gelegenheit zu geben, sich öffentlich zu artikulieren 

und an Aushandlungsprozessen teilzunehmen.“ 

 

Es gibt ein paar weitere Anregungen, die diese Arbeits- und Expertengruppe formuliert hat: 

Demokratische Struktur in der Jugendarbeit, Teilhabe der Jugendverbände – alles richtig. Aber wer 

ein bisschen weiß, was ich so forsche, weiß auch, dass ich da etwas skeptisch bin in Bezug auf die 

Selbstorganisationsfähigkeit und demokratischen Strukturen in Jugendverbänden – aber das ist ein 

anderes Thema. Ich finde, diese Überlegungen sind gut. Ich bin dankbar, dass sie im Rahmen der 

eigenständigen Jugendpolitik entwickelt worden sind. Aber ich glaube, sie greifen zu kurz. 

Regularien im Kinder- und Jugendhilfegesetz einzuführen – das ist wichtig für die örtlichen 

öffentlichen Träger. Aber die Wirklichkeit der Beteiligung findet nicht allein in der Jugendhilfe 

statt, sondern findet in den Städten und Gemeinden statt, die keine örtlichen Träger der Jugendhilfe 

sind. Und darum geht es: Es geht um die Masse, um die wirklich große Masse der Fragestellungen, 

wo es um Beteiligung und um Teilhabe von Jugendlichen geht, die außerhalb der Kinder- und 

Jugendhilfe stattfinden werden. 

 

Und darum geht es: Dass wir das gewährleisten, dass wir dafür mehr brauchen, als die 

Expertengruppe vorgeschlagen hat. Die hatte den Job als Expertengruppe auf Bundesebene, sich 

dem Bundesgesetz zuzuwenden. Insofern legitim. Aber die Überlegungen müssten weitergehen. Ich 

rate dazu, zu fragen: Brauchen wir eine zivilgesellschaftliche Strategie, die nicht darauf abhebt, 

Regularien im Kinder- und Jugendhilfegesetz zu modifizieren? Und dafür möchte ich vier 

Überlegungen anstellen und dann nochmal auf die Frage der zivilgesellschaftlichen Unterfütterung 

und Strategie zu sprechen kommen. 

 

Zunächst einmal glaube ich, dass wir uns auf Landesebene Gedanken machen sollten, inwieweit 

Jugendförderungsgesetze zu Teilhabegesetzen werden. Es gibt Jugendförderungsgesetze – in 

Niedersachsen gibt es so eins, das mehr oder weniger eine Geldverteilungsmaschine ist, wo aber 

nicht geklärt ist, wie Teilhabe z.B. auf lokaler Ebene durch Modifikation der Kommunalverfassung 

diskutiert werden kann. Wenn man sich Niedersachsen und Sachsen-Anhalt anschaut, ist in der 

Kommunalverfassung ganz allgemein diskutiert, dass vielleicht Teilhabe stattfinden kann – das 

muss zu einem Muss werden. Und dort, wo dieses Muss nicht realisiert wird, muss man sich auch 

darüber Gedanken machen, wie weit wir das kommunale Satzungsrecht nutzen können. Das ist 

bisher in der Beteiligungsdiskussion, in der Teilhabediskussion überhaupt nicht groß reflektiert 

worden – das kommunale Satzungsrecht, die Hauptsatzung einer Stadt, einer Gemeinde mit Rechten 

auszustatten, die aktive Teilhabe ermöglichen. Und das ist auf kommunaler Ebene die zentrale 

Fragestellung. 

 

Wir brauchen – ich habe das Strategie der Heranführung an Teilhabe genannt – Verschiedene 

Instrumente. Roland Roth, ein Kollege von mir, hat den Schülerhaushalt evaluiert, ein Instrument 

der Überlassung von Geldmitteln der Kommune auf Ebene der Schulen, damit Schülerinnen und 



Schüler dort in einem demokratischen Prozess entscheiden, was sie mit diesem Budget machen 

wollen. Er kommt zu dem Ergebnis – eine Studie, die er vor vier Wochen veröffentlicht hat, bei der 

Bertelsmann-Stiftung hinterlegt, meines Wissens auch im Netz zu sehen ist –, dass das ein guter 

Ansatz sei, Beteiligung im schulischen Kontext zu ermöglichen. Ich finde den Gedanken des 

Politikchecks, der von dem Bundesministerium formuliert worden ist, auf lokaler Ebene mindestens 

genauso gut. 

 

Ich weiß, dass in Bremen im Bereich der etwas abgehängten Stadtteile ein Jugendlichen-Budget 

formuliert und realisiert wird, welches diesem Gedanken der Schülerhaushalte durchaus Rechnung 

trägt. Geht das vielleicht auch auf anderer Ebene, geht das vielleicht in den Kommunen? Und mir 

mag kein kommunaler Politiker, keine Politikerin, vor allem kein Kenner erzählen, dass 

10.000 Euro nicht da seien. Ich habe zu lange in dem System mitgearbeitet, um sehr wohl zu 

wissen, dass 10.000 Euro für eine Stadt für die Beteiligung von Jugendlichen, von Kindern 

verfügbar sind. Es ist für vieles verfügbar, und da greife ich auf das zurück, was auch Stéphane 

Hessel gesagt hat. 

 

Vielleicht brauchen wir so etwas wie eine Ombudschaft für die Frage der Teilhabe. Ich gehöre ja 

dem Kuratorium der JUST - Jugendstiftung an, und wir haben vorgestern eine kleine Beratung 

gehabt, da ging es um die Frage der Ombudschaft. Die meine ich nicht, ich meine die Ombudschaft 

in Fragen des Anrufens von sowohl pädagogisch wie auch politisch versierten Menschen, wenn 

Teilhabe verweigert wird. Vielleicht müssen wir darüber auch mal reden. Auch das gehört für mich 

zu einer Strategie der Heranführung an Teilhabe. Natürlich ist es Aufgabe der Kinder- und 

Jugendarbeit, weiter mit diesem emanzipatorischen Verständnis, wie es Mollenhauer und andere 

formuliert haben, in der Alltagspraxis Beteiligung zu ermöglichen. 

 

Ich möchte an dieser Stelle auch einen Punkt als wichtig nennen, der in diesem Zusammenhang 

auch eine Rolle spielt: Das SGB II regelt bei Verweigerung von Mitwirkung nach den Vorgaben des 

Jobcenters die Sanktionen für Jugendliche unter 25 Jahren. Wer über Teilhabe redet, wer über 

Beteiligung redet, kann nicht über Sanktionen reden. Deshalb ist für mich bei den Überlegungen zur 

Teilhabe auch zu fragen, inwieweit dort und an anderer Stelle Veränderungen erforderlich sind. Ich 

weiß von meinem Kollegen Wolfgang Schröder, dass da dem Bundesministerium auch 

Entsprechendes vorgeschlagen worden ist, in dieser Richtung zu denken, inwieweit Sanktionen als 

Sanktionen der Unbotmäßigkeit weiter Bestandteil des SGB II sein können. 

 

Und schließlich die integrierte Strategie. Modernisierungskritik. Die Aspekte, die ich vorhin 

genannt habe wie Medialität, Direktheit, neue Kollektivität, Selbstwirksamkeit. Die Erfahrungen 

der Modernisierungskritiker scheinen mir für das Entwickeln einer integrierten Strategie zur 

Förderung von Beteiligung, insbesondere von Teilhabe, angemessen in unsere Diskurse 

einzubringen zu sein. Dort sind sie nicht angekommen. Wir haben mit einer gewissen 

Interessiertheit – das behaupte ich für viele der Anwesenden, wenn nicht für alle sagen zu dürfen – 

gesehen, was da passiert ist. Einige von uns werden daran beteiligt gewesen sein. An den 

zivilgesellschaftlichen Widerständen gegen irgendwelche braunen Schmeißfliegen sind wir 

beteiligt. 

 

Was heißt das für Beteiligungspraxis? Haben wir das schon übersetzt? Ich glaube nein. Ich sehe 

noch nicht, dass wir Medialitätskonzepte entwickeln, die anders sind als unsere tradierten 

Vorstellungen von Öffentlichkeitsarbeit. Ich sehe noch nicht die Kollektivitätserfahrungen der 

Modernisierungskritiker, inwieweit sie übertragen sind auf unsere Arbeitsbedingungen. Ich sehe 

noch nicht das Laboratorium in der Form, wie ich es hier angedeutet finde. Und jetzt greife ich 

wieder auf etwas, das Herr Heidenreich gesagt hat, zurück, das mir ebenfalls in dem 

Zusammenhang von großer Wichtigkeit ist: Wie betten wir das in unser Gemeinwesen ein? Sie 

haben von Gemeinwesenarbeit gesprochen. C.W. Müller und die zentralen Denker, die das 



Verbinden von Alltagserfahrungen, wie sie die Modernisierungskritiker sammeln, mit der Kinder- 

und Jugendhilfe oder mit der Sozialen Arbeit insgesamt formulieren. Auch darüber sollten wir 

nachdenken. 

 

Zwei Punkte zum Schluss: Die Interessen der lokalen Ökonomie sehen – heißt: sie für die Strategie 

aufzuschließen. Ich habe mit großem Interesse von einem Erfahrungsbericht eines Kollegen aus der 

Oberpfalz gehört, der mir sagte, wie er sein Jugendhaus gebaut, neu entwickelt, konzeptionell 

umgebaut hat unter Beteiligung eines ortsansässigen Großunternehmens. Natürlich geht es darum, 

dass die, was die Nachwuchskräftesicherung angeht, ganz legitime Interessen entwickeln. Aber hier 

ist ein Wechselspiel möglich geworden, das ich fast musterhaft sehe. Lokale Ökonomie und ihre 

Interessen und Jugendarbeit zu sehen. Und schließlich, wenn wir uns Stuttgart 21 anschauen: Es 

gibt gute Untersuchungen dazu – Wer hat Stuttgart 21 getragen? Dann haben wir ein 

intergeneratives Verhältnis: Es sind die Älteren und die Jüngeren – übrigens überwiegend die 

Älteren gewesen. Und das kann man auch bei Occupy Wallstreet beobachten, dass es nicht nur die 

jungen Leute waren, sondern die älteren Leute waren. Welche Ressource haben wir, was den 

politischen Prozess angeht, wenn wir Kooperationen, Bündnisse, Verhältnisse schaffen, die die 

Älteren mit einbeziehen? Die Generation der jungen Großeltern. Das mag für unsere 

Beteiligungsprozesse, für unsere Teilhabeprozesse eine interessante Perspektive sein. 

 

Ein Berliner Politikwissenschaftler hat die aktiveren Älteren, wie er es genannt hat, in Stuttgart 

gefragt, was ihre Motive sind, sich dort neben junge Leute zu stellen und mit denen die Bäume zu 

schützen: „Es geht um die Generation meiner Enkelkinder, es geht um deren Leben, es geht um 

deren Zukunft.“ Schließen wir das genug auf für unsere Verhältnisse? In den Meißner Thesen – und 

das zitiere ich abschließend – heißt es: aktiv ins Gemeinwesen, neue Akteure aufschließen, neue 

Allianzen gewinnen. Ich bin selber ein bisschen Autor dieser These. Kinder- und Jugendarbeit 

analysiert kommunale Macht- und Entscheidungsstrukturen und identifiziert dort unter Nutzung 

sozialwissenschaftlicher Instrumente relevante Handlungsfelder, Themen und Akteure, sie 

erschließt sich dort neue Partnerinnen, mittelbaren und unmittelbaren Einfluss auf die für ihre 

Zielgruppen und sie selbst relevanten gesellschaftlichen Diskurse und politischen 

Entscheidungsprozesse zu nehmen. In diesem Sinne: vielen Dank. 

 

 

Anke Miebach-Stiens:  

Vielen Dank, Peter-Ulrich Wendt. Auch hier haben wir Gelegenheit, Nachfragen, Verständnisfragen 

zu stellen. 

 

 

Teilnehmer: 

Ich versuche mich kurz zu fassen. Wenn wir über Jugendpolitik und auch über das, was 

Jugendpolitik braucht, sprechen – und Sie haben nun echt viel gesagt, was dafür wichtig ist, und Sie 

sind da in einer luxuriöseren Position als ich, der in der Jugendarbeit selbst noch tätig sein muss – 

sitzen wir da nicht mit den falschen Leuten gerade im Raum? Wenn ich grade an die höheren, die in 

der Politik denke, an Bundesministerien, dann kommt natürlich die Frage auf: Ist das eine 

Alibipolitik, die sehr exzessiv betrieben wird, um die Kräfte der Jugend im Zaum zu halten und zu 

bündeln? In den letzten zehn, 15 Jahren ist ja quasi in der Jugendpolitik nicht viel passiert. 

Ansonsten würden wir uns gerade nicht mit solchen Problemen wie Schneeberg konfrontiert sehen 

und müssen in alte Ende-90er-Strategien zurückverfallen, um dies wieder in den Griff zu kriegen, 

weil einfach nichts passiert. 

 

Dann lese ich Twittermeldungen, wo darüber diskutiert wird: Spricht man nun mit der NPD im 

Sächsischen Landtag bzw. Hygiene-Museum und und und. Ich könnte jetzt noch etliche Beispiele 

weiter aufzählen. Das sind alles Punkte – warum reden wir dann über Jugendpolitik? Die Probleme 



liegen woanders. Die Jugend wird viel zu sehr gebündelt, die Jugend wird im Zaum galten, die 

Jugend kann sich gar nicht mehr frei entfalten. Gerade in Sachsen – ich kann nur von Sachsen 

sprechen – werden Jugendkulturen so dermaßen eingeschränkt, so viele Vorgaben gemacht, dass die 

Jugendlichen gar nicht mehr die Potenziale entfalten können. In jedem Jugendhaus sitzen ältere 

Menschen, die deren Eltern sein könnten. Ist das Jugendarbeit? Kommen wir da zu einer 

anständigen Jugendpolitik? Ich denke nicht. Meine konkrete Frage: Würden Sie sagen, dass die 

Bundesregierung und auch die Länder eine übersteigerte Alibipolitik im Bereich der Jugend 

betreiben, um diese Kräfte, die die Jugend hat – und die Jugend hat Kraft, wenn man sie freilassen 

würde – das haben wir in den 70ern gesehen, das haben wir in den 80ern gesehen, das haben wir 

aber auch in den 90ern gesehen. Ist das, was Jugend im Zaum hält, diese Alibipolitik oder verfolgt 

ein Bund oder ein Land konkrete Ziele, in denen sie Förderprogramme installieren und 

Sozialarbeiter, -arbeiterinnen in Beschäftigung hält? 

 

 

Peter-Ulrich Wendt: 

Zunächst mal glaube ich nicht, dass der Bund eine Alibipolitik macht. Der Bund, sofern er als 

Bundesjugendministerium sich definiert – und das ist meine Wahrnehmung – hat ein sehr positives 

Verhältnis zu dem, was Jugend angeht und weiß um die Kräfte von Jugendlichen, weiß um die 

Entwicklungsbedarfe. Die Schlussfolgerungen, die man daraus ziehen mag, die mögen 

unterschiedlich sein und die unterscheiden uns auch. Aber ich würde nicht sagen, es ist eine 

Alibipolitik. Ob die Richtigen hier sind – ich sage wie bei open space: Wer da ist, ist da und der ist 

richtig hier. Diejenigen, die sich der Frage zuwenden, was Jugendpolitik ist, müssen ja nicht meiner 

Auffassung sein. Aber sie stellen sich den Fragen und geben Antworten auf die von Ihnen als 

Praktiker im Lande Sachsen gestellten Fragestellungen. Sie weisen auf ein Beispiel hin, das ich 

nicht kenne. Da will ich mich jetzt nicht exkulpieren, also nicht nach draußen begeben und sagen, 

ja, so ist das aber – da hab ich keine Ahnung. Ich kann nur sagen, dass das ein Gesprächsangebot ist 

für einen Diskurs, der in der Kinder- und Jugendhilfe, insbesondere in der Kinder- und Jugendarbeit 

zu führen wäre: Was haben wir in den letzten 15 Jahren für Erfahrungen gesammelt? Ich habe es 

vorhin zart angedeutet: Ich habe meinen ersten Beteiligungsprozess glaube ich als 16-Jähriger – ich 

bin jetzt 54, es ist also 38 Jahre her – bei der Schaffung eines Jugendraumes in einer kleinen 

Gemeinde im Umland von Frankfurt am Main erlebt. Und habe übrigens das erlebt, was ich hier 

auch eben referiert habe. 

 

Ich bin im Unterschied zu Ihnen nicht mehr beruflich in der Jugendhilfe tätig, in der Jugendarbeit – 

ehrenamtlich – erlebe also auch, dass es manchmal hart ist in diesen Prozessen, sich einzubringen, 

etwas bewegen zu wollen. Aber das ist unsere Energie, unser Elixier. Zu sagen: Wir lernen aus 

Erfahrungen. Und wenn die Erfahrungen so waren, wie Sie sie angedeutet haben – was heißt das in 

Bezug auf die Formulierung einer Strategie? Was müssen wir anders machen? Wen brauchen wir als 

Bündnispartner, um diese Situation, die Sie angedeutet haben, tragbar, veränderbar, gestaltbar, 

überwindbar zu machen? Sind die Akteure, die wir in der Vergangenheit, in den letzten 30 Jahren, 

was den Westen angeht und vielleicht in den letzten 20 Jahren, was den Osten angeht, als unsere 

Partner angesehen haben, wirklich die Richtigen gewesen? Sind es die richtigen Instrumente, die 

wir angewendet haben? Und da habe ich Zweifel. Das ist mein Gesprächsangebot. 

 

Deshalb sage ich: Schauen wir doch mal, was die Modernisierungskritiker uns beibringen können. 

Beibringen ist der falsche Begriff – was wir von ihnen lernen können. Und da sind solche 

merkwürdigen Gedanken wie: Stuttgart 21 genau anschauen, das intergenerative Verhältnis sehen – 

das gehört auch zur neuen Kollektivität dazu, dass Alte und Junge nebeneinander stehen. Dass die 

Älteren, die Alten sagen: Jawohl, es geht um die Lebensbedingungen meiner Kinder, und das ist mir 

nicht gleichgültig und da bringe ich mich mit meiner ganzen Kraft, meinen ganzen Möglichkeiten, 

mit den vielen Möglichkeiten, die wir in der Generation nochmal identifizieren müssen, ein. Das 

sind Leute, die Einfluss haben. Das sind Leute, die auf politische Prozesse Einfluss nehmen. Das 



sind Leute, die nicht die Klappe halten. 

 

Haben wir die richtigen Partner? Müssen wir uns neue erschließen? Und brauchen wir andere, 

vielleicht bessere Methoden? Vielleicht sind wir in zehn Jahren oder schon in fünf, klüger und 

sagen – „naja, waren tolle Worte, aber allein, mir fehlt der Glaube“, um es mit Goethe zu sagen. 

 

 

Teilnehmer: 

Du hast vorhin gesagt, Beteiligung ist eine Fragestellung von Macht, und zwar zwischen 

Jugendlichen und Erwachsenen – also auf die Jugendarbeit bezogen. Da will ich nochmal 

nachfragen, inwiefern sich dies relativiert in Bezug auf zivilgesellschaftliche Prozesse und 

Protestformen. Ich habe überlegt, ob es nicht eher eine Auseinandersetzung zwischen Besitzenden 

und Nichtbesitzenden ist. Jugendarbeit hat es ja über weite Teile mit einer bestimmten Schicht, 

einer Klasse, einem Milieu zu tun, das gerade nicht zu den Besitzenden gehört. Die 

Auseinandersetzungen um die Mittel und Ressourcen der Jugendarbeit könnte man insofern auch 

deuten als eine Auseinandersetzung zwischen Besitzenden und Nichtbesitzenden. Und dann 

nochmal die Frage, ob nicht diejenigen, die Kinder- und Jugendarbeit betreiben – es gibt da neuere 

Untersuchungen von Ziegler und Otto über die Frage der Haltung von Sozialarbeitenden –, nicht 

auch das exerzieren, also die Auseinandersetzung und das Kleinhalten und das Reproduzieren der 

herrschenden Gesellschaftsform an den benachteiligten, kleingehaltenen Kindern und Jugendlichen, 

die aus einem bestimmten Milieu kommen. Sind es nicht nur die anderen, die böse sind, sondern 

gehören wir nicht auch zu weiten Teilen dazu? 

 

 

Peter-Ulrich Wendt: 

Böse sind die nicht. Ich bin Politikwissenschaftler und sage, das sind Interessenlagen. Und dazu 

gehört das, was Mollenhauer übrigens auch immer diskutiert hat, dass der Generationenkonflikt 

verschränkt ist mit den Besitzverhältnissen. Was du sagst zu Besitzenden und Nichtbesitzenden – 

übertragen auf die Bedingungen der Kinder- und Jugendarbeit: Wer entscheidet, welche Ressourcen 

der Kinder- und Jugendarbeit zur Verfügung gestellt werden? Es sind die gleichen Akteure, die 

sagen, Kinder und Jugendliche werden wir so beteiligen, wie ich sie mit den instrumentellen 

Funktionen auch beschrieben habe. Da gibt es eine Verschränkung. Die ist ideengeschichtlich nichts 

Neues, sie kommt nicht von mir, sondern sie ist in der Beschreibung der Wirklichkeit vor 40 Jahren 

entwickelt worden und wird heute auch durch aktuellere Untersuchungen auch von Ziegler und Otto 

nicht bestritten. 

 

Natürlich hat es auch was mit den Kulturen, den Haltungen von Professionellen zu tun. Inwieweit 

sacken bestimmte gesellschaftliche Prozesse so tief ins Unterbewusstsein, dass wir sie 

reproduzieren? Das ist nicht auszuschließen, insofern würde ich den beiden Kollegen folgen, dass 

es in der Kinder- und Jugendarbeit auch die Exekutoren gibt, die genau das realisieren, was von 

ihnen auch erwartet wird. Die gibt es natürlich. Es ist keine Zunft von Menschen, die hellsichtig, 

schlau, gesellschaftskritisch, verwegen, mutig usw. sind. Das will ich gar nicht behaupten und ich 

kann das gar nicht einmal übelnehmen – unter bestimmten Dingen ist es wirklich schwierig, als 

Einzelkämpferin, als Einzelkämpfer in einem Jugendhaus zu arbeiten mit 20% dessen, was man 

bräuchte, um das Haus zu betreiben, mit einem Halbtagsvertrag. 

 

Ich habe das für Sachsen-Anhalt exemplarisch untersucht, was Prekariat in der Kinder- und 

Jugendarbeit bedeutet. Also ich habe glaub ich ein ganz gutes Bild, was mein Bundesland angeht, 

welche prekären Beschäftigungsverhältnisse existieren und dass die auch kulturell absacken und 

sich in Haltungen und in Praxen äußert. Das ist kein Vorwurf, das ist nicht einmal einer Bewertung 

gerecht. Aber es hat was damit zu tun, dass die Vielen sich natürlich auch ihrer selbst bewusst 

werden können. Also sich solidarisieren – das was ihr ja auch als Arbeitskreis unter anderem in 



eurem Papier formuliert – darauf kommt es natürlich dann an: Bin ich in der Lage, als 

Akteursgruppe mir meiner Möglichkeiten auch bewusst zu werden, jenseits des Lamentos darüber, 

dass ich als Einzelkämpfer keine Macht habe? 

 

Und da bin ich wieder bei Macht. Es ist miteinander verschränkt. Und wie gesagt, ich werfe das 

keinem Kollegen – ich werfe überhaupt nichts vor. Es wäre wirklich vermessen und frech, zu sagen, 

in solchen Situationen ist es aber eine Haltung, die völlig daneben ist. Ich kann sie erklären. Und ich 

weiß auch, dass ich mir vorstellen kann, dass man sie verändert. 

 

 

Teilnehmer: 

Ich möchte das, was Björn gerade gesagt hat, nochmal unterstreichen. Ich bin Stadtrat und auch 

Sozialarbeiter und setze mich sehr für Beteiligung ein, gerade von Jugendlichen. Und die Erfahrung 

zeigt mir, dass das dort funktioniert, wo keine professionellen Sozialarbeiterinnen beteiligt sind. 

Weil dieser Prozess der Beteiligung von jungen Menschen, von denen, die professionelle 

Sozialarbeit machen, gar nicht geleistet werden kann, weil sie so eingebunden sind in ihre 

Strukturen, in ihre Aufgaben, ihre Bürokratie, dass sie für dieses Feld – „jetzt nicht auch noch 

Beteiligung oder sowas“ – gar keine Zeit haben. Und will das ehrenamtlich machen, dass wir 

versuchen, mit jungen Menschen ins Gespräch zu kommen, Diskussionsrunden zu organisieren, 

Bündnisse gründen usw., wo man intergenerativ – wie Sie ja auch sagten: Das ist im ländlichen 

Raum gerade eine Chance für Beteiligung. Dann solche Sachen – ob man es jetzt Teilhabe, 

Demokratie nennen kann, weiß ich nicht. Oft ist es ja auch nur eine Teilhabefiktion, gerade, was 

diese virtuellen Geschichten angeht oder die Onlinepetition, die da gestartet wurde. Das sollte man 

nochmal kritisch hinterfragen, inwieweit da Beteiligung im Endeffekt gebremst wird, weil die 

Aktivitäten, die jetzt passieren, nicht zu einem gewünschten Ergebnis – überhaupt nicht realisierbar 

sind.  

 

 

Peter-Ulrich Wendt: 

Ich habe eine Studie vor einigen Jahren durchgeführt, in der ich die Haltungen von einhundert 

Fällen in der Kinder- und Jugendarbeit in Ostdeutschland und Westdeutschland miteinander 

verglichen habe. Ich bin nicht ganz so pessimistisch wie Sie, dass Beteiligung immer nur dann 

erfolgreich ist, wenn Profis nicht dabei sind – ein bisschen zugespitzt. Genauso wenig, wie es nur 

Jugendpolitiker gibt, die von Jugendpolitik keine Ahnung haben. Das ist genauso falsch. Irgendwo 

liegt da auch die Chance und der Charme, dass es Jugendpolitikerinnen und -politiker gibt, die aus 

einer spezifischen Betroffenheit heraus, aus einer spezifischen Interessenlage heraus – wie der 

Kollege Beckmann es vorher auch kurz angedeutet hat: der Landrat, der Kinder hat und zwar in 

einem Alter, wo es um Beteiligung geht, hat womöglich einen anderen Zugang zu dem Thema. So 

gibt es natürlich auch Fachkräfte, die nicht in das Muster reinfallen – „naja, Hauptsache, die nicht, 

sonst geht alles daneben.“ Das möchte ich allerdings, ohne dass ich eine repräsentative Übersicht 

über Sachsen hätte, behaupten wollen, dass es eben so ist. 

 

 

Anke Miebach-Stiens: 

Für den Moment schließen wir die Diskussion ab. Herzlichen Dank, Peter-Ulrich Wendt.  

 

 



Anforderungen. Standpunkte. Thesen – Jugendpolitik braucht…! 

Fishbowl-Diskussion 
 

 

(Anke Miebach-Stiens) Herzlich willkommen zurück. In den verbleibenden anderthalb Stunden 

wollen wir in die Diskussion kommen, stärker als es uns heute Morgen möglich war, und ich freue 

mich sehr, dass Sie zurückgekehrt sind und sich lebhaft beteiligen. 

Ich darf in dieser Runde zunächst begrüßen: Frank Beckmann, der zur Verfügung steht vom 

Deutschen Jugendinstitut, Professor Dr. Peter-Ulrich Wendt, den wir heute auch schon hören 

durften, von der Hochschule Magdeburg-Stendal. Ebenso Karl-Heinz Struzyna und Bernd 

Heidenreich. Außerdem mit in der Runde Berit Lahm, Amt für Jugend und Familie und Bildung 

der Stadt Leipzig. Wir haben gemeinsam ja eine der regionalen Veranstaltungen entwickelt. Das war 

spannend und darauf werden wir auch zu sprechen kommen. Außerdem, herzlich willkommen, 

Daniel Peisker. Er sitzt hier für den Kreisschülerrat im Landkreis Leipzig und war uns auch ein 

wichtiger Partner und Ideengeber mit dem Kreisschülerrat für eine der regionalen Veranstaltungen. 

Und außerdem darf ich begrüßen Andreas Kalbitz vom Zentrum für Eigenständige Jugendpolitik. 

Herzlich willkommen. 

 

Christian Kurzke und Ricardo Glaser werden mich unterstützen und die eine oder andere 

Fragestellung (Anm. wurden in der Pause der Veranstaltung gesammelt) hier mit in den Ring 

werfen und mit einbinden. Ich möchte mit einer Einstiegsfrage anfangen und um einen Satz bitten 

zum Thema: Was verstehen Sie unter eigenständiger Jugendpolitik? 

 

 

(Andreas Kalbitz) Das ist ja ein Grundsatz von Jugendpolitik, den ich immer sehr treffend finde: 

dass es auf jeden Fall eine ressortübergreifende Geschichte ist – indem man versucht, in 

verschiedenen politischen Ressorts für gutes jugendliches Aufwachsen entsprechende Bedingungen 

zu schaffen. Ressortübergreifend ist ein Stichwort genauso wie staatliche Ebenen übergreifend, das 

haben wir heute auch schon gehabt, Bund/Länder/Kommune, die europäische Ebene ist 

angesprochen worden. Und darüber hinaus, als Drittes, womit wir uns auch immer ein bisschen 

schwertun, auch für die Gestaltung jugendlichen Aufwachsens oder auch von Jugend im Hier und 

Jetzt gute Rahmenbedingungen zu schaffen, gute Ausgangslagen zu schaffen in anderen 

gesellschaftlichen Feldern, die vielleicht heute nicht so repräsentiert sind oder auch bei uns auf den 

Fachveranstaltungen mehr da sein könnten – sei es Schule, der ganze Bildungskontext, Medien, 

Wirtschaft. Arbeitgeber als solches, also nicht nur die in der freien Wirtschaft tätigen 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, sondern auch darüber hinaus – also verschiedene 

gesellschaftliche Bereiche, die einfach maßgelblich auch jugendliches Aufwachen bestimmen und 

jugendliche Lebensrealität maßgeblich prägen. 

 

(Berit Lahm) Ich verstehe unter einer eigenständigen Jugendpolitik den ziel- und 

ergebnisorientierten Dialog zwischen Jugendlichen und Politikerinnen und Politikern auf 

Augenhöhe. 

 

(Daniel Peisker) Ich sage, eine eigenständige Jugendpolitik ist eine Jugendpolitik, die nicht nur 

adressatenbezogen, sondern auch adressaten-einbezogen ist, sprich dass die Jugendlichen auch 

wirklich die Möglichkeit bekommen, sich einzubringen, sofern sie es denn wollen. Und es soll die 

Schule einbezogen werden als wichtiger Lebensinhalt für praktisch jeden Jugendlichen. Weil – die 

Schule ist wahrscheinlich der Punkt, wo man alle Jugendlichen, die ja bitte einbezogen werden 

wollen, findet und praktisch einsammeln kann. 

 

(Bernd Heidenreich) Da würde ich versuchen, dagegenzuhalten. Unter einer eigenständigen 

Jugendpolitik verstehe ich, die Lebensphase Jugend außerhalb institutioneller Verantwortung ernst 



zunehmen und das nicht nur als Humankapital zu verstehen, sondern ernst zunehmen in der 

Ansprache und in der Umsetzung und sich selber fragen: Wie lange halte ich Jugendbeteiligung 

aus? Als Erwachsener und als Professioneller. 

 

(Karl-Heinz Struzyna) Mir wäre wichtig: Wenn ich die Lebensphase Jugend ernstnehme, dann geht 

es darum, eine Politik zu entwickeln, die die eigenständige Lebensphase Jugend in den Blick 

nimmt, und zwar in der Gesamtheit sowohl im institutionellen als auch im außerinstitutionellen 

Bereich. Und das ist nicht allein eine Aufgabe von Politik, das zu entwickeln, auch nicht allein von 

Wissenschaft und auch nicht von Verbänden, sondern es ist letztlich ein gesamtgesellschaftlicher 

Prozess, der nicht durch eine Gesetzgebung oder durch eine Anweisung allein zu regeln ist. 

Vielleicht muss das flankiert werden. Aber es ist kein Schalter, den man umlegt und plötzlich ist 

alles anders. Letztlich ist es ein gesellschaftlicher Entwicklungsprozess, zu dem auch jede und 

jeder, auch jeder und jede hier im Raum, beitragen kann, wenn jeder mal guckt, in seinem 

beruflichen oder auch ehrenamtlichen Lebensumfeld, wo es Ansatzpunkte gibt. Ich glaube, da kann 

man doch das eine oder andere aus der Veranstaltung auch mit nach Hause nehmen 

 

(Frank Beckmann) Für mich ist eine eigenständige Jugendpolitik eine Politik, die sich an den 

subjektiven Interessen und an den objektiven Bedarfen von jungen Menschen orientiert. Und zwar 

in allen politischen Entscheidungsfeldern – und ich betone jetzt bewusst den systemischen Teil, den 

institutionellen Teil, den Teil, wo erwachsene Menschen Politik für junge Menschen machen im 

Rahmen von politischen Verfahren. 

 

(Peter-Ulrich Wendt) Eigenständige Jugendpolitik gibt es nicht. Jede Politik, die die 

Lebenswirklichkeit von jungen Menschen im Blick hat, ist Jugendpolitik und braucht den Zusatz 

„eigenständig“ nicht. 

 

(Anke Miebach-Stiens) Vielen Dank für diese erste Runde. Da knüpft eine Frage an, die ich gerne 

in den Ring werfen möchte: Wenn man den 14. Kinder- und Jugendbericht anschaut, dann gibt es 

dort sehr klare Formulierungen, unter anderem dahingehend, dass in den zurückliegenden Jahren 

die Jugendpolitik aus dem Blick geraten ist. Das steht dort fast wortwörtlich drin. Und die Frage ist, 

wer in dieser Runde teilt diese Auffassung und möchte uns Einblick geben: Wo konkret sollte sich 

Ihrer Meinung nach da etwas verändern, wie sollte so eine Inblicknahme funktionieren? 

 

(Herr Struzyna) Die vergangenen zehn Jahre, waren davon geprägt, dass die Politik aufmerksam 

wurde auf die frühen Lebensalter, befördert durch eine Reihe von ganz gravierenden 

Kinderschutzfällen und Kindstötungen, die Anfang der 2000er-Jahre durch die Presse gingen. Das 

hatte letztlich Konsequenzen dadurch, dass diese erste Lebensphase von der Geburt bis zu 2, 3 

Jahren, bis die institutionelle Betreuung im Kindergarten losgeht, erstmals in den politischen Blick 

gerückt ist. Zumindest in Westdeutschland, in der alten Bundesrepublik war diese Lebensphase bis 

dato eigentlich politisch tabu, weil man der Auffassung war: Das ist Sache der Eltern, da hat die 

Öffentlichkeit und die Politik nichts zu suchen. Und dann wurde deutlich auch durch die Häufung 

von mehreren Fällen, dass dem bei weitem nicht so ist und dass sich natürlich Öffentlichkeit und 

Politik kümmern müssen und das auch im Grundgesetz als Auftrag, als staatliches Wächteramt 

formuliert ist. Und daraus entstanden Bemühungen, die heute soweit sind, dass sie nicht nur als 

Modell fungieren, sondern weit in die Fläche vorgedrungen sind. Das war notwendig und es war 

eine ganz wichtige Entwicklung, daran schloss sich die Debatte um den Aufbau der 

Kindertagesbetreuung an. Zwei, drei Legislaturperioden hat es gedauert, bis wir den 

Rechtsanspruch jetzt im Gesetz stehen haben seit ein paar Monaten. Drinstehen tut er schon länger, 

aber seit August gilt er nun. Auch das bestimmte dann die politische Diskussion, auch notwendig. 

Aber dadurch geriet das, was die Jugendphase betrifft, aus dem politischen Fokus. Und nun, seit 

drei, vier Jahren, entdeckt man diese Lebensphase und das, was da eigentlich passiert bei jungen 

Menschen, welche Weichenstellungen in diesem Lebensalter erfolgen – teilweise durch eigenes 



Zutun, durch subjektive Entscheidungsfindung, teilweise aber auch durch die Rahmenbedingungen, 

die die Politik setzt, dass da eine wichtige, letztlich auch öffentliche Verantwortung liegt, diese 

Rahmenbedingungen möglichst auch positiv zu gestalten. 

 

(Bernd Heidenreich) Aus sächsischer Sicht kann ich die Entwicklung so nicht bestätigen. Es gab 

dennoch einen Paradigmenwechsel in den 90er-Jahren: Mit Herrn Dr. Geisler als Staatsminister war 

Jugendpolitik sehr aufmerksam verfolgt worden, aber lediglich – auch der Zeit geschuldet – in dem 

Fokus der politisch extrem polarisierenden Veränderungen von Jugendlichen. Und man hat auch 

schon in den 90er-Jahren ein Stück weit vergessen oder versäumt, auf die eigenen Ressourcen, auf 

die eigenen Stärken der Jugend zu setzen. Man hat Jugend – jetzt auch im Nachhinein betrachtet – 

vielleicht zu oft skandalisiert. Dann gab es objektive Notwendigkeiten, sich den frühen Hilfen 

nochmal anders zuzuwenden. Insofern waren die letzten Jahre im Sozialministerium sehr davon 

geprägt, die Frühen Hilfen nochmal anders aufzustellen, auch im Kontext zu unserer Geschichte 

nochmal neu zu verorten. Das kostet natürlich auch Geld. Im Ministerium ist es zwar 

richtlinienmäßig nicht versäumt worden Jugendarbeit weiter zu befördern, aber möglicherweise 

nicht mehr mit der notwendigen Konsequenz. 

Das muss ich auch für Sachsen so konstatieren und insofern bin ich auch dankbar für die Initiative 

vom Bund und ich bin auch dankbar, dass man konsequent auf die Lebensphase Jugend schaut, so 

wie es auch im 14. Kinder- und Jugendbericht beschrieben worden ist, hier nochmal an die 

Ressourcenorientierung, Subjektorientierung anzuknüpfen und über Beteiligungsprozesse oder 

anderes das Lebensalter „Jugend“ nochmal in den Fokus zu rücken, was uns tatsächlich etwas 

abhanden gekommen ist. 

Und jetzt gibt es aus meiner Sicht die Möglichkeit, sich präventiv nochmal neu aufzustellen. Hier 

sehe ich auch eine Chance der Revitalisierung von Jugendarbeit. Da erhoffe ich mir jetzt weiter, 

dass Jugendarbeit wieder zunehmend zum Ort für alle für Kinder und Jugendliche wird, also dass es 

wieder gelingt, die Heterogenität in Jugendtreffs und Jugendhäusern der offenen Tür ein Stück 

herzustellen und die Selbsthilfepotentiale zu stärken. Das ist meine Vision oder das, was am Ende 

vielleicht stehen könnte: Das Jugendarbeit attraktiv wird für die Professionellen und auch für die 

Besucher. Insofern – ja, der 14. Bericht stimmt. 

 

 (Anke Miebach-Stiens) Vielen Dank. Ich würde gern mal die beiden Vertreter aus den regionalen 

Veranstaltungen, Berit Lahm und Daniel Peisker, ansprechen. Wir waren ja vor Ort jeweils, im 

Landkreis, in der Stadt Leipzig auch. Zurückblickend auf diese Veranstaltungen: Was hat es 

gebracht vor Ort und wie geht es lokal weiter? 

 

(Daniel Peisker) Zuallererst fanden wir es erstmal sehr positiv, dass auf uns von Seiten des 

Jugendamtes und auch von der Jugendstiftung zugegangen wurde. Es heißt ja immer, man möchte 

die Jugendlichen integrieren – in dem Fall wurde es auch gemacht. Ich wollte übrigens generell mal 

sagen, dass ich es einen sehr schönen Ansatz finde, dass nicht nur über uns, sondern mit uns 

gesprochen wird, wie es ja immer gefordert wurde, auch wenn ich hier glaub ich als jugendlicher 

Leuchtturm dastehe. 

Ich fand, grundsätzlich war es eine sehr schöne Sache – wir waren ja auch tatsächlich fast 100 

Teilnehmer, ein Drittel davon ungefähr auch Jugendliche, was natürlich für eine 

Nachmittagsveranstaltung gerade in der Zeit von Prüfungsstress  – gut, wir hatten auch Werbung 

gemacht. Es war wirklich eine sehr vielfältige Themenpalette, die besprochen wurde, und so wie ich 

es mitbekommen habe, wurde es auch in den Medien so aufgenommen, dass da wirklich ein 

bisschen ein Stein ins Rollen gebracht wurde, das heißt es wurde wirklich als die 

Auftaktveranstaltung gesehen von der Reihe, die da folgte. Die Ergebnispräsentation fand ich auch 

ganz schön. 

Ein kleiner Wermutstropfen war vielleicht, dass unser Herr Landrat die Ergebnisse in seinem 

abschließenden Resümee nicht ganz für voll genommen hat – das heißt sämtliche Kritikpunkte. Z.B. 

Jugendliche, die sich nach der Schule in Vereinen organisieren wollen, haben aufgrund der 



mangelhaften Infrastruktur, der Busverbindung oftmals nicht die Möglichkeit dazu. Das wurde ein 

bisschen ausgeräumt, er war der festen Überzeugung, dass es für Jugendliche im Landkreis Leipzig 

eigentlich keinen Grund gibt, im Erwachsenenalter die Heimat zu verlassen. Das haben eigentlich 

alle Beteiligten so gesehen. 

Im Nachhinein würde ich sagen, es wurde eine sehr schöne Veranstaltung, die bestimmt vielen 

Leuten, vor allem den Anwesenden, aber auch vielleicht denen, die dann im Nachgang davon 

gelesen haben, eine Menge gebracht hat. Ich weiß nicht, ob es in Leipzig genauso war, aber ich 

nehme es doch an. 

 

(Berit Lahm) Das ist doch eine gute Überleitung. In Leipzig fand eine Fachveranstaltung nicht mit 

Jugendlichen – das war auch so geplant und angedacht – zu dem Thema Jugendpolitik als 

Befähigungspolitik statt. Wir hatten zwei sehr interessante Fachvorträge durch Frau Professor 

Zander und den heute schon mehrmals benannten Herrn C.W. Müller – einen über 80-jähigen 

Mann, der eine Aura versprüht bei seinen Reden, dass man also nur hinschauen kann und innerlich 

lächelt. Insofern war das eine sehr inputreiche Veranstaltung zum Thema Resilienzforschung, also 

was brauchen Jugendliche, damit Jugendpolitik auch gut gelingen kann, was sind 

Unterstützungsfaktoren. Die Veranstaltung war sowohl eine inhaltlicher Input als auch Gelegenheit 

zur Diskussion aufgrund der Teilnahme von vielen Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern aus dem 

Bereich der Jugendarbeit, sie war natürlich auch sehr fokussiert auf die Schwierigkeiten, die mit 

vielen Ressourcen einhergehen, die man natürlich nicht bei so einer Veranstaltung klären kann. Aber 

dadurch, dass politische Vertreterinnen und Vertreter fast aller Parteien oder Stadtratsfraktionen 

anwesend waren, gab es die Möglichkeit, bei der Veranstaltung diese Forderungen in die Politik 

hineinzutragen. Und ich denke, das ist der erste wichtige Schritt und auch ein ganz wichtiges 

Ergebnis dieser Fachveranstaltung, immer wieder mit den politischen Vertreterinnen und Vertretern 

in Kontakt zu sein und auch die Forderungen von jungen Menschen oder auch von den Fachkräften 

immer wieder präsent zu halten. Und wenn es uns gelingt, das Bewusstsein in den politischen 

Kreisen für eine Jugendpolitik zu stärken und zu festigen, ich denke, dann sind wir auch auf einem 

guten Weg, tatsächlich Jugendpolitik auch praktizieren zu können. 

 

(Christian Kurzke - Teilnehmerfrage) Eine Frage, eine Karte von der Tafel „Erwartungen an die 

Jugendpolitik in Sachsen“, und die knüpft vielleicht genau an die Frage von Anke Miebach-Stiens 

an. Es wird nach einer Unterstützung auf kommunaler Ebene gefragt, also: Wie kann eine 

Übersetzungsleistung der Thematik überhaupt gelingen? Da steht auf der einen Seite der große 

schwere Begriff einer eigenständigen Jugendpolitik, und dann sitzen auf der anderen Seite 

idealerweise Jugendliche, Akteure vor Ort, Fachkräfte, suchen Entscheidungen, suchen 

Gemeinsames, versuchen Prozesse anzustoßen. Vielleicht klappt die Kommunikation mit der Politik 

vor Ort oder auch nicht. Ich würde einfach mal in die Runde werfen wollen: Welche Erfahrungen 

gibt es oder wie lässt sich das auch mit Hoffnungen untermauern, also welche Wünsche trägt die 

Runde zusammen? 

 

(Peter-Ulrich Wendt) Ich möchte einen ersten Versuch machen. Auf das bezugnehmend, was wir in 

den meisten Thesen diskutiert haben. Ich bin ja Hochschullehrer. Die Rolle der Hochschulen ist 

unterbewertet. Ich glaube, Beratung, Begleitung vor Ort durch eine kritische Sicht von draußen ist 

ein Beitrag zur Beantwortung deiner Frage. Wo ist die Stellung der Hochschulen im Begleiten von 

kommunalen Prozessen, die gelingen und misslingen dürfen? Daraufhin untersucht sein sollte in 

einem Klärungsprozess, der zwischen Akteuren vor Ort und Hochschulen durchaus erfolgen kann, 

was man anders, mit wem anders, wie anders machen kann. Das ist ein Teil der Antwort. Das sehe 

ich, bezogen auf den gesamten ostdeutschen Raum, aber auch oft im westdeutschen Raum, fast 

nicht. Es gibt nur wenige Hochschulen – in Baden-Württemberg ist das eine, Esslingen, die solche 

kooperativen Beratungsprozesse organisiert. Das fehlt insgesamt, da ist eine Ressource, die 

mitgedacht werden kann. Ich darf aber einschränkend sagen, man sollte es auch nicht überschätzen, 

aber zunächst mal versuchen. 



 

(Bernd Heidenreich) Du hast ja nach dem Übersetzer gefragt. Auf der einen Seite steht da der 

scheinbare Monolith „Politik“ und auf der anderen Seite der junge Mensch. Wir haben positive 

Erfahrungen gemacht, wenn die Prozesse kurzfristig und intensiv durch Sozialpädagogen – es 

müssen aber nicht unbedingt Sozialpädagogen sein, es können auch engagierte Erwachsenen sein – 

begleitet werden. Wir haben das Projekt „Hoch vom Sofa“, das heißt im Untertext "Teilhabe ist 

mehr als Teilnahme", und die Deutsche Kinder- und Jugendstiftung hat das dann übersetzt, damit 

das auch Jugendliche gut annehmen können mit "Hoch vom Sofa". Und da haben wir gemeinsam 

mit der Stiftung zwei wesentliche Dinge beachtet: dass es kurzfristig sein muss und der Erfolg 

greifbar. Also dass Kinder und Jugendliche mit ihren Erwartungen zum Bürgermeister gehen 

konnten: Ich will hier ein Baumhaus, ich will hier einen Spielplatz oder eine Skaterbahn. 

Wir haben dann – es waren natürlich mehr Bewerbungen als Geld da war – in einer 

Erwachsenenjury und in einer Kinderjury die spannendsten Projekte ausgewählt, und der Hit war: 

Die Erwachsenenjury musste dann ihre Entscheidungen gegenüber der Kinderjury begründen und 

umgekehrt. Und dadurch ist ein Ranking entstanden und die Projekte konnten umgesetzt werden 

und das war ungefähr ein halbes Jahr von der Projektidee bis zu einer möglichen Umsetzung. Da 

war Politik oder Einflussnahme ins Gemeinwesen für die Akteure spürbar und greifbar. Sowohl die 

Bürgermeister als auch die Jugendlichen haben sich jeweils von einer anderen aktivierenden, 

wohlwollenden Seite kennengelernt. Und ich denke, das ist maßgeblich für solche Prozesse: die 

Kurzfristigkeit und das Handling, die Erlebbarkeit. Die jungen Leute werden ungeduldig, wenn es, 

für uns vielleicht verständlich, langwierige Prozesse waren. Doch solche Prozesse hatten wir auch – 

da war das Baumhaus in Chemnitz, wo dann das Umweltamt gesagt hat: „Baumhaus ist nicht“. 

Dann waren die Jugendlichen gefordert, sich ganz schnell umzuorientieren und das ist auch 

gelungen. In den Projekten haben wir gemerkt: Es braucht eine Begleiter, ohne Zweifel. Allein 

schaffen das junge Leute in aller Regel nicht. Und die Zeitspanne von Wunsch bis zu – 

Weihnachten, sag ich jetzt mal – , muss überschaubar bleiben, sonst funktioniert das nicht. Und 

erfreulicherweise bleiben die jungen Leute durch den Aha-Effekt in ihren Vereinen oder 

Jugendclubs oder oder oder erhalten und geben das weiter, sind dann Multiplikatoren. Das war eine 

sehr große und positive Erfahrung. Das kann ich hier aus der Praxis berichten. 

 

(Daniel Peisker) Ich denke, das ist wirklich ein wichtiger und guter Ansatz; das hätte ich auch 

gesagt. Ich denke einfach, das Problem liegt gar nicht unbedingt dabei, dass viele Jugendliche sich 

gar nicht beteiligen wollen, denn wir sind bestimmt einig, dass es genug Probleme gibt, wo die 

Jugendlichen sich gerne einbringen würden. Ich denke einfach, der Respekt der Jugendlichen ist 

heute einfach zu groß vor diesen ganzen bürokratischen Prozessen. Ich kenne unzählige Beispiele, 

wo Leute wirklich mal was machen wollten und dann sofort bei der ersten Station, meinetwegen im 

Rathaus, vor den Kopf gestoßen wurden – „Du musst hier hin, du musst dort hin“. Ich denke 

einfach, diese Beteiligungsschwelle müsste Stück für Stück herabgesetzt werden. Gerade das 

Projekt "Hoch vom Sofa" ist da ein wunderbares Beispiel. Man musste wirklich nur einen Antrag 

ausfüllen – man konnte sich natürlich wunderbar Hilfe holen bei Sozialarbeiter_innen, 

Vertrauenslehrer_innen und so weiter und so fort und dann auch wirklich in überschaubarer Zeit 

wirklich was schönes anrichten. 

Ein weiteres Beispiel, weil ich heute schon mehrfach gehört habe, "wir würden ja gerne mit den 

Jugendlichen in den Dialog treten, die wollen bloß nicht." Ein kleines Beispiel: Wenn eine 

Demonstration von Jugendlichen gegen den Lehrermangel, von Schülern organisiert, sachsenweit 

23.000 Anhänger findet und dann am Tag davor tritt der Herr Kultusminister zurück, dann ist das 

ein Beispiel für die Kraft der Jugendlichen. Und auch das war in der Schulzeit und auch das ist 

praktisch von den Jugendlichen selbst entstanden. 

Oder ein weiteres Beispiel aus meinem eigenen Erfahrungsschatz: Im Zuge der Verhandlungen um 

den Doppelhaushalt 2013/14 hatten wir es uns zur Aufgabe gemacht im Landkreis Leipzig, einfach 

mal mit den einzelnen Landtagsabgeordneten aus dem Kreis in Dialog zu treten. Wir sind dann zu 

zweit, du dritt hingefahren und haben denen praktisch dargelegt, wie Probleme an sächsischen 



Schulen, speziell an Schulen im Landkreis denn wirklich aussehen Sie haben natürlich immer 

Statistiken zur Hand, mehr als ein Normalbürger, würde ich mal behaupten. Aber ich glaube, wenn 

man das wirklich von einem Schüler mal vorgelegt bekommt, macht es vielleicht noch einen 

anderen Eindruck. Wir wollten damit praktisch erreichen, dass da vielleicht ein bisschen mehr für 

den Kultusbereich herausspringt. Wenn ich sage, mit allen Vertretern, dann heißt das mit den 

demokratischen. Das unterscheidet uns jetzt von der Landeszentrale für politische Bildung, möchte 

ich sagen. 

Auch das ist so ein Punkt, da hatten wir natürlich auch Respekt. Erstmal herauszufinden, wie man 

an die am besten herantritt, ans Büro zu schreiben und dann haben die da drei verschiedene 

Sekretärinnen und so weiter. Da hat man als Schüler trotz allem, auch wenn man vermutlich ein 

bisschen mehr Ahnung hat als der Durchschnittsschüler von politischen Prozessen und so weiter, 

hat man auch Respekt. Aber im Endeffekt merkt man, dass die Politiker, gleich welcher Fraktion, 

wirklich sehr positiv darauf reagiert haben, dass sich überhaupt mal junge Menschen finden, die da 

ihren Nachmittag opfern. Allein schon dieser Erfahrungswert zeigt eigentlich eine Menge und das 

haben wir dann natürlich auch so weitergesagt und dieses Konzept hat sich praktisch erstmal in 

Sachsen verbreitet.  

Und das natürlich dann auch in die unteren Ebenen, in die einzelnen Klassen zu tragen – ich an 

meiner Schule kann berichten, dass die jetzt schon eine ganz andere Sichtweise auf die 

Kommunalpolitik haben, und einige haben auch schon bei verschiedenen Bürgermeistern mit ihrem 

Anliegen vorgesprochen, sprich, Bushaltestelle müsste saniert werden, Bäume müssten gepflanzt 

werden, Schulessen schmeckt nicht. 

Praktisch die Themen, die die Jugendlichen im Endeffekt wirklich betreffen, denn außer den 

Jugendlichen betrifft die Schule ja nicht viele. 

 

(Teilnehmer 11) Ihr hattet also quasi dem Landrat was vorgetragen und der Landrat hat gesagt „das 

geht nicht“. Ich finde, das ist ziemlich kritisch zu würdigen. Wenn ich jugendpolitisch arbeite und 

Jugendliche oder überhaupt junge Menschen einlade, sich zu beteiligen, dann gewähre ich erstmal 

Beteiligungsrechte als Erwachsener oder als Politiker. Aber ich muss es dann auch aushalten, dass 

Forderungen kommen, und ich finde es fatal zu sagen, das geht nicht, wir haben gute 

Verkehrsinfrastruktur und wir freuen uns, dass eben die jungen Leute im Landkreis bleiben. Ich 

finde das ist sowas von tödlich. Also insofern denke ich, wenn man diese Rechte gewährt, dann 

sollte man sie auch ernstnehmen, Jugendliche ernstnehmen mit ihren Forderungen und auch 

aushalten. Wirklich nach Lösungen suchen und einfach nicht nur anhören und dann abfertigen, 

danke, das wars gewesen, nächstes Jahr wieder. Jugendpolitische Beteiligung von jungen Menschen 

ist mehr als nur dieses "ihr dürft mal etwas sagen", sondern sie müssen ernstgenommen werden. 

 

(Ricardo Glaser) Ich würde gerne nochmal die Rolle rückwärts versuchen und habe mich bereits 

für diese Karte entschieden. Hier wird nochmal ausgedrückt, dass die eigenständige Jugendpolitik 

auf Bundesebene recht abgehoben ist und schwierig in der Praxis – und da ist sicherlich sowohl die 

Praxis der öffentlichen Träger beziehungsweise auch der Politik in den Kommunen wie die der 

freien Träger gemeint – ankommt. Und es wird die Frage gestellt: Welche Argumente sollten denn 

tatsächlich die Akteure, die sich in dem Themenfeld starkmachen möchten, vor Ort nutzen, welche 

Argumente sind hilfreich, welche Argumente flankieren den Prozess der Entwicklung einer 

eigenständigen Jugendpolitik? Und dann eine Frage an alle, die sich hier befinden: Welche dieser 

Argumente wollen wir denn tatsächlich auch übernehmen? Wir in Sachsen, oder generell aus der 

Perspektive der Kinder- und Jugendhilfe, der Kinder- und Jugendarbeit im Besonderen. 

 

(Andreas Kalbitz) Abgehoben ist natürlich schon recht negativ. Ich finde, es ist immer bei so einem 

Prozess, der von Bundesebene aus angestoßen wird, ein Stück weit so, dass da bestimmte 

Grundsätze oder bestimmte Anreize, sich mit Themen und Fragestellungen zu befassen, gesetzt 

werden können. Und das muss natürlich auf der kommunalen Ebene irgendwann in der 

Lebenswirklichkeit ankommen, das ist ein langer Prozess, keine Frage. Abgehoben klingt aber so, 



als würde man sich nicht  darum kümmern, was auf der örtliche Ebene eigentlich stattfindet und sei 

das gar nicht das Anliegen, dass da irgendwann auch Verbesserungen zutage treten. Und das ist es 

definitiv nicht. Es gibt auf der abstrakten Ebene, auf der bundespolitischen Ebene nämlich durchaus 

doch einige Ergebnisse, die, wie ich meine, höchst relevant sind auch für die Ausformulierung von 

Jugendpolitik auf verschiedenen Ebenen und damit auch auf die Gestaltung der Lebenswirklichkeit 

von jungen Menschen. Auch hier in Dresden beispielsweise. Es war ja auch dieser Prozess – letzte 

Woche hatten wir auch eine Veranstaltung, da hatte eine Teilnehmerin geäußert, sie wäre ein 

bisschen enttäuscht von dem Prozess und von den Ergebnissen, die da bisher Zustande gekommen 

wären. 

Es ist schon wahnsinnig viel passiert, und zwar dahingehend, dass sie erstmal auf einer allgemeinen 

Ebene allgemeine Grundsätze einer eigenständigen Jugendpolitik benannt und beschrieben hat. 

Diese Grundsätze sind dann maßgeblich für politische Maßnahmen oder Anforderungen, die ich zu 

entwickeln versuche, die messen sich an diesen Grundsätzen, von denen ein ganz zentraler 

Grundsatz zum Beispiel lautet, Jugendliche an der Gestaltung von Politik auch maßgeblich zu 

beteiligen. Es war ja erstmal eine Skizze dieser allgemeinen Grundsätze, die Gültigkeit haben 

sollten, wenn ich Jugendpolitik implementieren möchte. Und die sind maßgeblich für politische 

Maßnahmen, die ich entwickeln kann zu verschiedenen Fragestellungen, die mögen Schule und die 

außerschulische Lern- und Lebensorte betreffen – das sind jetzt unsere Themenschwerpunkte im 

Prozess –, die mögen die Beteiligung der jungen Menschen vor Ort betreffen. 

Die Übergangsgestaltung ist ein zentrales Thema bei uns, von der Schule hin zu einem Job, und das 

nicht nur auf Verwertungskriterien ausgerichtet, sondern an den Persönlichkeiten und den Interessen 

der jungen Menschen selbst orientiert. Diese Grundsätze sind schon mal ein Ansatz, der bei der 

politischen Gestaltung auch auf kommunaler Ebene schon relevant werden kann. Das ist das Eine. 

Es ist aber darüber hinaus im Prozess auch passiert, dass wir im Bezug auf verschiedene 

Themenschwerpunkte erstmal Handlungsbedarfe ausgezählt haben: Was muss sich eigentlich tun, 

wenn ich über Partizipation spreche von jungen Menschen vor Ort? Wo sind denn da die Fragen, wo 

der Schuh drückt? Wo sind die Fragen, wo ich Antworten darauf finden muss? Da gab es zum 

Beispiel Expertinnen- und Expertengruppen, die, nachdem sie diese Handlungsbedarfe auch mit uns 

zusammen und über unsere Fachveranstaltung identifiziert haben, auch konkrete Vorschläge, erste 

Maßnahmen, Ideen entwickelt haben. Und das alles sind denke ich schon auch 

Argumentationshilfen, weshalb ich sage, es ist nicht ein abgehobener Prozess, sondern es ist ein 

Prozess, wo auf einer abstrakten Ebene, auf einer Bundesebene, von dort ausgehend, Dinge 

entwickelt worden sind, die ich mir schon auch hier vor Ort zu eigen machen kann und sagen kann: 

Guckt mal, hier gibt es einen Prozess, das nehme ich mit, das sind Argumentationshilfen, auch für 

mich, in der örtlichen Auseinandersetzung, wenn es darum geht, für Jugendliche bestmögliche 

Rahmenbedingungen zu gestalten. 

Da ist schon einiges passiert und das hilft vielleicht auch, das als Argumentationshilfe vor Ort 

weiter zu transportieren. Es gibt darüber hinaus auch Dinge – ein zentraler Themenschwerpunkt im 

Rahmen einer Fachveranstaltung war z.B. die Frage nach einer jugendfreundlichen Kommune. Wie 

muss eine jugendfreundliche Kommune aussehen? Und dann wurden Kriterien entwickelt. Da 

könnte man jetzt auch darüber diskutieren mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der 

Fachveranstaltung, mit Expertinnen und Experten, aus der Wissenschaft heraus, basierend auf 

einem Prozess, den es gibt, zur Entwicklung einer kinderfreundlichen Kommune. Und dann wird es 

ja relevant, wenn ich diese jugendfreundliche Kommune, diese Kriterien mir zu eigen mache und 

damit sage, das ist auch aus der Jugendhilfe heraus, mit anderen Akteuren zusammen entwickelt 

worden in einem fachlichen Diskurs, das wird auch geteilt durch zahlreiche Akteure. Dann kann ich 

das mir zu Eigen machen und kann auf örtlicher Ebene damit argumentieren und kann auch 

einfordern, wo Bedarfe existieren und wo eben auch absolute Defizite zu entdecken sind. Wenn ich 

das abgleiche, meine realistischen Verhältnisse vor Ort, die Gegebenheiten vor Ort mit dem, was 

dort z.B. steht was sich akut ändern soll. 

 

(Karl-Heinz Struzyna) Man könnte es noch ergänzen – ich war selbst auch viele Jahre auf der 



kommunalen Ebene tätig und wenn ich mir vorstelle, vor zwei oder drei Jahren, als Sozialpädagoge 

in einer Kommune zu sein und mich für eine neue Jugendpolitik zu engagieren, da wäre ich 

wahrscheinlich sehr alleine gestanden. Es sei denn, vor Ort gelingt es mir, den einen oder anderen 

Kollegen oder eine Hochschule, Hochschullehrer, mitzunehmen oder zu gewinnen. Aber die 

politischen Rahmenbedingungen, Materialien, die man sich da beschaffen kann, die waren nicht da. 

Und inzwischen sind solche Argumentationen im Kinder- und Jugendbericht, da sind viele 

Argumente zusammengetragen, warum es einer Neuentwicklung der Jugendpolitik bedarf und nicht 

nur auf Bundesebene, sondern auch auf Landes- und auf kommunaler Ebene. Und dass das eben 

auch ein Thema ist, das natürlich die freien Träger und nicht nur die offene Jugendhilfe betrifft. All 

das ist im Kinder- und Jugendbericht zusammengetragen. Sehr spezifische Arbeits- und 

Argumentationsmaterialien hat das Zentrum entwickelt in den letzten zwei Jahren. Auf der Website 

kann man es runterladen. Aber das sozusagen vor Ort lebendig zu machen, das können die Papiere 

nicht von sich alleine. Das kann weder eine Sachverständigenkommission des Kinder- und 

Jugendberichts noch kann es die Bundesregierung per Weisung, sondern das muss auf der Ebene 

passieren, wo die Fachkräfte auch ein Interesse daran haben. Und heute glaube ich, sind die 

Bedingungen günstig, auch vor Ort was zu entwickeln und vor Ort was anzuschieben. 

Wenn niemand da ist, der den ersten Schritt tut – von alleine passiert es möglicherweise nicht. Also 

ich hoffe, wir können ein paar Anregungen gewinnen, nicht nur skeptisch nach Hause zu gehen, 

sondern das eine oder andere auch mitzunehmen oder sich im Nachhinein dann auch zu besorgen. 

 

(Anke Miebach-Stiens) Eine anschließende Frage möchte ich noch stellen, bevor Christian Kurzke 

zu Wort kommt: Nochmal mit Blick auch auf den Innovationsfonds, der vom Bundesministerium 

angeregt wurde: Kann man da schon von Ergebnissen sprechen, haben Sie schon Einblick 

dahingehend, was ist andernorts passiert, in anderen Bundesländern beispielsweise? Was sind für 

Effekte entstanden? 

 

(Karl-Heinz Struzyna) Das ist noch nicht ausgewertet, weil die Projekte ja teilweise noch laufen, 

Ihres ja auch. Insoweit gibt es da noch keine abschießende Bewertung, aber es gibt natürlich erste 

Eindrücke, so wie hier auch. Die Idee, einen Innovationsfonds für bestimmte Themenfelder 

aufzustellen, ist mit Begeisterung angenommen worden. Menschen vor Ort, es braucht immer 

jemanden, der dann tatsächlich diesen Schritt auch tut, der sich einen Antrag besorgt und überlegt: 

Was schreib ich jetzt da rein? Aber die Möglichkeit zu haben und dann Ideen, die man vielleicht 

schon ein halbes Jahr oder zwei Jahre mit sich rumträgt, anzufangen umzusetzen, das ist glaub ich 

eine ganz gute angenommene Möglichkeit. Inwieweit das auch über das eigentliche Projekt hinaus 

wirken kann, also Nachhaltigkeit, wie es weitergeht, wenn die Projektlaufzeit zu Ende ist, oder ob 

es irgendwann eine Art Regelstrukturen gibt, wo positive Entwicklungen in Alltag übergehen und 

nicht nur dann, wenn es mal Zusatzgeld gibt, macht man ein Projektchen und sonst eben nicht, das 

lässt sich im Moment noch nicht sagen. Aber immerhin hat es Aufmerksamkeit erweckt und hat 

Fantasien und Initiativen vor Ort auch ermöglicht, etwas zu beginnen. 

 

(Christian Kurzke) Ich will versuchen, ein bisschen polemisch jetzt zu sein, ein bisschen zu stören. 

Es gab grade einen Gesprächsgang dazu, wie denn abgehobene, eigenständige Jugendpolitik vor Ort 

ankommen kann und dann gibt es wieder ganz viele Worte – "ja, man muss ja nur und wir haben 

doch Vorschläge gemacht, wir haben unterbreitet". An der Tafel geht es um Erwartungen an die 

Jugendpolitik in Sachsen. Ich finde da drei Themenschwerpunkte bei den Antworten. Antwort 1 – es 

braucht eine Nachhaltigkeit, es braucht Ressourcen. Antwort 2  – es braucht Jugendpolitik. Und 

Antwort 3 – ungefähr zwei Drittel aller Karten beziehen sich darauf: Es braucht gelebte  

Partizipation. Also beispielsweise eine Karte: Jugendliche in den Prozess einbeziehen. Eine andere 

Karte, die finde ich ganz spannend: Transparenz für Jugendliche bzw. Transparenz für alle 

herstellen. Auf derselben Karten steht: Jugendpolitik muss gemacht werden, nicht nur darüber 

gesprochen werden. 

So, jetzt nehme ich wahr: Wir reden gerade drüber – man müsste, man könnte, man sollte. Ich 



behaupte, im Raum sitzen viele, die sagen, wir würden gern, wir möchten usw., aber – hm. Und es 

gibt das Suchen danach, wie eine eigenständige Jugendpolitik verlebendigt werden kann. Mit 

anderen Worte: Ich will mehr hören, ich möchte gerne, dass Sie das konkreter machen, dass ihr das 

konkreter macht, dass ihr das vertieft. Was braucht eine sächsische Jugendpolitik, damit wir das 

abgehobene Konzept der eigenständigen Jugendpolitik verlebendigen in Sachsen? Ich polemisiere. 

 

(Teilnehmer) Ich will nochmal stören. Ich würde nochmal ergänzen –Ich habe ein bisschen den 

Eindruck, das ist hier die Abschlussveranstaltung von Jugendpolitik. Wir fühlen uns alle relativ gut 

dabei. Ich fühle mich überhaupt nicht gut dabei. Ich habe, Christian, den Eindruck wir machen hier, 

viele derer, die hier im Raum sitzen, machen Jugendpolitik. Ich habe aber den Eindruck, wir werden 

nicht gehört. Schlicht, es interessiert sich niemand. Hier wird darüber gesprochen, dass wir 

Argumentationslogiken entwickeln müssten, aufbauen müssten, Strategien usw. Das will doch am 

Ende keiner hören. Weil das läuft darauf hinaus, dass wir stabile Strukturen brauchen, das haben wir 

heute gesagt. Es läuft darauf hinaus, dass man registriert, dass 10-20% – Hans Uwe Otto sagte dass 

sehr deutlich – der Jugendlichen nicht gebraucht werden. Die werden schlicht nicht benötigt, die 

werden in Armut gehalten. Das sind Strukturen, die nicht antworten auf §1 Abs. 4 Kinder- und 

Jugendhilfe soll dazu beitragen, positive Lebens- und Aufwachsbedingungen zu erfüllen. 

Wenn ich mit den Jugendlichen, mit denen ich täglich zu tun habe, darüber rede, die lachen mich da 

aus. Es trifft nicht deren Lebensrealität. Und ich hab die ganze Zeit überlegt, das kommt ja von EU 

bzw. Bund – welche Interessen stecken dahinter, eine eigenständige Jugendpolitik einzufordern? Ich 

bin am Ende dazu gekommen zu sagen, vielleicht ist der Impuls, französische Vorstadtverhältnisse 

zu verhindern. Also nichts zu ändern, aber den Druck rauszunehmen, der sich bisher ja überhaupt 

noch nicht entwickelt hat. Ich begreife Jugendarbeit auch ein Stück weit als: Wir müssen den Druck 

erzeugen, mithilfe von Kindern und Jugendlichen. Und wenn wir uns aber natürlich einbeziehen 

lassen in kommunale Strukturen und über Jugendpolitik reden und Schnickschnack, da fehlt uns die 

Zeit, fehlt uns das Rückgrat, es fehlt uns – da sind uns auch die Strukturen kaputtgemacht worden – 

die Kraft und es fehlt die Haltefähigkeit der Strukturen, uns zu halten. Wir machen uns doch fort 

aus der Jugendarbeit, sobald wir nur können. Oder viele von uns, einige bleiben auch. Also mich 

stören hier ganz viele Punkte – ich krieg das gar nicht so kurz auf den Punkt gebracht. Aber ich will 

nochmal sagen, ich finde nicht, dass wir auf einem guten Weg sind, gar nicht auf einem guten Weg 

sind. 

 

(Teilnehmerin) Ich will an zwei Fragen anknüpfen: Was kann der Bund tun und leisten, was muss 

er tun, was machen wir damit? Ich denke da ein bisschen an meine Verbandsarbeit. Ich bin im 

Landesverband Soziokultur, einem Jugend- und Kulturverband tätig. Was mache ich? Ich schreibe 

Positionspapiere. Ich kann das ins Corax-Fachmagazin setzen lassen, ich kann das auf die 

Homepage stellen. Und dann war's das erstmal. Das heißt, ich muss damit rechnen – kann es 

versuchen, unter die Leute zu bringen und Werbung zu machen – dass die handelnden Akteure vor 

Ort dieses Papier aufgreifen und die Übersetzungsleistung erbringen und was damit machen. Und 

ich glaube, ähnlich ist es im Bund. Natürlich können das die Länder aufgreifen. Wenn ich jetzt z.B. 

aber vor Ort als Träger, als handelnder Akteur, aus der Praxis merke, da passiert nichts: Dann bin 

ich trotzdem in der Lage, zu schauen: Wie kann ich handeln, wie kann ich übersetzen, wie kann ich 

das meinetwegen den Jugendlichen näherbringen, wie kann ich das meiner Oberbürgermeisterin, 

meinem Oberbürgermeister näherbringen? Und dazu braucht es wirklich Übersetzungsleistung, 

weil, was ich sehr häufig wahrnehme, ist: Wir verstehen uns untereinander nicht, weil auch 

innerhalb der Sozialarbeit eine Dunstglocke existiert. Wir reden aus der Fachwelt heraus, aus 

unseren Ansprüchen, das ist auch richtig, das ist gut. Aber manchmal muss man ein bisschen 

kleinere Brötchen backen. Das habe ich in 5, 6 Jahren Sachsen und Aktivität im landesweiten 

Dachverband wirklich gelernt. Weil ich gemerkt habe, dass es nicht immer einfach ist und dass man 

häufig seine Argumente durchdenken muss, seinen Gegenüber, seinen Kooperationspartner 

anschauen muss und da auch gemeinsam mit anderen Aktivitäten und Strategien entwickeln muss. 

Deswegen sehe ich es gar nicht so negativ, sondern denke, es ist eine Auftaktveranstaltung – dass 



wir noch bei 0,001 stehen möglicherweise, wo hinten eine 100 steht, das ist eine andere Geschichte.  

Aber ich hab es mittlerweile auch satt, mich weiter zu beklagen, was alles schlimm und schlecht ist. 

Das weiß ich. Das macht mich manchmal kirre und wahnsinnig und treibt mich entweder zu Ironie 

oder zu Heulkrämpfen vor dem Computer. Aber ich weiß: Es geht weiter. Und ich weiß, es gibt 

immer noch Akteure und es gibt auch Generationenwechsel, es gibt Leute, die das anders sehen. 

Und deswegen denke ich, muss man das, was jetzt passiert in der eigenständigen Jugendpolitik, gar 

nicht mit einem grundsätzlichen Verdacht betrachten, sondern es gibt eine Bewegung, die ist da und 

ich finde die Papiere auch nicht schlecht. Ich finde, da steckt nicht nur ein Verwertungsaspekt 

dahinter oder ein Ordnungsaspekt. Es wird immer verschiedene Motivlagen geben und ich denke, 

unser Auftrag ist es letztendlich, das Beste im Sinne der Jugend daraus zu machen. 

 

(Karl-Heinz Struzyna) Mir wird daran nochmal deutlich: Wenn ich mich sozusagen meiner 

Verzweiflung hingebe und eine total negative Weltsicht vor mir hertrage, bin ich dann ein gutes 

Vorbild, ein guter Gegenüber für die junge Generation? Mache ich der Jugend Mut, wenn ich nur 

pessimistisch in die Zukunft schaue und hinter jeder Aktivität eines anderen böse Motive vermute? 

 

(Berit Lahm) Ich denke, das war jetzt gar nicht Gegenstand dieses Beitrages, sondern es geht schon 

darum, immer wieder an einem Punkt auch kritisch zu reflektieren, wo steht man? Und wo hat man 

die nächsten Schritte zu gehen, wo geht es möglicherweise nicht? Und ich kann nur für Leipzig 

sagen: Leipzig ist da auch erst auf dem Weg, Jugendlichen tatsächliche Beteiligungsmöglichkeiten 

anzubieten, obwohl es durch den Stadtrat seit 2001 in der Dienstvereinbarung beschlossen und auch 

gesetzt war. Und ich bin sehr froh darüber, dass auch durch die Diskussion, die Jugend nochmal als 

eigenständige Lebensphase auch in den Blick zu nehmen, das sozusagen auch an die Politik 

heranzutragen, dass dadurch eben auch neue Möglichkeiten für Jugendliche entstehen. Und die sind 

im Sinne von Beteiligung und Partizipation – die Bandbreite der Möglichkeiten ist bei weitem nicht 

ausgeschöpft und ich sagte gerade, in Leipzig sind wir gerade dabei, eine Initiative 

Jugendparlament seit zwei Jahren zu unterstützen und zu fördern, die sich dann mal als ein 

Jugendparlament beweisen soll. Also mit Rederecht im Jugendhilfeausschuss und im Stadtrat. Jetzt 

kommt aber wieder das "aber": Wir sind auch Teil von Rahmenbedingungen; Gesetzlichkeiten sind 

heute benannt worden, die wir zu beachten haben, die uns auch auf einen Rahmen verweisen. Im 

Rahmen dieser Beschränkungen, denen wir ja auch unterliegen, da einen gangbaren Weg für 

Jugendliche zu finden, den sie dann auch mitgehen wollen, das ist eben sehr sehr schwer. Aber nicht 

unlösbar. Ich kann jetzt nur sagen: Die Gruppe, die das in Leipzig nach vorn bringt, hat jetzt eine 

Satzung mit den Stadträtinnen und Stadträten durchdiskutiert und abgestimmt. Die sind also an dem 

Punkt, wo sie sagen: Nächstes Jahr führen wir eine stadtweite Wahl durch. Und ich denke, das ist 

bei zwei Jahren Prozess das erste Mal, dass die Jugendlichen selbst auch mal Erfolge gespiegelt 

bekommen, wenn die Wahl erfolgreich ist. 

 

(Teilnehmer) An der Stelle würde ich natürlich nochmal sagen: Mein Verdacht wäre, weil es wieder 

eine bestimmte Form von Jugendlichen, eine bestimmte Schicht von Jugendlichen, einen 

bestimmten Teil von Jugend anspricht, weil auch die Formen die klassischen sind, aber darüber 

ließe sich ja im Einzelnen diskutieren. Aber ich will nochmal sagen: Wenn wir Regionen in Sachsen 

haben – ich will es nicht so wegdiskutieren lassen – wo wir 60% Kinder haben, die unter 

Armutsbedingungen aufwachsen in SGB II, denn brauchen wir aus meiner Sicht, wenn wir nicht 

bereit sind, über strukturelle Veränderungen nachzudenken und die massiv einzufordern und das 

zum Thema zu machen zum Beispiel – Aufwachsen unter Armut, Bildungsbenachteiligung und 

somit kaum Verwertungschancen auf dem Arbeitsmarkt, auch für die ganz speziellen. Wenn wir 

nicht bereit sind, diese Frage zu stellen, dann, finde ich, müssen wir nur realisieren, dass wir dann 

eine mittelstandsorientierte Kinder- und Jugendpolitik betreiben. Dann muss man es aber auch so 

nennen. Und dann folgt es nämlich, was heute wieder auf Spiegel Online steht: Genau dieser Logik, 

nämlich zu sagen, es geht jetzt in der Weiterentwicklung des Elterngeldes um eine Möglichkeit – 

finde ich nicht schlecht –, auf 30 Stunden runterzugehen für Eltern bis zu drei Jahren, und das wird 



dann finanziert durch den Bund. Das kostet ein paar hundert Millionen. Und wer wird davon wieder 

profitieren können? Nämlich nur all diejenigen Eltern, die in Arbeit sind. Und all diejenigen, die 

nicht in Arbeit sind, werden davon nicht profitieren können. 

Und das ist genau so eine Symbol- und Klientelpolitik, die in unsere Diskussion ja reinfällt, weil es 

ganz konkret die Lebens- und Aufwachsensbedingungen von bestimmten Kindern und Jugendlichen 

außer Acht lässt. 

 

(Teilnehmerin) Du hast einen Weg benannt gerade, finde ich. Der Hinweis ist ja richtig, das ist 

natürlich, es ist schwierig, die sogenannte Beteiligung einzulösen und dann kommen wir dahin, dass 

wir merken: Das sind dann halt die Schülerräte und Teilnehmerinnen des Confestival und Co. Und 

dann wird das kritisiert und da sind halt nicht alle dabei. Die Kritik ist richtig. Und man muss sie 

auch weiterverfolgen. Aber man darf auch nicht vergessen: Es geht nicht alles auf einmal. Das sind 

Prozesse, und wenn ich erstmal nur einen Teil der Jugendlichen bekomme, wenn sich nur ein Tel 

der Jugendlichen dazu entscheidet, was zu machen – das muss sich etablieren und dann kann es 

Stück für Stück weitergehen. 

Das muss ich auch nochmal betonen: In dem Moment, wo wir uns über Jugend unterhalten, 

unterhalten wir uns über Gesellschaft. Ich halte es gerne mit Klaus Farin, Jugend ist Spiegel unserer 

Gesellschaft. Und damit ist all das, was wir der Jugend abfordern, eigentlich nur ein Spiegel dessen, 

was wir in der Generation, die unsere ist oder die unsere Eltern sind, eigentlich genauso 

wiederfinden. Von daher denke ich, sollte man das nicht außer Acht lassen und kann man auch aus 

diesen Generationen sehr gut lernen. Trotzdem sage ich nach wie vor: Steter Tropfen höhlt den 

Stein. In diesem Sinne – reden wir darüber. 

 

(Anke Miebach-Stiens) Ich würde dann das Thema Lebensphase Jugend kurz in den Ring werfen, 

und wenn ich es richtig wiedergebe, in all den Veranstaltungen, die wir gemacht haben und die 

hoffentlich auch noch kommen, war das Thema immer: Es geht um alle – alle Jugendlichen, alle 

jungen Menschen. Es ist sogar ein sehr weiter Begriff. Zehn Jahre aufwärts bis hin zum 

Erwachsenenalter und berechtigterweise gibt es kritische Perspektiven darauf, vielleicht gibt es da 

nochmal Antworten, Einwürfe, wie kann es gelingen, alle zu erreichen? 

 

(Bernd Heidenreich) Ich bin 23, 25 Jahre in der sächsischen Jugendhilfe unterwegs und hab es 

gelernt, meinen Pessimismus abzulegen. Das war ein Stück Selbsterhaltungstrieb. Da sag ich dann 

vielleicht noch was dazu, wenn die Zeit dazu da ist, für eine Idee, wie das hier weitergehen könnte. 

Ich sehe es auch als Auftaktveranstaltung – wie gelingt es uns, in diese Beteiligungsprozesse, von 

denen wir ja alle so gerne reden jenseits von etabliertern Erwachsenenstrukturen, gewohntem 

Parlamentarismus und Unterarbeitsgruppen zu entwickeln. 

Wir reden hier über Jugendpolitik – das haben Sie, Herr Struzyna, ja gesagt, das ist nichts, wo man 

einen Schalter umlegt. Hier geht's ja um Bewusstseinsveränderung von Mandatsträgern. Es geht um 

Macht – wer bestimmt, was passiert? Und entweder es gelingt uns, mit Bürgermeistern ins 

Gespräch zu kommen und diese Ressourcen in Ernsthaftigkeit zu verankern, also dass Jugendliche 

ernstgenommen werden, dass der Landrat nicht sagt "du hast keinen Grund, Leipziger Land zu 

verlassen, weil es fahren noch drei Buslinien", sondern zu sagen, "ja, ok, könnt ihr etwas 

organisieren – ich helfe euch. Und ich denke, wir müssen uns auch selber als Sozialpädagogen 

fragen, wo lassen wir unsere Macht spielen? Ich zitiere immer dieses Projekt "Hoch vom Sofa" – da 

hab ich viele positive Erfahrungen gemacht und – was der junge Mann schon sagte: dass junge 

Leute unheimlich kreativ sind, unabhängig von ihrer sozialen Herkunft. Wenn die in einer Gruppe 

sind, dann entstehen da Geschichten und Projekte, und wenn’s eine Skaterampe ist (und das ist auch 

nicht despektierlich zu diskutieren). Aber wir haben es eben auch in dem Projekt erlebt, dass 

Sozialpädagogen Kinder instrumentalisieren, indem sie ein Kind einen Antrag schreiben lassen, um 

ihr eigenes Projekt zu pushen. Auch das war heute Thema. Und es geht nicht nur in die Richtung 

der Mandatsträger zu sagen, "denkt doch um, nehmt mich ernst". Es liegt auch an uns: „Nimm dein 

Gegenüber ernst“.  



Beteiligung –  ist ein kultureller Paradigmenwechsel. Wir brauchen hier nicht Jugendpolitik neu zu 

erfinden, wir haben das die ganze Zeit gemacht. Und wir haben auch gute Ergebnisse, wir müssten 

uns auch nicht miesmachen. Worum es geht, ist eine Übersetzungsleistung, eine Begleitung von 

jungen Menschen mit ihren Wünschen für ein gutes Aufwachsen und dazu gehören auch 

Missgeschicke und das müssen wir uns auch zugestehen. 

 

(Teilnehmer) Ich würde gerne anfangen mit dem Punkt, der schon oft genannt wurde, mit dem 

Machtaspekt, denn das empfinde ich nämlich als einen ganz wichtigen Punkt und auch, dass wir uns 

als Teil von alldem, als Sozialpädagogen und als Menschen, als Teile von dem System, von dem 

Staat, in dem wir leben, verstehen müssen, um von innen heraus eine Veränderung herbeiführen zu 

können. Das ist ganz schwer – ich hab selbst ewig lange dafür gebraucht, bis ich das nur 

ansatzweise verstanden habe. Was mir da am meisten geholfen hat, ist Wilfried Haugg, der es 

anhand des Kapitalismus erklärt hat, dass man sich innerhalb des Kapitalismus verstehen muss, um 

an dem Kapitalismus zu arbeiten. 

Zurück zur Jugendarbeit und zur Jugendpolitik. Ich muss aus meiner Perspektive sagen – es gibt 

einige Menschen in dem Raum, die würden das auch so bestätigen: Ich habe versucht, Jugendpolitik 

zu praktizieren. Und bis zu dem Zeitpunkt, wo ich mir als junger Mensch eine Lobby erarbeitet 

hatte, die groß genug war, um was zu machen, bin ich kein Jugendlicher mehr – ich bin jetzt einfach 

mal 30, ich bin kein Jugendlicher mehr. Ich hatte mein erstes Stadtratsmandat, da war ich 25, da 

kann ich mich nach SGB noch als junger Mensch definieren. Das ist jetzt auch vorbei. Ich habe als 

junger Mensch viele Dinge probiert, die dann in einem Projekt gegipfelt sind, was ein 

Jugendkulturbüro hervorbringen sollte. Dieses Projekt wurde an einen Träger übergeben und aus 

meiner Perspektive, die jetzt nur noch von außen stattfindet, denn ich musste mich aufgrund von 

finanziellen Engpässen irgendwann mal entscheiden: Arbeite ich jetzt in dem Projekt oder nehme 

ich lieber einen Job bei einem Träger an? Der Träger war einfach schneller, mir einen Job 

anzubieten als dass Aktion Mensch sich entschieden hatte, das Projekt zu bewilligen. Es ist für mich 

einfach eine persönliche Niederlage. Und das hat ein strukturelles Problem im Background, das ist – 

die Struktur, die das Projekt daran hindert, dass das Projekt ordentlich durchgeführt werden kann 

und zu einem Erfolg wird. In dem Projekt arbeiten nur Erwachsene. Es ist in strukturellen 

Bindungen so stark drin, dass es gar nicht ausbrechen kann und gar nicht der Raum da ist, dass 

Jugendliche sich innerhalb dieses Projektes entwickeln können. Wir haben in Grimma mehr als 

zehn Jahre gebraucht, bis wir es geschafft haben, ein Festival plus/minus Null zu fahren. Wir haben 

es irgendwie dieses Jahr hingekriegt. Aber das hat auch wieder was mit dieser Lobby zu tun. 

Mittlerweile sind wir alle einfach zu alt, ein Festival zu machen, das sich an Jugendliche richtet. 

Wir sind keine Jugendlichen mehr. Aber jetzt haben wir die Lobby, sowas plus/minus Null fahren zu 

können. Das ist ein Konflikt. Wie kommt man da jetzt raus? Wie löst man das? Und das ist ein 

strukturelles Problem. Das ist einzig und allein ein strukturelles Problem, das irgendwie 

aufgebrochen werden muss und da möchte ich jetzt an die Menschen hier im Raum appellieren, die 

das in ihrer Macht hätten, sowas aufzubrechen. 

Es wird Menschen geben in dem Raum, die sich ihrer Machtposition bewusst sind und diese 

Machtposition auch ummünzen könnten und daraus was schließen könnten. Einfach nochmal über 

das strukturelle Problem nachdenken, dass Jugendliche viel zu lange brauchen in ihrer Jugendphase, 

um ordentlich Jugendpolitik zu machen, um ordentlich Dinge anzugehen. Sie schaffen es einfach 

nicht, weil die Strukturen im Wege sind. Es muss was Eigenständiges sein, was den Jugendlichen 

eine Lobby gibt, wo die frühzeitig reinkommen können, ohne da zehn Jahre zu vergeuden. Die sind 

nicht vergeudet – die jungen Menschen lernen ja und partizipieren ja davon, aber was ist dann, was 

hat das für die Jugendlichen? Die Strukturen für Jugendliche müssen abgebaut werden, sie dürfen es 

nicht zu schwer haben. 

 

(Anke Miebach-Stiens) Ich würde gern überleiten, weil wir uns zeitlich schon der Schlussrunde 

nähern. Hier war die Idee, zu sagen: Wir müssten nochmal gucken, was könnte es noch sein, 

außerhalb der Strukturen auch Beteiligung zu ermöglichen? Außerdem wurde heute schon gesagt, 



dass wir Jugendpolitik nicht neu erfinden müssen – das hat Bernd Heidenreich vorhin gesagt. Aber 

die Frage hier an die Runde wäre: Was braucht es denn, um die Jugendpolitik in Sachsen 

weiterzudenken, neu zu denken, zu entwickeln? Und dazu würde ich nochmal einladen zu einem 

Abschlussstatement in den verbleibenden Minuten. 

 

(Daniel Peisker) Ich fand den Gedanken nicht schlecht, dass die Jugend ein Spiegelbild der 

Gesellschaft wäre. Ich habe über den Begriff eigenständige Jugendpolitik nachgedacht und dachte 

mir eigentlich ständig: Ist ja an sich was Positives, aber trotzdem ist es ja nicht schlecht, sich 

deshalb Unterstützung zu holen. Ich denke: Die Gesellschaft muss einfach auf die Jugendlichen 

einwirken. Wir haben ja in verschiedenen Foren nachweisen können, über Umfragen, die ja z.B. 

sagen, dass Jugendhäuser, die früher für Jugendliche mehr Raum geboten haben und besser 

angenommen wurden, zurückgehen und deshalb die Vereine, die Sportvereine beispielsweise den 

Platz einnehmen müssen. Und wenn ich dann höre, dass frisch geoutete Homosexuelle von ihren 

Trainern nach Hause geekelt werden mit den Worten "Euch will da keiner", was vielleicht im 

ländlichen Raum noch mehr vorhanden ist als in den Städten – das ist jetzt meine Erfahrung, ich 

hab da halt viele Sachen zugetragen bekommen – dann ist irgendwas falsch. Das führt dann 

wiederum dazu, dass die Jugendlichen sich nicht gewollt fühlen, sich nicht verstanden fühlen. Und 

das ist kein Einzelfall. Es ist natürlich wiederum schwer, auf die Gesellschaft einzuwirken, die 

praktisch mit einem Fingerschnipsen zu verändern, das weiß wahrscheinlich jeder, dass das nicht 

möglich sein wird. Aber trotzdem wäre das Beispiel so ein Punkt, wo man ansetzen könnte, da 

können vielleicht auch die Jugendpädagogen besonders drauf einwirken. 

Vorhin wurde gesagt, Jugendpolitik ist auf einem Weg. Ganz am Anfang hieß es, seit 14 Jahren 

hätten wir die Jugendpolitik verschlafen gehabt. Kann ich nicht beurteilen, da war ich drei. Aber ich 

kann es seit drei Jahren beurteilen. Und was ich in der Zeit gesehen hab, muss ich sagen – es geht in 

meinem Sinne bergauf. Ich kann ein kleines Beispiel nennen: Die Stadt Leipzig hat zu Beginn des 

Jahres sieben bildungspolitische Leitlinien vorgestellt. Und da hat sich der Stadtschülerrat gedacht: 

„Mensch, laden wir alle Schüler ein, die wollen“, um die breite Masse zu erreichen. Jetzt gucken 

wir uns doch mal diese bildungspolitischen Leitlinien an und gucken, was wir daraus machen, wie 

wir das interpretieren würden, was wir uns darunter vorstellen, was wir fordern. Es ist eigentlich 

eine wunderbare Sache, da sind wir uns bestimmt alle einig, dass die Jugendlichen sich da selber 

einbringen. Wir sind da wirklich zu umfassenden Ergebnissen gekommen. Ich kann bestätigen, dass 

wirklich auch viel Arbeit dahintersteckt, das alles so ordentlich zu Papier zu bringen in einem 

ordentlichen Format, und haben dann vom Stadtrat tatsächlich die Möglichkeit bekommen, die 

Ergebnisse in einer richtigen Stadtratssitzung vorzustellen, zur bildungspolitischen Stunde. 

So weit so gut. Der zeitliche Rahmen war beschränkt auf fünf Minuten. Das ist der Punkt wo ich 

sage: Da müsste es noch weitergehen, d.h. sie haben die Leitlinien übergeben, Bild in der Zeitung, 

alles schön, Jugendliche eingebunden. Aber was danach wirklich mit diesen Ergebnissen passiert, 

das entzieht sich dann den Handlungskompetenzen der Jugendlichen. Das wäre so ein Punkt, wo ich 

sage – schade, ne? Da wäre es wirklich schön, wenn man diesen beratenden Gremien, was ja die 

Schülervertretung auf einer höheren Eben darstellt, dann doch vielleicht ein bisschen mehr 

Entscheidungskompetenzen einräumt. Wie es z.B. jetzt auch im Landesbildungsrat ist. So ein 

positives Beispiel. 

 

(Berit Lahm) Da muss ich vielleicht ergänzen, zumindest kommentieren, weil ich ja auch in der 

bildungspolitischen Stunde anwesend war und das auch als eine wirklich wichtige Möglichkeit nach 

wie vor empfinde, dass junge Menschen zumindest das Wort an Politik richten können. In der 

bildungspolitischen Stunde ist es leider nicht so weit gekommen, dass ganz konkret gesagt wurde: 

Was machen wir jetzt mit den Ergebnissen? Aber es gibt da noch das Projekt "Lernen vor Ort" und 

dort ist eure Meinung nach wie vor ein ganz hoher Bestandteil auch der Weiterarbeit, insofern ist da 

auch nichts verloren. Was sich aber an dem Beispiel auch zeigt, ist letztendlich, dass oftmals 

vergessen wird, die Ergebnisse auch zurück zu koppeln. Und ihr wollt gerne wissen: Was passiert 

mit dem, was ich wünsche, was ich sage, was ich fordere? Und das ist eine Frage von 



Kommunikation. Kommunikation auf gleicher Augenhöhe. Ich habe in der besagten in Leipzig 

stattgefundenen Veranstaltung ein schönes Zitat von Herrn Müller gehört, und das ist mein 

Statement auch zu dem, was Jugendpolitik braucht. Das stand als große Überschrift über seinem 

Vortrag und das finde ich ganz wichtig. Kann sogar Lebensmaxime, Prinzip sein: "Nimmer sich 

beugen, kräftig sich zeigen". Und das braucht Jugendpolitik. 

 

(Peter-Ulrich Wendt) Ist ja fast kantisch. Kant spricht vom „krummen Holz“, das mehr sagt über 

das Wesen des Einzelnen als der Gedanke, dass man grade wachsen muss. Ich will aber da noch 

anschließen (Ich kann mich ja zu den Bedingungen in Sachsen nur zurückhalten): Was es vielleicht 

jugendpolitisch braucht, ist den anderen Ort. Ich höre gerne zu und es sind die etablierten 

Instrumente, die gewählt werden, es sind die Gremien, es sind die Strukturen. Wenn wir nochmal 

den Gedanken der Gemeinwesenarbeit, der nicht nur mit Müller – vor allem mit Müller, aber auch 

mit Ultsch oder Oelschlägel verbunden ist, ist es die Aufforderung, den anderen Ort zu wählen. Also 

ganz bewusst Jugendpolitik außerhalb der etablierten Strukturen zu machen. Das versuchte ich 

vorhin auch mit meinem Vortrag ein bisschen in den Gedanken zu bringen. Zu sagen, es gibt andere 

Orte, die wie ein Kontrapunkt wirken – das wäre wieder kantisch. Also einen krummen Weg zu 

wählen, um Öffentlichkeit herzustellen, Gegenöffentlichkeit herzustellen, die von einem Landrat 

vielleicht einfach mal so mit einer nonchalanten Geste weggewischt wird – "Ihr habt doch einen 

öffentlichen Personennahverkehr, da fahren halt drei Busse". Und als Jugendlicher muss man das 

anders erleben als als Landrat, der einen Fahrer hat, der den Benz über die Straßen bewegt. Also 

andere Orte der Öffentlichkeit zu suchen, andere Formen der Öffentlichkeitsherstellung zu suchen, 

so wie das eben mit einer Besetzung eines öffentlichen Platzes passieren kann. Andere Formen der 

Medialisierung zu wählen. Wir brauchen nicht nur die Tageszeitung. Wir haben unsere sozialen 

Netzte, wir haben unsere Kommunikationskulturen. Das mitzudenken und zu sagen, auch das ist 

Jugendpolitik, das braucht es auch: Einen Mut, eine Kultur, eine Bereitschaft, eine Lust auch darauf, 

andere Orte, andere Formen, andere Kulturen für sich zu entwickeln, das ist dann glaub ich auch ein 

Stück Jugendpolitik, die tragfähig sein könnte, auch das wäre eine Antwort auf die Frage, was 

braucht es? 

Und dann braucht es etwas, das möchte ich vehement unterstützen: Es braucht auch Menschen, die 

im Kopf die Freiheit besitzen zu sagen: Ich lasse mich nicht für bestimmte Dinge innerlich 

veranschlagen. Und ich will jetzt gar nicht eine Tirade loslassen, ich muss sagen, was da in der 

eigenständigen Jugendpolitik des Bundes passiert in den letzten Jahren, nötigt mir zum Teil auch 

Respekt ab, auch wenn ich kritisch bin. Es bleibt bei der Grundkritik der Instrumentalisierung. Es 

geht um Aktivierung und es geht um Aktivierung und es geht nochmal um Aktivierung. Das ist ein 

Teil des Dilemmas unserer Jugendpolitik der letzten 15 Jahre. Wir haben vor 15 Jahren über 

abweichendes Verhalten jugendpolitisch diskutiert. Und vor acht Jahren – das hat mein Kollege 

Heinz-Jürgen Dahme sehr gut mit Norbert Wohlfahrt nachgewiesen in einer Veröffentlichung in den 

Widersprüchen 2003. Seit acht, zehn, zwölf Jahren reden wir über die Notwendigkeit, dass 

Jugendliche sich einpassen müssen, Einpassen in ein bestimmtes System der Verwertung ihres – wie 

heißt es so schön – Humankapitals. Da ist alles gesagt. 

Und dazu gehören diese klugen Gedanken eben auch, dass man das auch ein bisschen 

mitdiskutieren muss, dass sie instrumentalisiert werden, für Zwecke, die von der europäischen 

Union im Rahmen ihrer Jugendstrategie formuliert worden sind. Es wirkt ja auch durch auf die 

Bundesrepublik Deutschland. Das sind ja nicht Entwicklungen der letzten zwei, drei Jahre, sondern 

der letzten zehn, zwölf Jahre, die eine Neuorientierung von Jugendpolitik im EU-Maßstab 

herbeigeführt haben. Und da sehe ich leider bei allen intelligenten, klugen und gut durchdachten, 

guten Veranstaltungen, guten Dokumentationen, guten Positionspapieren: Was da als eigenständige 

Jugendpolitik formuliert wird - das gibt’s nicht – mit eingeordnet. Und das ist schwierig. Da 

brauchen wir Menschen, die diese Freiheit besitzen, zu sagen: „Nö, da mach ich nicht mit“. Und 

zwar nicht, weil ich dagegen bin, so prinzipiell – das ist glaub ich der Zungenschlag, der nochmal 

formuliert werden müsste – sondern weil ich kritisch bin. Weil ich ein kritisches Selbstbewusstsein 

entwickle. Das braucht Fachkräfte, es braucht Pädagoginnen, Pädagogen auf unterschiedlichen 



Ebenen, die dieses Maß an Selbstkritik und Kritik an den Bedingungen, unter denen wir arbeiten, 

noch aufbringen. 

(Bernd Heidenreich) Ich denke, da kann ich anschließen, dass die Medaille von Beteiligung ja 

immer zwei Seiten hat. Ich muss mich auch kritisch dazu positionieren können und dennoch nicht 

abgewiesen werden. Es geht ja sozusagen um den Dialog und die Frage: Was bräuchte eine 

sächsische Jugendpolitik?  Ich wünsche mir einen Diskurs mit den Kommunalvertretern, also 

Städte- und Gemeindetag – wie viel Eigenständigkeit und Mitbestimmung gestatten die 

Bürgermeister ihren Jugendlichen. Also diesen Diskurs, den wir heute hier führen, auch mit den 

Kommunal-Verantwortlichen zu führen. Erst dann würde es uns gelingen. Ich habe heute früh 

gesagt, Jugendpolitik muss lebensweltnah stattfinden. Also brauche ich den Bürgermeister einer 

kleinen Gemeinde und ich wäre glücklich, wenn wir diesen Dialog ohne Zuschreibungen und 

überzogenen Erwartungen gleichberechtigt führen könnten und insofern kann dies heute hier nur 

der Anfang sein. Es geht darum, junge Menschen ernst zunehmen und nicht als Humankapital in 

einer Verwertungsgesellschaft zu verstehen. Das ist unsere Aufgabe. Ich würde mir auch die 

Fortführung dieses Veranstaltungformates wünschen. Es ist natürlich immer schwierig, eine gewisse 

Gruppe Jugendliche fühlt sich angesprochen, die sind auch gut vernetzt und politisch aktiv. Viele 

wollen damit aber gar nichts zu tun haben und auch die haben ja eine Meinung. Und das ist so 

meins: Wie bekomme ich denn das mit, über welche Programme? Aber was braucht sächsische 

Jugendpolitik, was braucht Sachsen? Ich denke: ein Grundverständnis in den Ausschüssen für die 

Lebensphase Jugend, dass man dies nochmal gut diskutiert, was gibt es da für Möglichkeiten? Und 

die andere Seite ist: Wie gestalte ich im unmittelbaren Lebensumfeld von Jugendlichen in den 

Städten und Gemeinden einen nachhaltigen Dialog mit ihren Jugendlichen. 

 

(Andreas Kalbitz) Was braucht eine Jugendpolitik? Für mich immer ein Stück, weil es jetzt hier 

auch nochmal auftaucht – Humankapital, Verwertbarkeit, Aktivierungspolitik usw. – diese kritische 

Grundhaltung. Es ist ein wesentlicher Grundsatz der Jugendpolitik, zumindest auf dieser 

Bundesebene, so wie der Entwicklungsprozess stattfindet, zu sagen, dass die Jugendpolitik den 

Ausgleich braucht zwischen gesellschaftlichen Interessen, die einfach existieren an Jugendlichen – 

davon können wir uns auch nicht  frei machen, die gibt es, und auf der anderen Seite aber natürlich 

den ganz persönlichen Ausgangslagen, den individuellen Bedürfnissen, den persönlichen 

Bedürfnissen, die die jungen Menschen selbst mitbringen. Ich glaube, dass die Jugendpolitik, wenn 

sie so angestoßen wird, für diesen Ausgleich mitverantwortlich ist zwischen den individuellen 

Ausgangslagen und Bedürfnissen der jungen Menschen, deren eigenen Interessenlagen auf der 

einen Seite und auf der anderen Seite auch den gesellschaftlichen Ansprüchen, von denen wir uns 

glaube ich alle auch nicht freimachen können. 

Dafür braucht es, das fiel ja schon, ganz viele verschiedene Orte. Nehmen wir mal ein Beispiel raus, 

weil das jetzt heute so ein bisschen Schwerpunkt war – das ist die Beteiligung – da gibt es die 

etablierten Orte der politischen Meinungsäußerung. Da fühlen sich einige Jugendliche ja auch sehr 

gut aufgehoben. Andere wiederum, für die ist eine Bürgermeistersprechstunde weißgott nicht das 

richtige Moment, um sich einzubringen, da findet das auf einer ganz anderen Ebene statt. Es gibt 

Online-Partizipationsformen, es gibt ja einen ganzen bunten Strauß und ich glaube, dass man auch 

alle diese Methoden braucht, weil einfach alle Jugendlichen ja auch unterschiedlich angesprochen 

werden wollen und können. Deswegen bedarf es auch der Vielzahl an Orten, in denen Beteiligung 

implementiert werden muss, in denen auch Jugendpolitik stattfinden muss. Und da braucht es auch 

Werbung für Jugendpolitik. Eigenständig ist ein etwas irreführender Begriff, wenn man dann über 

Ressortübergriff usw. spricht. Eigenständig bezieht sich ja darauf, eben diese Lebensphase Jugend 

besonders zu betonend, dass man da auch politische Verantwortung übernehmen muss. Und dafür 

zu sensibilisieren, in verschiedensten Orten, in verschiedensten Kontexten, das braucht eine 

Jugendpolitik schon auch noch. 

Nicht nur für die Lebensphase und für die Wichtigkeit von Jugendpolitik, sondern auch für das, was 

im Rahmen einer Jugendpolitik entwickelt wird. Also wenn ich mir z.B. Beteiligungsformate 

anschaue, es gibt den nationalen Aktionsplan für ein kindgerechtes Deutschland, da steht ja ganz 



viel schon drin auch von Beteiligungsmöglichkeiten oder welche Grundsätze man bei 

Partizipationsformen zu berücksichtigen hat, auf dass sie auch wirksam ist, dass Jugendliche auch 

Lust darauf haben. Und da stehen genau solche Sachen drin, dass es der Rückmeldekultur bedarf 

usw. Und dann ist das ein Bespiel dafür, dass man immer wieder dafür sensibilisieren muss, auch 

was die Inhalte von Jugendpolitik – in dem Fall jetzt in Bezug auf Beteiligung – betrifft, was dort 

für Grundsätze gelten könnten und die zu berücksichtigen sich sicherlich lohnt, um eine 

jugendgerechte Politik zu gestalten 

 

(Frank Beckmann) Ich habe ihnen sehr aufmerksam zugehört die letzte Dreiviertelstunde und weiß 

gar nicht, an welcher Stelle ich anknüpfen soll. Ich picke einfach einen Punkt heraus: Ich bin nicht 

hierhergefahren – und das ist mir klargeworden, ich war zu voraussetzungsvoll – mit der 

Überlegung oder der Frage oder in der Annahme, dass Politik nichts mit Macht zu tun hätte. Und 

ich bin auch nicht hierhergekommen in der Annahme, dass wir über die Grundfragen der 

repräsentativen parlamentarischen Demokratie miteinander reden. Ich sage das mit einem breiten 

Schmunzeln, weil ich als Soziologe, der vom Institut für Sozialforschung aus Frankfurt kommend, 

ans Deutsche Jugendinstitut gewechselt ist, mich durchaus mit solchen Fragen beschäftigt habe. 

Aber so habe ich die Diskussion um die eigenständige Jugendpolitik bislang nicht verstanden. 

Es sind noch sehr viele unterschiedliche Politikverständnisse hier im Raum. Und wenn Sie über die 

Entwicklung oder Weiterentwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik hier in Sachsen 

nachdenken möchten, ist es notwendig, sich über das Politikverständnis oder die verschiedenen 

Dimensionen von Politikverständnis, die hier im Raum schwingen, nochmal klar zu werden. 

Und ich glaube nicht, dass die wirklich konträr sind. Sondern die lassen sich gut aufeinander 

beziehen. Wir haben in der letzten Dreiviertelstunde sehr viel gesprochen über eine Jugendpolitik, 

die sich versteht als Politik von Jugendlichen. Es gibt aber auch eine Politik – und das hat etwas mit 

diesem repräsentativen parlamentarischen System zu tun – für Jugendliche. Und das ist so im 

Leben, das geht uns ja auch so als Erwachsene, da gibt es Räte und Regierungen und Magistrate 

und Bürgermeister und Chefs, Vorgeordnete und Vorgesetzte, Vorstände und je nach 

Gesellschaftsform, in der wir beschäftigt sind, ganz unterschiedliche Menschen, die Entscheidungen 

treffen, – und dann formulieren wir das ja in der Kinder- und Jugendhilfe ja noch freundlich – "für" 

uns. Wir würden ganz oft sagen, da entscheiden andere "über" uns. Und auch das ist so und 

vielleicht hat es auch was von politischer Bildungsarbeit, junge Menschen dabei zu begleiten, 

ertragen zu lernen, wie das ist, wenn andere über einen entscheiden und man selbst gegebenenfalls 

auch eine Entscheidung über einen anderen treffen muss. Konfrontiert mit dieser Realität – und das 

war meine Idee für heute Vormittag – mein Wunsch für die Entwicklung einer eigenständigen 

Jugendpolitik: dass die Perspektive von Jugendlichen an allen Orten, wo Menschen, egal ob jung 

oder alt, Entscheidungen treffen, die Jugendliche betreffen, dass deren Bedürfnisse dort 

vorkommen. Und damit meine ich ganz konkret Projekte, damit meine ich Verkehrsplanung, der 

Aspekt mit den Busverbindungen im Landkreis Leipzig, und das ernstzunehmen und 

wahrzunehmen. Ich komme ursprünglich aus Frankfurt, das ist eine wachsende Stadt, da gibt es 

noch Neubauviertel, da werden Flächennutzungspläne beschlossen, da ist die Bebauung so dicht, 

dass da überhaupt kein Raum ist für Aufenthaltsflächen. Und hinterher beklagt sich die 

Nachbarschaft über den Lärm von Jugendlichen zwischen 12 bis 14, die zu alt sind, um 20 Uhr zu 

Hause bei den Eltern zu sein, aber noch zu jung sind, um mit den in dieser Großstadt vorhandenen 

öffentlichen Verkehrsmitteln irgendwohin zu fahren.  

Stadtplanung, Stadtentwicklung – die ganze Frage von Arbeitsmarkt, von Beschäftigungspolitik. 

Nicht in dem Sinne der Unterstützungspolitik, wie wir sie begreifen und im Bereich der Kinder- und 

Jugendhilfe tun, sondern, wie sie im Bereich von Arbeitspolitik diskutiert wird. Wo kommen dort 

die Bedarfe von Jugendlichen vor? Das wäre meine Hoffnung an eine eigenständige Jugendpolitik 

neben der permanenten Herausforderung, als Jugendpolitik im Dialog mit Jugendlichen zu sein. 

Und für mich ist eine Jugendpolitik nicht vorstellbar, oder das Reden über Fragen, die Jugendliche 

betreffen, ohne mit ihnen darüber in einem Dialog zu stehen. Das kann ich anders nicht denken. 

Aber Jugendpolitik erschöpft sich nicht darin, davon bin ich fest überzeugt, zumindest nicht, 



solange wir uns auf dieses politische System verständigen als Gesellschaft, auf das wir uns 

verständigt haben. Und dann gibt es eben auch eine Politik für Menschen und das wäre mein 

Wunsch an der Stelle für eine eigenständige Jugendpolitik. Und als abschließenden Satz, da würde 

ich Ihnen zurufen, auch aus eigener Erfahrung – vorhin fiel das Stichwort mit der Macht – nutzen 

Sie Ihre Macht. Ihre Macht als Fachkräfte, als aktive, als engagierte, als politisch reflektierte und 

bewusste Menschen in Ihren Zusammenhängen, in Ihren Einrichtungen, bei Ihren Trägern, in Ihren 

beruflichen, aber auch ehrenamtlichen Kontexten. Überall dort, wo wir uns bewegen, gibt es eine 

Möglichkeit, genau das zu tun: Interessen und Lebenslagen von Jugendlichen zu thematisieren. Und 

es gibt wenig Menschen, die so gut und so viel und auch so reflektiert darüber Bescheid wissen wie 

Sie hier im Raum und die Jugendlichen selbst vielleicht. Weil dann kommen gleich die Fachkräfte 

in den Kinder- und Jugendhäusern. 

 

(Karl-Heinz Struzyna) Sie fordern mich heraus. Ich werde jetzt nicht nochmal das Ritual vollziehen 

und Ihnen erzählen, was der Bund alles Gutes getan hat. Ich werde mich beschränken auf ein mehr 

persönliches Statement. Was mich heute hier am meisten beeindruckt hat, war das Statement des 

jungen Menschen links neben mir. Und sein Mut, sich hier vor einer Runde von selbstzweifelnden 

Erwachsenen zu setzen und ihnen klipp und klar zu sagen, was er erlebt hat, was er auf dem Herzen 

hat, wo er hoffnungsvoll ist und wo er skeptisch ist. Das fand ich sehr mutig und das weckt in mir 

Hoffnung, dass die nachfolgende Generation nicht verloren ist, überhaupt nicht verloren ist. Sie 

geht ihren Weg und sie wird ihr Ding machen, egal, wie wir uns da beruflich oder ehrenamtlich 

positionieren. Und ich glaube, das ist auch ganz wichtig und ganz gut so, dass wir nicht den 

Anspruch damit verbinden – die Verantwortung, die haben wir tatsächlich als ältere Generation, 

eine Mitverantwortung. Aber wir haben nicht das Steuer alleine für die Jugend in der Hand. Sie 

würden die ja an der Nase herumführen, wenn wir den Anspruch vor uns hertragen wollen. 

Ich hab sowas in verschiedenen Zusammenhängen erlebt und war immer sehr angetan, wie forsch 

und klar und gleichzeitig noch freundlich so junge Leute sein können. Ich war es nicht in dem Alter 

ehrlich gesagt. Vielleicht ist das Generationenverhältnis heute doch etwas entspannter, als es zu 

meiner Jugendzeit war. Ich habe viel mehr aufbegehrt, ich habe mich viel mehr abgegrenzt von 

meiner Elterngeneration mit allen Konsequenzen, die das so haben kann im Lebensverlauf. Insoweit 

– also ich bin da ganz hoffnungsfroh. Ich verliere nicht aus dem Auge den Teil der Kinder und 

Jugendlichen, die weniger Chancen haben, die weniger Zugänge zu Bildung haben und die drohen, 

abgehängt zu werden. Das hat der Jugendbericht der Bundesregierung – die hat ihn ja nicht selber 

geschrieben, sondern eine Expertenkommission hat den geschrieben – da ist es auch klar 

ausgewiesen und an vielen anderen Stellen auch, dass unsere Gesellschaft auch schon im Kindes- 

und Jugendalter feststellbar auseinanderdriftet, und darüber müssen wir uns Gedanken machen: Wie 

kriegen wir diesen Zusammenhalt der Gesellschaft hin, auch angesichts des demografischen 

Wandels, der Verschiebung, der quantitativen Verschiebung zwischen Jung und Alt. 

Wenn wir die Probleme nicht lösen, dann muss es die nächste Generation lösen. Sie sind der 

Entscheidungsträger von morgen, sie sind morgen die Stadträte und die Bürgermeister. Es dauert 

nicht mehr lang. Ich denke, wir sollten unserer Verantwortung, jeder in seinem Arbeitsfeld, jeder in 

seinem Bereich gerecht werden, aber sollten auch darauf vertrauen, dass junge Menschen sich zu 

selbständigen Persönlichkeiten entwickeln und mit ihnen kooperieren. Sie ernstnehmen, sie zu 

respektieren. Das wünsche ich mir auch andersherum, klar. Wir wissen nicht, wie sich die Jugend 

entwickelt, die Jugend weiß nicht, was wir ihnen hinterlassen. also gegenseitiger Respekt ist glaub 

ich ganz gut. 

 

(Anke Miebach-Stiens) Wir sind am Abschluss und wir haben uns fest vorgenommen, die 

Veranstaltung auch wirklich um 16:30 zu beenden. Wenn Sie in Ihre Tagungsmappen geschaut 

haben, dann finden Sie dort drei Fragen. Denn es ist uns wichtig, mit diesem Abschlussforum dieses 

Thema in Sachsen nicht zu beenden. Es ist heute oftmals schon deutlich geworden, dass wir es eher 

als Start nehmen sollten und das möchten wir ausdrücklich betonen. Wir möchten also im Gespräch 

bleiben, wir möchten Vereinbarungen für die Weiterarbeit formulieren und dazu gibt es drei Fragen, 



die wir Ihnen in die Tagungsmappen mit hineingelegt haben und die Sie jetzt hier finden, nämlich: 

Welche Vereinbarung wünschen Sie für die weitere Arbeit bezüglich der Entwicklung der 

sächsischen Jugendpolitik? Wie möchten und können Sie sich persönlich, wie kann sich Ihre 

Organisation in diesem Entwicklungsprozess einbringen? Welche Akteure und gesellschaftlichen 

Gruppen fehlen, welche Themen sind bisher unbeleuchtet? Es ist uns sehr daran gelegen, Antworten 

auf diese Fragen zu bekommen, um diese Antworten auch einzubinden in die Dokumentation der 

heutigen Veranstaltung. Insofern die herzliche Einladung, diese Fragen auch im Nachgang der 

Veranstaltung mitzunehmen, zu bedenken, und uns Rückläufe zu geben. 

Ich möchte das Schlusswort an Christian Kurzke und Ricardo Glaser geben, die den letzten 

Programmpunkt durchschreiten werden, der da heißt: Resümee und Abschluss. 

 

(Ricardo Glaser) Ich würde gern auf zwei Aspekte hinweisen, die zumindest mir persönlich an dem 

Thema wichtig sind und die mich auch angetrieben haben, gemeinsam mit anderen das Thema zu 

verfolgen. Dass eine ist, dass in der öffentlichen Diskussion Jugendpolitik oftmals auf das Morgen 

verschoben wird – „das sind die Kreisräte von morgen“, „die brauchen morgen eine Rente“ „die 

Jugendlichen brauchen morgen eine Arbeit“. Aber ich denke, ganz wichtig ist tatsächlich, dass 

Jugend eine vergängliche Lebensphase ist, die ihre bestimmten Bedürfnisse hat. D.h. die 

Jugendpolitik muss insbesondere auch Lösungen für Heute, für das Hier und Jetzt anbieten und ich 

denke, dass ist sehr wichtig, auch für die Diskussion vor Ort mit den Kommunen. Der zweite 

Aspekt ist der: Im Laufe unserer Projektzeit hat mich unser Wettbewerbsname "Abenteuer 

Jugendzeit" immer mehr daran erinnert und damit verbunden, was für mich Jugendpolitik nicht aus 

dem Blick verlieren darf, nämlich, dass Jugendzeit eben auch eine ganze Menge Abenteuer sein 

muss, sein soll und auch sein darf und dass die Bemühungen, um eine bessere Rahmung und um 

eine bessere Unterstützung und um viele andere Instrumente, die man so den Jugendlichen an die 

Seite stellt, nicht dazu führen darf und sollte, dass die Lebensphase völlig verbaut wird und das 

Freie, das Ergebnisoffene, das Selbstbestimmte, das Wilde und Neue, auch das in Abenteuern 

Selbstwirksamwerden damit verloren geht. In diesem Sinn hoffe ich, dass die weitere Entwicklung 

tatsächlich eher Freiräume schafft als Freiräume verschließt. So wichtig natürlich die Unterstützung 

für diejenigen ist, die unter Umständen Freiräume nicht in der Form nutzen können wie andere. 

 

(Christian Kurzke) Ich mag auch erstmal was Grundsätzliches sagen und dann nach vorne schauen. 

Grundsätzlich haben mich auch umgetrieben so Seitenbemerkungen wie "alle, die hier im Raum 

sind" oder "die Fachkräfte der Jugendpolitik" – und dazu zähle ich übrigens nicht nur die 

Sozialarbeiter, Sozialpädagoginnen etc., sondern auch Politik und und und, das sind für mich 

Fachkräfte von Jugendpolitik – stehen in einer Verantwortung. Aus dieser Verantwortung geht nicht 

hervor, dass ich mich darauf verlassen kann, dass die Jugendlichen ihren Weg gehen werden. 

Sondern ich habe eine Verantwortung, muss die Jugendlichen dabei begleiten und ihnen die 

Möglichkeiten geben und schaffen, dass sie sich entwickeln können. Denn wenn wir es nicht 

machen, können wir an vielen Stellen derzeit beobachten, was das stattdessen heißen kann. 

Dann bemühe ich mich auch darin, meinen Pessimismus abzulegen. Das ist manchmal nicht leicht. 

Das spürt man auch im Raum, es gibt viel Pessimismus. Aber ich glaube, wir haben doch eine 

gehörige Argumentationssammlung. Ohne die jetzt priorisieren zu wollen: Wir haben auf der 

Bundesebene einen Prozess um eine eigenständige Jugendpolitik. Wir haben in Sachsen eine 

Erfahrung rund um den Prozess „Jugendpolitik braucht“ mit starken Ambitionen, weiterzumachen. 

Wir haben den Prozess der Meißner Thesen, die auf Erfahrungen verschiedener Regionen 

zurückgreifen können, auch mit Ambitionen, dranzubleiben. Wir haben verschiedene 

Positionspapiere des Bundesjugendkuratoriums, 2009 bereits die Essentials zu einer neuen Kinder- 

und Jugendpolitik veröffentlicht. Wir haben verschiedene andere Dinge, die ich nicht benannt habe. 

Und wir haben genau diese drei Stichpunkte da vorne. Und die alle könnten letztlich in einen 

starken Diskurs rund um eine Fokussierung auf eine sächsische Jugendpolitik münden. Da bin ich 

wieder bei der Verantwortung, mit der ich angefangen habe.  

Ich mag einfach alle motivieren, weiterzumachen, darauf, auf uns zuzukommen, Mitarbeit 



anzubieten, miteinander im Gespräch zu bleiben. Weil wenn wir uns zerfasern oder wenn 

verschiedene Akteure in verschiedene Richtungen gehen, kann es passieren, so wie wir es grade 

noch vermeiden konnten, dass fast zeitnah die gleichen Prozesse stattfinden. Sondern die Stimmen 

zu bündeln und danach zu fragen: Was kann denn eine sächsische Jugendpolitik sein? Es wird ab 

dem nächsten Jahr nochmal neu interessant: Kommunalwahlen, Europawahlen, Landtagswahlen 

(Zwischenruferin: Haushaltswahlen) Das heißt, wir haben nicht den Druck, wie verrückt vorher 

nochmal aktiv zu sein, sondern wir haben danach Menschen, mit denen wir reden können und 

müssen. Es ist glaube ich interessant, sich in einem Jahr wieder zu treffen und danach zu fragen. 

Und darüber einen Ort zu schaffen, wo ein Dialog stattfindet, was sächsische Jugendpolitik sein 

kann und meinen kann.  

 

Danke an alle, die da waren, egal ob Referentinnen, Referenten Mitdiskutierende, Teilnehmende, 

Musikantinnen, was auch immer. Vielen vielen Dank für das Mitdiskutieren, Mitdenken, Schaffen 

dieses heutigen Tages. Kommt alle gut nach Hause. Nächste Woche ist schon Advent – Schöne 

Weihnachten. Bis bald. 
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